
  

  

 

 

       
   

    

      

          
       

         
     

     
      

   
     

    
 

  
    

   
  

         
      

     
        

      
      

      
       

       
     

        
        

          
      

   
       

Deutscher Bundestag Drucksache 19/25319 

19. Wahlperiode 16.12.2020 

Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Lebensmittel-
und Futtermittelgesetzbuches sowie anderer Vorschriften 

A. Problem und Ziel 

Das Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch bedarf in mehrfacher Hinsicht der 
Anpassung an unmittelbar geltende Regelungen des EU-Rechts. 

Seitdem die Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 zum 1. Juni 2013 durch die Verord-
nungen (EU) Nr. 1129/2011 und (EU) Nr. 1130/2011 durch Ergänzung der An-
hänge II und III vervollständigt wurde, ist das Recht der Lebensmittelzusatzstoffe 
umfassend durch unmittelbar geltendes EU-Recht geregelt. Die Zulassung von 
Lebensmittelzusatzstoffen erfolgt ausschließlich auf EU-Ebene nach den Vorga-
ben der Verordnung (EG) Nr. 1331/2008. Für das in den §§ 6, 7 des Lebensmittel-
und Futtermittelgesetzbuches (LFGB) für Lebensmittelzusatzstoffe statuierte 
bundesrechtliche Verbot mit Erlaubnisvorbehalt besteht infolgedessen kein An-
wendungsbereich mehr. § 6 LFGB ist daher aufzuheben, § 7 LFGB wird in geeig-
neter Weise angepasst. 

Vitamine, Mineralstoffe, Aminosäuren und sonstige Stoffe mit ernährungsbezo-
gener oder physiologischer Wirkung, die bestimmten Lebensmitteln zugesetzt 
werden, sind bislang nach § 2 Absatz 3 Satz 2 LFGB den Lebensmittelzusatzstof-
fen gleichgestellt, mit der Folge, dass sie ebenfalls dem allgemeinen Verbot nach 
§ 6 LFGB unterliegen. Der Europäische Gerichtshof hat mit seinem Urteil vom 
19. Januar 2017 in der Rechtssache C-282/15 festgestellt, dass diesen Regelungen 
für Aminosäuren die Artikel 6 und 7 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 entge-
genstehen, soweit das generelle Verbot auf eine Risikoanalyse gestützt ist, die nur 
bestimmte Aminosäuren betrifft, und dass selbst bei unbedenklichen Stoffen eine 
Ausnahmegenehmigung nach § 68 LFGB nur befristet erfolgen kann. Obwohl das 
Urteil des Europäischen Gerichtshofes sich nur auf die Regelung in § 2 Absatz 3 
Satz 2 Nummer 3 LFGB für Aminosäuren bezieht, soll es zum Anlass genommen 
werden, § 2 Absatz 3 Satz 2 LFGB insgesamt aufzuheben. Damit soll auch der 
bundesgerichtlichen Rechtsprechung (Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
– BVerwG – vom 25. Juli 2007, Az. 3 C 21.06, Urteil des Bundesgerichtshofs 
– BGH – vom 15. Juli 2010, Az. I ZR 123/09, Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts – BVerwG - vom 1. März 2012, Az. 3 C 15/11) im Zusammenhang mit der 
Gleichstellung der sonstigen Stoffe mit ernährungsbezogener oder physiologi-
scher Wirkung, die bestimmten Lebensmitteln zugesetzt werden, Rechnung ge-
tragen werden. Dem Verordnungsgeber sollte jedoch weiterhin das Recht einge-
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räumt werden, bedenkliche Stoffe einem Verbot bzw. einer Höchstmengenrege-
lung zu unterwerfen. Entsprechende Verordnungsermächtigungen sind in § 7 Ab-
satz 2 LFGB vorzusehen. 

Die §§ 26 und 27 LFGB enthalten zentrale Verbote zur Wahrung des Gesund-
heits- und Täuschungsschutzes beim Verkehr mit kosmetischen Mitteln. Beide 
Vorschriften werden seit dem 11. Juli 2013 vollständig durch die unmittelbar an-
wendbaren Regelungen der Artikel 5 i. V. m. Artikel 3 oder Artikel 20 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1223/2009 über kosmetische Mittel überlagert. Da die §§ 26 
und 27 nach § 4 Absatz 1 Nummer 3 LFGB entsprechend auch für Mittel zum 
Tätowieren gelten, sind die §§ 26 und 27 so zu fassen, dass sie künftig nur noch 
unmittelbar für Mittel zum Tätowieren gelten. 

Am 14. Dezember 2019 wurde die Verordnung (EG) Nr. 882/2004 über amtliche 
Kontrollen durch die Verordnung (EU) 2017/625 über amtliche Kontrollen und 
andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und 
Futtermittelrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, 
Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel abgelöst. Die Artikel 137 und 138 
der Verordnung (EU) 2017/625 enthalten ausführliche Regelungen über die im 
Verdachtsfall sowie nach Feststellung eines Verstoßes von den zuständigen Be-
hörden zu treffenden Maßnahmen. Vor diesem Hintergrund erscheint der Maß-
nahmenkatalog nach § 39 Absatz 2 LFGB weitgehend verzichtbar. Die §§ 38, 39 
LFGB sind daher entsprechend anzupassen. Da die Verordnung (EU) 2017/625 
nicht für Bedarfsgegenstände (mit Ausnahme von Lebensmittelbedarfsgegenstän-
den), kosmetische Mittel und Mittel zum Tätowieren gilt, bedarf es insoweit wei-
terhin bundesgesetzlicher Regelungen, die in § 39a LFGB angesiedelt werden sol-
len. 

In verschiedenen Lebensmittelkrisen hat sich gezeigt, dass eine schnelle Rückver-
folgung von Lieferketten für eine wirksame Gefahrenabwehr von entscheidender 
Bedeutung ist. Da die Verwertbarkeit der entsprechenden Informationen entschei-
dend davon abhängt, ob sie in angemessener Form und Frist übermittelt werden, 
wird in § 44 Absatz 3 LFGB angeordnet, dass sie so vorzuhalten sind, dass sie im 
Bedarfsfall spätestens nach 24 Stunden elektronisch übermittelt werden können. 
Sollte dies für ein Lebensmittel- oder Futtermittelunternehmen eine unzumutbare 
Härte darstellen, kann die zuständige Behörde von diesen Anforderungen im Ein-
zelfall Ausnahmen zulassen. 

Weitere Änderungen des LFGB betreffen die Aufhebung von Begriffsbestimmun-
gen, die bereits in unmittelbar anwendbaren Vorschriften des EU-Rechts veran-
kert sind, weitere Anpassungen an die Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 (§§ 11,
13 und 35 LFGB), die Schaffung zusätzlicher behördlicher Befugnisse zur Über-
wachung des Internethandels mit Erzeugnissen sowie die Straffung der Mittei-
lungs- und Übermittlungspflichten über Untersuchungsergebnisse zu gesundheit-
lich nicht erwünschten Stoffen (§ 44a LFGB). 

Im EG-Gentechnik-Durchführungsgesetz erfolgen in § 4 Absatz 3 Folgeänderun-
gen zur Anpassung der Überwachungsvorschriften des LFGB. Mit den Änderun-
gen des Weingesetzes erfolgen auch hier Folgeänderungen zur Anpassung der 
Überwachungsvorschriften des LFGB. 

Mit der Änderung des Infektionsschutzgesetzes wird der geänderten Aufgaben-
verteilung der Fachbehörden im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) Rechnung getragen. 

Mit der Änderung des Milch- und Fettgesetzes sowie des Milch- und Margarine-
gesetzes soll eine Rechtsgrundlage für die Beauftragung des Max Rubner-Insti-
tuts mit Forschungsaufgaben im Bereich der Milchgüte geschaffen werden. 
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Zudem werden in verschiedenen Gesetzen Folgeänderungen insbesondere auf-
grund der Änderungen der Begriffsbestimmungen der §§ 2 und 3 LFGB vorge-
nommen. 

B. Lösung 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält die notwendigen Vorschriften, um die vor-
genannten Zielsetzungen zu erreichen. 

C. Alternativen 

Im Zusammenhang mit § 43a LFGB könnte zwar auf eine ergänzende nationale 
Regelung verzichtet werden, da sich die Möglichkeit der anonymen Probenahme 
bereits aus der Verordnung (EU) 2017/625 ergibt. Insoweit geht die Vorschrift 
über eine 1:1-Umsetzung von EU-Recht hinaus. Allerdings würde ein Verzicht 
auf nähere Regelungen bedeuten, dass wichtige Fragen im Zusammenhang mit 
dem Recht des Unternehmers auf eine Gegenprobe und beispielsweise der Kos-
tenerstattung für die Behörden ungeregelt bleiben würden. Zudem würde dies im 
Hinblick auf den Gleichheitsgrundsatz zu einer Ungleichbehandlung zwischen 
der Probenahme Vor-Ort und der Probenahme unter Einsatz von Fernkommuni-
kationsmitteln führen, da es vergleichbare Vorschriften für die Probenahme Vor-
Ort bereits gibt. 

Auf eine weitergehende Ausgestaltung der Vorschriften über die Rückverfolgbar-
keit (§ 44 Absatz 3 LFGB) könnte grundsätzlich ebenfalls verzichtet werden, da 
die geplante Regelung über eine 1:1-Umsetzung von EU-Recht hinausgeht. Dann 
müsste auf das in diesem Zusammenhang sehr allgemein und unspezifisch gehal-
tene EU-Recht, insbesondere auf Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 
zurückgegriffen werden. Dies birgt allerdings die Gefahr, dass in einem Krisen-
fall, in dem unsichere Lebensmittel in den Verkehr gelangt sind und möglicher-
weise eine Gesundheitsgefahr für die Verbraucher besteht, die Rückverfolgbarkeit 
der Lebensmittelkette verzögert wird. Neben der hier vorgeschlagenen Regelung 
käme noch eine Anordnungsbefugnis der zuständigen Behörden in Betracht, mit 
der die Behörden im Einzelfall Anforderungen an die Form und Frist der Über-
mittlung der Rückverfolgbarkeitsinformationen stellen können. Dies würde aller-
dings die Gefahr mit sich bringen, dass unterschiedliche Behörden unterschiedli-
che Anforderungen an die Lebensmittel- und Futtermittelunternehmen stellen und 
sich insbesondere überregional agierende Unternehmen einer Vielzahl unter-
schiedlicher Anforderungen gegenübersehen. 

Die weiteren Regelungen des Entwurfs sind im Hinblick auf die Vereinbarkeit mit 
höherrangigem EU-Recht und vor dem Hintergrund des Rechtsstaatsprinzips al-
ternativlos. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Dem Bund entstehen durch die vorgesehenen Änderungen keine wesentlichen 
Kosten. Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellen-
mäßig im Einzelplan 10 ausgeglichen werden. Den Ländern und Gemeinden ent-
stehen keine wesentlichen Kosten. 
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E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Den Bürgerinnen und Bürgern entsteht durch das Gesetz kein Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht im Saldo eine jährliche Entlastung von rund 40 000 
Euro sowie einmaliger Aufwand in Höhe von insgesamt maximal 8,9 Millionen 
Euro. Die Kosten pro Unternehmen belaufen sich auf ca. 34,50 Euro. 

Der laufende Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft aus diesem Regelungsvorha-
ben unterliegt der „One in, one out“-Regelung (Kabinettbeschluss vom 25. März 
2015). 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für den Bund entsteht zusätzlicher jährlicher Erfüllungsaufwand von insgesamt 
ca. 13 000 Euro. 

Für die Länder entsteht in der Summe ein zusätzlicher Erfüllungsaufwand von 
jährlich 251 500 Euro. 

Zudem entsteht für die Länder einmaliger Aufwand in Höhe von rund 26 Millio-
nen Euro. 

F. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, werden nicht erwartet. 
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND Berlin, 16. Dezember 2020 

DIE BUNDESKANZLERIN 

An den 

Präsidenten des 

Deutschen Bundestages 

Herrn Dr. Wolfgang Schäuble 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Lebensmittel-
und Futtermittelgesetzbuches sowie anderer Vorschriften 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG 

ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 997. Sitzung am 27. November 2020 gemäß Artikel 76 

Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus Anlage 3 

ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 

der als Anlage 4 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Angela Merkel 
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Anlage 1 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Lebensmittel-
und Futtermittelgesetzbuches sowie anderer Vorschriften* 

Vom ... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches 

Das Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Juni 2013 
(BGBl. I S. 1426), das zuletzt durch Artikel 97 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 4 wird wie folgt gefasst: 

„§ 4 Vorschriften und Ermächtigungen zum Geltungsbereich“. 

b) Die Angabe zu § 6 wird wie folgt gefasst: 

„§ 6 (weggefallen)“. 

c) Die Angabe zu § 7 wird wie folgt gefasst: 

„§ 7 Ermächtigungen zum Schutz der Gesundheit und vor Täuschung“. 

d) Die Angabe zu § 12 wird wie folgt gefasst: 

„§ 12 Weitere Verbote“. 

e) Die Angabe zu Abschnitt 4 wird wie folgt gefasst: 

„Abschnitt 4 

Verkehr mit Mitteln zum Tätowieren und kosmetischen Mitteln“. 

f) Die Angabe zu § 38 wird wie folgt gefasst: 

„§ 38 Zuständigkeit, Aufgabe und gegenseitige Information“. 

g) Nach der Angabe zu § 38a wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 38b Unterrichtung von Telemediendiensteanbietern“. 

h) Die Angabe zu § 39 wird wie folgt gefasst: 

„§ 39 Maßnahmen der für die Überwachung von Lebensmitteln, Futtermitteln und Bedarfsgegenstän-
den im Sinne von § 2 Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 zuständigen Behörden“. 

* Artikel 1 Nummer 43 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa Dreifachbuchstabe bbb dieses Gesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie 2002/32/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Mai 2002 über unerwünschte Stoffe in der Tierernährung (ABl. L 140 vom 30.5.2002, S. 10). 
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i) Nach der Angabe zu § 39 wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 39a Maßnahmen der für die Überwachung von Mitteln zum Tätowieren, kosmetischen Mitteln und 
Bedarfsgegenständen im Sinne von § 2 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 bis 9 zuständigen Behör-
den“. 

j) Die Angabe zu § 41 wird wie folgt gefasst: 

„§ 41 (weggefallen)“. 

k) Nach der Angabe zu § 43 wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 43a Probenahme bei Erzeugnissen, die unter Verwendung von Fernkommunikationsmitteln angebo-
ten werden“. 

l) Die Angabe zu § 55 wird wie folgt gefasst: 

„§ 55 Mitwirkung der Zollbehörden“. 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort „Futtermitteln,“ die Wörter „Mitteln zum Tätowieren,“ ein-
gefügt und werden die Wörter „Verbraucherinnen und Verbraucher“ durch das Wort „Endverbrau-
cher“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 werden nach dem Wort „Futtermitteln,“ die Wörter „Mitteln zum Tätowieren,“ ein-
gefügt. 

cc) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. die Unterrichtung sicherzustellen 

a) der Wirtschaftsbeteiligten,  

b) der Endverbraucher beim Verkehr mit Lebensmitteln, Mitteln zum Tätowieren, 
kosmetischen Mitteln und Bedarfsgegenständen und 

c) der Verwenderinnen und Verwender beim Verkehr mit Futtermitteln,“. 

b) In Absatz 1a Nummer 1 werden die Wörter „Verordnung (EU) Nr. 652/2014 (ABl. L 189 vom 
27.6.2014, S. 1)“ durch die Wörter „Verordnung (EU) 2019/1381 (ABl. L 231 vom 6.9.2019, S. 1)“ 
ersetzt. 

c) In Absatz 3 werden die Wörter „wie durch ergänzende Regelungen zur“ durch die Wörter „insbesondere 
der“ ersetzt. 

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Wörter „Verbraucherinnen und Verbraucher“ durch das Wort „Endver-
braucher“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 werden die Wörter „wie beispielsweise durch ergänzende Regelungen zur“ durch 
die Wörter „insbesondere der“ ersetzt. 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „einschließlich Lebensmittelzusatzstoffe, Futtermittel,“ durch die Wör-
ter „einschließlich Lebensmittelzusatzstoffen, Futtermittel, Mittel zum Tätowieren,“ ersetzt. 

b) Die Absätze 2 bis 5 werden aufgehoben. 
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4. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird aufgehoben. 

bb) Die Nummern 2 und 3 werden die Nummern 1 und 2. 

cc) Nummer 4 wird aufgehoben. 

dd) Nummer 5 wird Nummer 3. 

ee) Die Nummern 6 bis 8 werden aufgehoben. 

ff) Die Nummern 9 und 10 werden die Nummern 4 und 5 und in der neuen Nummer 5 werden die 
Wörter „Verbraucherinnen und Verbrauchern“ durch das Wort „Endverbrauchern“ ersetzt. 

gg) Die Nummern 11 bis 17 werden aufgehoben. 

hh) Die Nummern 18 bis 22 werden die Nummern 6 bis 10. 

b) Die folgenden Absätze 2 bis 4 werden angefügt: 

„(2) Im Anwendungsbereich dieses Gesetzes umfasst der Begriff des Verwendens eines Mittels 
zum Tätowieren auch die Tätigkeit des Tätowierens. 

(3) Im Anwendungsbereich dieses Gesetzes gelten die Begriffsbestimmungen der Verordnung 
(EG) Nr. 178/2002 mit den Maßgaben, dass 

1. Futtermittelunternehmen im Sinne des Artikels 3 Nummer 5 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 
auch Unternehmen sind, deren Tätigkeit sich auf Futtermittel bezieht, die zur oralen Tierfütterung 
von nicht der Lebensmittelgewinnung dienenden Tieren bestimmt sind, 

2. Futtermittelunternehmer im Sinne des Artikels 3 Nummer 6 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 
auch derjenige ist, dessen Verantwortung sich auf Futtermittel bezieht, die zur oralen Tierfütterung 
von nicht der Lebensmittelgewinnung dienenden Tieren bestimmt sind, 

3. für das Inverkehrbringen von Mitteln zum Tätowieren, Bedarfsgegenständen und mit Lebensmit-
teln verwechselbaren Produkten Artikel 3 Nummer 8 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 entspre-
chend gilt, 

4. Endverbraucher im Sinne von Artikel 3 Nummer 18 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 auch eine 
Person ist, an die ein Mittel zum Tätowieren oder ein Bedarfsgegenstand zur persönlichen Ver-
wendung oder zur Verwendung im eigenen Haushalt abgegeben wird, wobei Gewerbetreibende, 
soweit sie ein Mittel zum Tätowieren oder einen Bedarfsgegenstand zum Verbrauch innerhalb 
ihrer Betriebsstätte beziehen, dem Endverbraucher gleichstehen. 

(4) Im Anwendungsbereich dieses Gesetzes gelten Verpflegungseinrichtungen der Bundeswehr 
auch dann, wenn sie nicht gewerblich tätig sind, als Anbieter von Gemeinschaftsverpflegung im Sinne 
des Artikels 2 Absatz 2 Buchstabe d der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 25. Oktober 2011 betreffend die Information der Verbraucher über Lebensmittel 
und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1924/2006 und (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen 
Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 87/250/EWG der Kommission, der Richt-
linie 90/496/EWG des Rates, der Richtlinie 1999/10/EG der Kommission, der Richtlinie 2000/13/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 2002/67/EG und 2008/5/EG der Kommis-
sion und der Verordnung (EG) Nr. 608/2004 der Kommission (ABl. L 304 vom 22.11.2011, S. 18; L 
331 vom 18.11.2014, S. 41; L 50 vom 21.2.2015, S. 48; L 266 vom 30.9.2016, S. 7), die zuletzt durch 
die Verordnung (EU) 2015/2283 (ABl. L 327 vom 11.12.2015, S. 1) geändert worden ist.“ 
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5. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 4 

Vorschriften und Ermächtigungen zum Geltungsbereich“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. über das Inverkehrbringen von kosmetischen Mitteln gelten entsprechend für deren Bereit-
stellung auf dem Markt,“. 

bb) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. für Mittel zum Tätowieren gelten auch für vergleichbare Stoffe und Gemische aus Stoffen, 
die dazu bestimmt sind, zur Beeinflussung des Aussehens in oder unter die menschliche 
Haut eingebracht zu werden und dort, auch vorübergehend, zu verbleiben,“. 

c) Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Anbieter von Gemeinschaftsverpflegung sowie Gewerbetreibende, soweit sie Lebensmittel oder 
Bedarfsgegenstände zum Verbrauch innerhalb ihrer Betriebsstätte beziehen, dem Endverbraucher 
gleichgestellt werden,“. 

d) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (Bundesministerium) wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie durch Rechtsver-
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates, soweit es zur Erfüllung der in § 1 Absatz 1 Nummer 1, auch 
in Verbindung mit § 1 Absatz 3, genannten Zwecke erforderlich ist, den Bedarfsgegenständen andere 
Gegenstände und Mittel des persönlichen oder häuslichen Bedarfs gleichzustellen, wenn von diesen 
Gegenständen und Mitteln des persönlichen oder häuslichen Bedarfs bei bestimmungsgemäßem oder 
vorauszusehendem Gebrauch aufgrund ihrer stofflichen Zusammensetzung, insbesondere durch toxi-
kologisch wirksame Stoffe oder durch Verunreinigungen, gesundheitsgefährdende Einwirkungen auf 
den menschlichen Körper ausgehen können.“ 

6. § 6 wird aufgehoben. 

7. § 7 wird wie folgt gefasst: 

„§ 7 

Ermächtigungen zum Schutz der Gesundheit und vor Täuschung 

(1) Das Bundesministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirt-
schaft und Energie durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates, soweit es zur Erfüllung der 
in § 1 Absatz 1 Nummer 1 oder 2, jeweils auch in Verbindung mit § 1 Absatz 3, genannten Zwecke erfor-
derlich ist, 

1. im Rahmen des Artikels 20 in Verbindung mit Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 über Lebensmittelzusatzstoffe (ABl. 
L 354 vom 31.12.2008, S. 16; L 105 vom 27.4.2010, S.114; L 322 vom 21.11.2012, S. 8; L 123 vom 
19.5.2015, S. 122), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2020/771 (ABl. L 184 vom 12.6.2020, S. 25) 
geändert worden ist, oder 
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2. soweit es zur Umsetzung oder Durchführung von Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft oder der 
Europäischen Union im Anwendungsbereich dieses Gesetzes erforderlich ist, 

beim Herstellen oder Behandeln von bestimmten Lebensmitteln die Verwendung von Lebensmittelzusatz-
stoffen oder Verarbeitungshilfsstoffen zu verbieten oder zu beschränken. 

(2) Das Bundesministerium wird ferner ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates, soweit es insbeson-
dere unter Berücksichtigung ernährungsphysiologischer Erfordernisse zur Erfüllung der in § 1 Absatz 1 
Nummer 1 oder 2, jeweils auch in Verbindung mit § 1 Absatz 3, genannten Zwecke erforderlich ist, 

1. beim Herstellen oder Behandeln von Lebensmitteln den Zusatz von bestimmten Vitaminen, Mineral-
stoffen, Aminosäuren und deren Derivaten sowie anderen Stoffen mit ernährungsbezogener oder phy-
siologischer Wirkung zu verbieten oder zu beschränken, 

2. Höchstmengen oder Mindestmengen für den Gehalt an in Nummer 1 genannten Stoffen in Lebensmit-
teln und Reinheitsanforderungen für in Nummer 1 genannte Stoffe festzusetzen. 

(3) Lebensmittel, die einer nach Absatz 1 oder Absatz 2 erlassenen Rechtsverordnung nicht entspre-
chen, dürfen nicht in den Verkehr gebracht werden.“ 

8. § 8 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. bei Lebensmitteln eine Bestrahlung mit ultravioletten oder ionisierenden Strahlen anzuwenden, 
die nicht zugelassen ist 

a) durch eine aufgrund dieses Gesetzes erlassene Rechtsverordnung, oder 

b) durch unmittelbar geltende Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaft oder der Eu-
ropäischen Union, insbesondere durch die Verordnung (EU) 2015/2283 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über neuartige Lebensmittel, zur Ände-
rung der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates und 
zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes und der Verordnung (EG) Nr. 1852/2001 der Kommission (ABl. L 327 vom 11.12.2015, 
S. 1), die durch die Verordnung (EU) 2019/1381 (ABl. L 231 vom 6.9.2019, S. 1) geändert 
worden ist, in Verbindung mit der Durchführungsverordnung (EU) 2017/2470 der Kommis-
sion vom 20. Dezember 2017 zur Erstellung der Unionsliste der neuartigen Lebensmittel 
gemäß der Verordnung (EU) 2015/2283 des Europäischen Parlaments und des Rates über 
neuartige Lebensmittel (ABl. L 351 vom 30.12.2017, S. 72), die zuletzt durch die Durch-
führungsverordnung (EU) 2020/1163 (ABl. L 258 vom 7.8.2020, S. 1) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung,“. 

b) In Nummer 2 werden die Wörter „oder einer nach Absatz 2 erlassenen Rechtsverordnung“ gestrichen. 

9. § 9 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird das Wort „Düngemittelgesetzes“ durch das Wort „Düngegesetzes“ ersetzt. 

bb) In Nummer 3 werden die Wörter „Verordnung (EU) 2016/1866 (ABl. L 286 vom 21.10.2016, 
S. 4)“ durch die Wörter „Verordnung (EU) 2020/192 (ABl. L 40 vom 13.2.2020, S. 4)“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden nach den Wörtern „die dort genannten Mittel“ die Wörter „Rückstandshöchstgehalte 
nach Artikel 18 Absatz 1, auch in Verbindung mit Artikel 20 Absatz 1, der Verordnung (EG) 
Nr. 396/2005 oder“ eingefügt.  



   

 

 

 

         
   

        
        

         
  

    
       

           
 

   

  

   

       
       

 

        
          

  

        
           

           
     

     
        

         
 

 

       
        

 

  

            
   

     

          
 

        
  

  

 

Drucksache 19/25319 – 12 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 

10. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Buchstabe a werden die Wörter „ABl. L 15 vom 20.1.2010, S. 1, L 293 vom 
11.11.2010, S. 72), die zuletzt durch die Durchführungsverordnung (EU) 2016/1834 
(ABl. L 280 vom 18.10.2016, S. 22) geändert worden ist,“ durch die Wörter „ABl. L 15 
vom 20.1.2010, S. 1; L 293 vom 11.11.2010, S. 72), die zuletzt durch die Durchführungs-
verordnung (EU) 2020/43 (ABl. L 15 vom 20.1.2020, S. 5) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung,“ ersetzt. 

bbb) In Buchstabe c werden nach den Wörtern „auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003“ die 
Wörter „des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003 über Zu-
satzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung (ABl. L 268 vom 18.10.2003, S. 29; L 
192 vom 29.5.2004, S. 34; L 98 vom 13.4.2007, S. 29), die zuletzt durch die Verordnung 
(EU) 2019/1381 (ABl. L 231 vom 6.9.2019, S. 1) geändert worden ist,“ eingefügt. 

bb) In Nummer 3 wird das Wort „oder“ am Ende durch ein Komma ersetzt. 

cc) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 eingefügt: 

„4. die in Satz 1 bezeichneten Stoffe als Futtermittelzusatzstoffe für das Tier, von dem die Le-
bensmittel stammen, zugelassen sind und dabei für diese Stoffe oder deren Umwandlungs-
produkte keine Rückstandshöchstmengen in Lebensmitteln festgesetzt worden sind, oder“. 

dd) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5. 

b) In Absatz 4 Nummer 2 werden die Wörter „die Regelungen des Absatzes 1 auf andere als die im ein-
leitenden Satzteil des Absatzes 1 Satz 1“ durch die Wörter „die Regelung des Absatzes 1 Satz 1 auf 
andere als die dort“ ersetzt. 

c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Solange und soweit eine Anordnung nach Artikel 4 Absatz 4 Buchstabe b erster oder zweiter 
Spiegelstrich der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2090 der Kommission vom 19. Juni 2019 zur 
Ergänzung der Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf 
mutmaßliche oder festgestellte Verstöße gegen Unionsvorschriften über die Verwendung oder über 
Rückstände pharmakologisch wirksamer Stoffe, die in Tierarzneimitteln oder als Futtermittelzusatz-
stoffe zugelassen sind, bzw. gegen Unionsvorschriften über die Verwendung oder über Rückstände 
verbotener oder nicht zugelassener pharmakologisch wirksamer Stoffe (ABl. L 317 vom 9.12.2019, 
S. 28) wirksam ist, sind die Absätze 1 bis 3 nicht anzuwenden.“ 

11. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „als nach Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 ver-
antwortlicher Lebensmittelunternehmer oder Importeur“ durch die Wörter „als Verantwortlicher nach 
Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Es ist ferner verboten, als Verantwortlicher nach Artikel 8 Absatz 8 der Verordnung (EU) 
Nr. 1169/2011 Lebensmittel mit Informationen über Lebensmittel, die den Anforderungen 

1. des Artikels 7 Absatz 1, auch in Verbindung mit Absatz 4, der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011, 

2. des Artikels 7 Absatz 3, auch in Verbindung mit Absatz 4, der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 
oder 

3. des Artikels 36 Absatz 2 Buchstabe a in Verbindung mit Artikel 7 Absatz 1 oder Absatz 3, jeweils 
auch in Verbindung mit Artikel 7 Absatz 4, der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 

nicht entsprechen, an andere Lebensmittelunternehmer zu liefern.“ 

c) In Absatz 3 wird das Wort „gilt“ durch die Wörter „und Absatz 2 Nummer 2 gelten“ ersetzt. 
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12. § 12 wird wie folgt gefasst: 

„§ 12 

Weitere Verbote 

Es ist verboten, andere als dem Verbot des Artikels 14 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Buch-
stabe b der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 unterliegende Lebensmittel, die für den Verzehr durch den Men-
schen ungeeignet sind, in den Verkehr zu bringen.“ 

13. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 Buchstabe a werden nach den Wörtern „bestimmter Stoffe“ die Wörter „oder Gemi-
sche aus Stoffen“ eingefügt. 

bb) In Nummer 5 werden nach dem Wort „Stoffen“ die Wörter „oder Gemischen aus Stoffen“ einge-
fügt. 

b) Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. vorzuschreiben, dass 

a) der Gehalt der Lebensmittel 

aa) an den in einer Rechtsverordnung nach § 7 Absatz 1 genannten Lebensmittelzusatz-
stoffen oder Verarbeitungshilfsstoffen, 

bb) an den in einer Rechtsverordnung nach § 7 Absatz 2 Nummer 1 genannten Stoffen, 

cc) an den Stoffen, für die Höchstmengen oder Mindestmengen in einer Rechtsverordnung 
nach § 7 Absatz 2 Nummer 2 festgesetzt wurden und 

b) die Anwendung der in Rechtsverordnungen nach § 8 Absatz 2 Nummer 1 zugelassenen Be-
handlung oder Bestrahlung 

kenntlich zu machen sind und dabei die Art der Kenntlichmachung zu regeln,“. 

c) Absatz 4 Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe b werden nach den Wörtern „bestimmter Art oder Beschaffenheit nicht,“ die Wörter 
„nur mit bestimmten Informationen über Lebensmittel,“ eingefügt. 

bb) Buchstabe c wird wie folgt gefasst: 

„c) Lebensmittel mit bestimmten zur Irreführung geeigneten Informationen über Lebensmittel, 
insbesondere mit zur Irreführung geeigneten Bezeichnungen, Angaben oder Aufmachungen, 
nicht in den Verkehr gebracht werden dürfen und dass für Lebensmittel nicht mit zur Irre-
führung geeigneten Informationen über Lebensmittel, insbesondere nicht mit zur Irrefüh-
rung geeigneten Darstellungen oder sonstigen Aussagen geworben werden darf,“. 

cc) In Buchstabe g werden nach dem Wort „Angaben“ die Wörter „oder Informationen über Lebens-
mittel“ eingefügt. 

14. In § 14 Absatz 2 Nummer 1 werden die Wörter „die Verbraucherin oder den Verbraucher“ durch die Wörter 
„den Endverbraucher“ ersetzt. 
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15. § 19 wird wie folgt gefasst: 

„§ 19 

Verbote zum Schutz vor Täuschung 

Es ist verboten, als Verantwortlicher nach Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über das Inverkehrbringen und die Verwendung
von Futtermitteln, zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des 
Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 79/373/EWG des Rates, 80/511/EWG der Kommission, 
82/471/EWG des Rates, 83/228/EWG des Rates, 93/74/EWG des Rates, 93/113/EG des Rates und 96/25/EG 
des Rates und der Entscheidung 2004/217/EG der Kommission (ABl. L 229 vom 1.9.2009, S. 1; L 192 vom 
22.7.2011, S. 71; L 296 vom 15.11.2019, S. 64), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2018/1903 (ABl. L 
310 vom 6.12.2018, S. 22) geändert worden ist, Futtermittel, deren Kennzeichnung oder Aufmachung den 
Anforderungen 

1. des Artikels 11 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 767/2009, 

2. des Artikels 11 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 oder 

3. des Artikels 11 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 in Verbindung mit Anhang 
Teil C der Verordnung (EU) Nr. 68/2013 der Kommission vom 16. Januar 2013 zum Katalog der Ein-
zelfuttermittel (ABl. L 29 vom 30.1.2013, S. 1; L 320 vom 30.11.2013, S. 82; L 91 vom 27.3.2014, 
S. 50), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2020/764 (ABl. L 183 vom 11.6.2020, S. 1) geändert 
worden ist, 

nicht entspricht, in den Verkehr zu bringen oder für solche Futtermittel allgemein oder im Einzelfall zu 
werben“. 

16. In der Überschrift von Abschnitt 4 werden vor den Wörtern „kosmetischen Mitteln“ die Wörter „Mitteln 
zum Tätowieren und“ eingefügt. 

17. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden jeweils die Wörter „kosmetische Mittel“ durch die Wörter „Mittel zum Tätowieren“ 
ersetzt. 

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Der bestimmungsgemäße oder vorauszusehende Gebrauch beurteilt sich insbesondere unter Heranzie-
hung der in Satz 1 genannten Mittel, Stoffe und Gemische aus Stoffen, anhand ihrer Kennzeichnung, 
soweit erforderlich, anhand der Hinweise für ihre Verwendung sowie anhand aller sonstigen die Mittel, 
die Stoffe oder die Gemische aus Stoffen begleitenden Angaben oder Informationen seitens des Her-
stellers oder des für das Inverkehrbringen der Mittel zum Tätowieren Verantwortlichen.“ 

18. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen. 

b) In Satz 1 werden jeweils die Wörter „kosmetische Mittel“ durch die Wörter „Mittel zum Tätowieren“ 
ersetzt. 

c) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Eine Irreführung liegt insbesondere dann vor, wenn 

1. zur Täuschung geeignete Bezeichnungen, Angaben, Aufmachungen, Darstellungen oder sonstige 
Aussagen über Art, Beschaffenheit, Zusammensetzung, Menge, Haltbarkeit, Herkunft oder Art der 
Herstellung verwendet werden, oder 

2. ein Mittel zum Tätowieren für die vorgesehene Verwendung nicht geeignet ist.“ 

d) Absatz 2 wird aufgehoben. 
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19. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden nach den Wörtern „Beschaffenheit bestimmter“ die Wörter „Mittel zum Tä-
towieren oder bestimmter“ eingefügt. 

bb) In Nummer 2 werden nach dem Wort „für“ die Wörter „Mittel zum Tätowieren oder für“ einge-
fügt. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „Kosmetische Mittel“ durch die Wörter „Mittel zum Tätowieren oder 
kosmetische Mittel“ ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Im einleitenden Satzteil werden nach den Wörtern „Einwirkung von“ die Wörter „Mitteln zum 
Tätowieren oder von“ eingefügt. 

bb) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. vorzuschreiben, dass von dem Hersteller oder demjenigen, der das Mittel zum Tätowieren 
oder das kosmetische Mittel in den Verkehr bringt, dem Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit bestimmte Angaben über das Mittel zum Tätowieren oder das 
kosmetische Mittel, insbesondere Angaben zu seiner Identifizierung, über seine Verwen-
dungszwecke, über die darin enthaltenen Stoffe und deren Menge sowie jede Veränderung 
dieser Angaben mitzuteilen sind, und die Einzelheiten über Form, Inhalt, Ausgestaltung und 
Zeitpunkt der Mitteilung zu bestimmen,“. 

cc) In Nummer 2 werden die Wörter „kosmetischer Mittel“ durch die Wörter „von Mitteln zum Täto-
wieren oder von kosmetischen Mitteln“ ersetzt. 

20. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden jeweils die Wörter „kosmetischer Mittel“ durch die Wörter „von Mitteln 
zum Tätowieren oder von kosmetischen Mitteln“ und jeweils die Wörter „kosmetischen Mitteln“ 
durch die Wörter „Mitteln zum Tätowieren oder kosmetischen Mitteln“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 werden vor den Wörtern „kosmetischen Mitteln“ die Wörter „Mitteln zum Tätowie-
ren oder mit“ eingefügt. 

cc) In Nummer 3 werden die Wörter „kosmetischer Mittel“ durch die Wörter „von Mitteln zum Täto-
wieren oder von kosmetischen Mitteln“ und die Wörter „kosmetischen Mitteln“ durch die Wörter 
„Mitteln zum Tätowieren oder von kosmetischen Mitteln“ ersetzt. 

dd) In Nummer 4 Buchstabe a und b werden jeweils die Wörter „kosmetischer Mittel“ durch die Wör-
ter „von Mitteln zum Tätowieren oder von kosmetischen Mitteln“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden vor den Wörtern „kosmetische Mittel“ die Wörter „Mittel zum Tätowieren 
oder“ eingefügt. 

bb) In Nummer 2 werden vor den Wörtern „kosmetischen Mitteln“ die Wörter „Mitteln zum Tätowie-
ren oder von“ eingefügt. 

21. In § 32 Absatz 1 Nummer 4 Buchstabe a werden die Wörter „Verbraucherinnen oder Verbraucher“ durch 
das Wort „Endverbraucher“ ersetzt. 
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22. In § 35 wird nach Nummer 1 folgende Nummer 1a eingefügt: 

„1a. Inhalt, Art und Weise sowie Umfang von anderen als über die Kennzeichnung vermittelten Informati-
onen über Lebensmittel sowie von im Geschäftsverkehr zwischen Lebensmittelunternehmern rele-
vante Informationen, bei denen es sich nicht um an den Endverbraucher gerichtete Informationen über 
Lebensmittel handelt, zu regeln,“. 

23. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Zuständigkeit,“ die Wörter „Aufgabe und“ eingefügt. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes, der aufgrund dieses Ge-
setzes erlassenen Rechtsverordnungen und der unmittelbar geltenden Rechtsakte der Europäischen Ge-
meinschaft oder der Europäischen Union im Anwendungsbereich dieses Gesetzes über Erzeugnisse und 
lebende Tiere im Sinne des § 4 Absatz 1 Nummer 1 ist Aufgabe der zuständigen Behörden. Dazu haben
sie sich durch regelmäßige Überprüfungen und Probenahmen davon zu überzeugen, dass die Vorschrif-
ten eingehalten werden.“ 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Die für die Überwachung von Lebensmitteln, Futtermitteln und Bedarfsgegenständen im 
Sinne von § 2 Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 zuständigen Behörden arbeiten nach Maßgabe der Artikel 104 
bis 107 der Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 
über amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Le-
bens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesund-
heit und Pflanzenschutzmittel, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, 
(EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und 
(EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und 
(EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 
2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 
und (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 
89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496/EEG, 96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Be-
schlusses 92/438/EWG des Rates (Verordnung über amtliche Kontrollen) (ABl. L 95 vom 7.4.2017, 
S. 1; L 137 vom 24.5.2017, S. 40; L 48 vom 21.2.2018, S. 44; L 322 vom 18.12.2018, S. 85), die zuletzt 
durch die Delegierte Verordnung (EU) 2019/2127 (ABl. L 321 vom 12.12.2019, S. 111) geändert wor-
den ist, mit den zuständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten zusammen“. 

d) In Absatz 5 werden die Wörter „nach § 39 Absatz 1 Satz 1“ durch die Wörter „nach Absatz 2a Satz 1“ 
und wird die Angabe „des § 41“ durch die Wörter „der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2090“ er-
setzt. 

e) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Die für die Überwachung von Mitteln zum Tätowieren, kosmetischen Mitteln und Bedarfs-
gegenständen im Sinne von § 2 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 bis 9 zuständigen Behörden 

1. erteilen der zuständigen Behörde eines anderen Mitgliedstaates auf begründetes Ersuchen Aus-
künfte und übermitteln die erforderlichen Urkunden und Schriftstücke, damit die zuständige Be-
hörde des anderen Mitgliedstaates überwachen kann, ob die Vorschriften, die für diese Erzeugnisse 
und für mit Lebensmitteln verwechselbare Produkte gelten, eingehalten werden, 

2. überprüfen alle von der ersuchenden Behörde eines anderen Mitgliedstaates mitgeteilten Sachver-
halte, teilen ihr das Ergebnis der Prüfung mit und unterrichten das Bundesministerium darüber, 

3. teilen den zuständigen Behörden eines anderen Mitgliedstaates alle Tatsachen und Sachverhalte 
mit, die für die Überwachung der Einhaltung der für diese Erzeugnisse und für mit Lebensmitteln 
verwechselbare Produkte geltenden Vorschriften in diesem Mitgliedstaat erforderlich sind, insbe-
sondere bei Zuwiderhandlungen und bei Verdacht auf Zuwiderhandlungen gegen für diese Erzeug-
nisse und für mit Lebensmitteln verwechselbare Produkte geltende Vorschriften.“ 
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24. § 38a Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „und die Stelle im Sinne des Absatzes 1 Satz 3 haben die ihnen“ durch die 
Wörter „hat die ihm“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden nach den Wörtern „Die zuständigen Behörden“ die Wörter „und die Stelle im Sinne 
des Absatzes 1 Satz 3“ eingefügt. 

25. Nach § 38a wird folgender § 38b eingefügt: 

„§ 38b 

Unterrichtung von Telemediendiensteanbietern 

(1) Erfolgt zu einem Erzeugnis, das im Inland in den Verkehr gebracht worden ist, eine Meldung 

1. nach Artikel 50 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 oder 

2. nach Artikel 11 oder 12 der Richtlinie 2001/95/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
3. Dezember 2001 über die allgemeine Produktsicherheit (ABl. L 11 vom 15.1.2002, S. 4), die zuletzt 
durch die Verordnung (EG) Nr. 596/2009 (ABl. L 188 vom 18.7.2009, S. 14) geändert worden ist, 

so kann die zuständige Behörde denjenigen Diensteanbietern nach § 2 Satz 1 Nummer 1 des Telemedienge-
setzes vom 26. Februar 2007 (BGBl. I S. 179), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom … [einfügen: 
Datum und Fundstelle des Gesetzes zur Änderung des Telemediengesetzes und weiterer Gesetze, welches 
am 2.7.2020 beschlossen wurde) geändert worden ist, deren Dienste für den Vertrieb des Erzeugnisses ge-
nutzt werden, die zur Identifizierung des Erzeugnisses sowie des Herstellers oder Inverkehrbringers erfor-
derlichen Informationen sowie den Grund der Meldung übermitteln. 

(2) Zuständige Behörde nach Absatz 1 ist die Behörde, in deren Bezirk der Diensteanbieter nach § 2a 
des Telemediengesetzes seinen Sitz hat. Hat der Diensteanbieter keinen Sitz im Inland, so ist das Bundesamt 
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit zuständige Behörde. 

(3) Bevor die zuständige Behörde Angaben nach Absatz 1 übermittelt, hat sie den Hersteller oder In-
verkehrbringer anzuhören. Satz 1 gilt nicht, sofern hierdurch die Erreichung des mit der Maßnahme verfolg-
ten Zwecks gefährdet wird. 

(4) Die Länder können für die Zwecke des Absatzes 1 eine gemeinsame Stelle einrichten.“ 

26. § 39 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 39 

Maßnahmen der für die Überwachung von Lebensmitteln, Futtermitteln und Bedarfsgegenständen im 
Sinne von § 2 Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 zuständigen Behörden“. 

b) Die Absätze 1 bis 4 werden wie folgt gefasst: 

„(1) Die für die Überwachung von Lebensmitteln, Futtermitteln und Bedarfsgegenständen im 
Sinne von § 2 Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 zuständigen Behörden treffen die Maßnahmen, die nach den 
Artikeln 137 und 138 der Verordnung (EU) 2017/625 erforderlich sind zur Überwachung der Einhal-
tung der Vorschriften dieses Gesetzes, der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen 
und der unmittelbar geltenden Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union 
im Anwendungsbereich dieses Gesetzes. 
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(2) Unbeschadet des Artikels 137 Absatz 2 und 3 der Verordnung (EU) 2017/625 können die für 
die Überwachung von Lebensmitteln, Futtermitteln und Bedarfsgegenständen im Sinne von § 2 Ab-
satz 6 Satz 1 Nummer 1 zuständigen Behörden zur Feststellung oder zur Ausräumung eines hinreichen-
den Verdachts eines Verstoßes 

1. anordnen, dass derjenige, der ein in Absatz 1 genanntes Erzeugnis hergestellt, behandelt oder in 
den Verkehr gebracht hat oder dies beabsichtigt, 

a) eine Prüfung durchführt oder durchführen lässt und das Ergebnis der Prüfung der zuständigen 
Behörde mitteilt und 

b) der zuständigen Behörde den Eingang eines solchen Erzeugnisses anzeigt, 

wenn Grund zu der Annahme besteht, dass dieses Erzeugnis den Vorschriften nach Absatz 1 nicht 
entspricht, oder 

2. vorübergehend verbieten, dass ein in Absatz 1 genanntes Erzeugnis in den Verkehr gebracht wird, 
bis das Ergebnis einer entnommenen Probe oder einer nach Nummer 1 angeordneten Prüfung vor-
liegt. 

(3) Maßnahmen im Sinne von Artikel 138 Absatz 2 Buchstabe d und g der Verordnung (EU) 
2017/625 können entsprechend auch in Bezug auf das Verfüttern eines Futtermittels ergehen. 

(4) Maßnahmen im Sinne von Artikel 138 Absatz 2 können entsprechend auch zur Verhütung 
eines künftigen Verstoßes sowie zum Schutz vor Gefahren für die Gesundheit oder vor Täuschung er-
gehen.“ 

c) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 wird das Wort „oder“ durch ein Komma ersetzt. 

bb) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. Artikel 4 Absatz 4 Buchstabe b erster oder zweiter Spiegelstrich der Delegierten Verord-
nung (EU) 2019/2090 oder“. 

cc) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

„4. § 5 Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 oder § 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1“. 

d) In Absatz 7a werden die Wörter „Absätze 2 bis 4“ durch die Wörter „Absätze 1 bis 4“ ersetzt. 

e) Absatz 8 wird aufgehoben. 

27. Nach § 39 wird folgender § 39a eingefügt: 

„§ 39a 

Maßnahmen der für die Überwachung von Mitteln zum Tätowieren, kosmetischen Mitteln und Bedarfsge-
genständen im Sinne von § 2 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 bis 9 zuständigen Behörden 

(1) Die für die Überwachung von Mitteln zum Tätowieren, kosmetischen Mitteln und Bedarfsgegen-
ständen im Sinne von § 2 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 bis 9 zuständigen Behörden treffen die notwendigen 
Anordnungen und Maßnahmen, die erforderlich sind 

1. zur Feststellung oder zur Ausräumung eines hinreichenden Verdachts eines Verstoßes gegen Vorschrif-
ten dieses Gesetzes, der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen und der unmittelbar 
geltenden Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union im Anwendungs-
bereich dieses Gesetzes, 

2. zur Beseitigung festgestellter Verstöße, 

3. zur Verhütung künftiger Verstöße oder 



    

 

   

 
 

        
  

  

       
       

    

         
    

      
 

 

        
      

  

       
  

        
      

     
 

      
 

 
    

           
  

        
         

 

  

          
             

           
             

       
  

   

     
       

   

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 19 – Drucksache 19/25319 

4. zum Schutz vor Gefahren für die Gesundheit oder vor Täuschung. 

Die zuständigen Behörden können insbesondere 

1. anordnen, dass derjenige, der ein in Satz 1 genanntes Erzeugnis hergestellt, behandelt oder in den Ver-
kehr gebracht hat oder dies beabsichtigt,  

a) eine Prüfung durchführt oder durchführen lässt und das Ergebnis der Prüfung der zuständigen Be-
hörde mitteilt, 

b) der zuständigen Behörde den Eingang eines solchen Erzeugnisses anzeigt, 

wenn Grund zu der Annahme besteht, dass ein solches Erzeugnis den Vorschriften dieses Gesetzes, der 
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen oder der unmittelbar geltenden Rechtsakte 
der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union im Anwendungsbereich dieses Gesetzes 
nicht entspricht, 

2. vorübergehend verbieten, dass ein in Satz 1 genanntes Erzeugnis in den Verkehr gebracht wird, bis das 
Ergebnis einer entnommenen Probe oder einer nach Nummer 1 angeordneten Prüfung vorliegt, 

3. das Herstellen, Behandeln oder das Inverkehrbringen von in Satz 1 genannten Erzeugnissen verbieten 
oder beschränken, 

4. eine Maßnahme überwachen oder, falls erforderlich, anordnen, 

a) mit der verhindert werden soll, dass ein in Satz 1 genanntes Erzeugnis, das den Endverbraucher 
noch nicht erreicht hat, auch durch andere Wirtschaftsbeteiligte weiter in den Verkehr gebracht 
wird (Rücknahme), oder 

b) die auf die Rückgabe eines in den Verkehr gebrachten Erzeugnisses abzielt, das den Endverbrau-
cher oder den Verwender bereits erreicht hat oder erreicht haben könnte (Rückruf), 

5. in Satz 1 genannte Erzeugnisse, auch vorläufig, sicherstellen und, soweit dies zum Erreichen der in § 1 
Absatz 1 Nummer 1 oder 4 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa oder Absatz 2, stets jeweils auch in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 3, genannten Zwecke erforderlich ist, die unschädliche Beseitigung dieser Er-
zeugnisse veranlassen, 

6. das Verbringen von in Satz 1 genannten Erzeugnissen in das Inland im Einzelfall vorübergehend ver-
bieten oder beschränken, wenn 

a) die Bundesrepublik Deutschland von der Kommission hierzu ermächtigt worden ist und das Bun-
desministerium dies im Bundesanzeiger bekannt gemacht hat oder 

b) Tatsachen vorliegen, die darauf schließen lassen, dass diese Erzeugnisse ein Risiko für die Ge-
sundheit von Mensch oder Tier mit sich bringen, 

7. anordnen, dass diejenigen, die einer Gefahr, die von einem in Verkehr gebrachten Erzeugnis nach Satz 1 
ausgeht, ausgesetzt sein können, rechtzeitig in geeigneter Form auf diese Gefahr hingewiesen werden 
und 

8. die Öffentlichkeit nach Maßgabe von § 40 informieren. 

Die Artikel 25 bis 27 der Verordnung (EU) Nr. 1223/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 30. November 2009 über kosmetische Mittel (ABl. L 342 vom 22.12.2009, S. 59; L 318 vom 
15.11.2012, S. 74; L 72 vom 15.3.2013, S. 16; L 142 vom 29.5.2013, S. 10; L 254 vom 28.8.2014, 
S. 39; L 17 vom 21.1.2017, S. 52; L 326 vom 9.12.2017, S. 55; L 183 vom 19.7.2018, S. 27; L 324 vom 
13.12.2019, S. 80; L 76 vom 12.3.2020, S. 36), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2019/1966 (ABl. 
L 307 vom 28.11.2019, S. 15) geändert worden ist, bleiben unberührt. 

(2) Absatz 1 und § 40 gelten für mit Lebensmitteln verwechselbare Produkte entsprechend. 

(3) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Anordnungen, die der Durchführung von Verboten 
nach § 26 Satz 1 oder § 30 oder Geboten nach Artikel 5 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 3 Satz 1 Buch-
stabe a, b oder c der Verordnung (EU) Nr. 1223/2009 dienen, haben keine aufschiebende Wirkung. 
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(4) Soweit im Einzelfall eine notwendige Anordnung oder eine sonstige notwendige Maßnahme nicht 
aufgrund der Absätze 1 und 2 getroffen werden kann, bleiben weitergehende Regelungen der Länder, ein-
schließlich der Regelungen auf dem Gebiet des Polizeirechts, aufgrund derer eine solche Anordnung getrof-
fen werden kann, anwendbar.“ 

28. § 40 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 werden nach den Wörtern „der hinreichende Verdacht besteht, dass“ die 
Wörter „ein Mittel zum Tätowieren,“ eingefügt. 

b) Absatz 1a Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In dem Wortlaut vor der Nummerierung werden die Wörter „nach § 39 Absatz 1 Satz 2“ durch die 
Wörter „nach § 38 Absatz 2a Satz 2“ und die Wörter „Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 882/2004“ durch die Wörter „Artikel 37 Absatz 4 Buchstabe e der Verordnung (EU) 
2017/625“ ersetzt. 

bb) In Nummer 3 werden nach den Wörtern „zu erwarten ist“ die Wörter „oder die Voraussetzungen 
des § 41 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vorliegen“ eingefügt. 

cc) Die folgenden Sätze werden angefügt: 

„Bei Verstößen gegen hygienische Anforderungen kann abweichend von Satz 1 in der Information 
der Name des Lebensmittel- oder Futtermittelunternehmers sowie der Betrieb, in dem der Verstoß 
festgestellt wurde, genannt werden. Während eines laufenden strafrechtlichen Ermittlungsverfah-
rens dürfen Informationen nach Satz 1 nur im Benehmen mit der zuständigen Staatsanwaltschaft 
herausgegeben werden, wenn hierdurch nicht der mit dem Verfahren verfolgte Untersuchungs-
zweck gefährdet wird.“ 

c) In Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und 4a, Absatz 1a Nummer 3 und Absatz 2 Satz 1 und 3 werden jeweils 
die Wörter „Verbraucherinnen und Verbraucher“ durch das Wort „Endverbraucher“ ersetzt. 

d) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Abweichend von Absatz 1 ist das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicher-
heit zuständige Behörde, soweit ein nicht im Inland hergestelltes Erzeugnis erkennbar nicht im Inland 
in den Verkehr gebracht worden ist und 

1. ein Fall des Absatzes 1 Satz 1 vorliegt aufgrund 

a) einer Meldung nach Artikel 50 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 eines anderen Mitglied-
staates oder der Europäischen Kommission oder 

b) einer sonstigen Mitteilung eines anderen Mitgliedstaates, eines Drittlandes oder einer inter-
nationalen Organisation oder 

2. ein Fall des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 1 vorliegt aufgrund einer sonstigen Mitteilung eines ande-
ren Mitgliedstaates, der Europäischen Kommission, eines Drittlandes oder einer internationalen 
Organisation. 

Satz 1 gilt entsprechend, wenn 

1. ein Erzeugnis, das durch Einsatz von Fernkommunikationsmitteln im Sinne von § 312c Absatz 2 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs angeboten wird, nicht erkennbar im Inland hergestellt wurde und 

2. ein Inverkehrbringer mit Sitz im Inland nicht erkennbar ist.“ 

29. § 41 wird aufgehoben. 

30. § 42 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. Vorschriften zu erlassen über 
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a) die Anforderungen an die Sachkunde, die an die in Nummer 1 genannte wissenschaftlich 
ausgebildete Person und die in Nummer 2 genannten sachkundigen Personen zu stellen sind 
und 

b) die fachlichen Anforderungen, die an die in Satz 1 genannten Personen zu stellen sind, 

sowie das Verfahren des Nachweises der Sachkunde und der Erfüllung der fachlichen Anforde-
rungen zu regeln.“ 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 

a) die in Nummer 1 bezeichneten Grundstücke, Betriebsräume und Räume auch außer-
halb der dort genannten Zeiten zu betreten, 

b) Wohnräume der nach Nummer 5 zur Auskunft Verpflichteten zu betreten; 

das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird in-
soweit eingeschränkt;“. 

bb) In Nummer 6 wird nach der Angabe „§ 43“ die Angabe „oder § 43a“ eingefügt. 

c) In Absatz 5 werden die Wörter „Die Zollstellen“ durch die Wörter „Die Zollbehörden“ ersetzt. 

31. § 43 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach den Wörtern „als Probe entnommene, zurückzulassen“ ein Komma und 
die Wörter „um das Recht des Unternehmers auf ein zweites Sachverständigengutachten zu gewährleis-
ten“ eingefügt. 

b) In Absatz 3 werden die Wörter „einem vom Hersteller bestimmten, nach lebensmittelrechtlichen Vor-
schriften zugelassenen privaten Sachverständigen zur Untersuchung auszuhändigen“ durch die Wörter 
„dem Hersteller oder einer vom Hersteller beauftragten Person zur anschließenden Untersuchung durch 
einen nach lebensmittelrechtlichen Vorschriften zugelassenen privaten Sachverständigen auszuhändi-
gen“ ersetzt. 

32. Nach § 43 wird folgender § 43a eingefügt: 

„§ 43a 

Probenahme bei Erzeugnissen, die unter Verwendung von Fernkommunikationsmitteln angeboten werden 

(1) Im Fall von Erzeugnissen, die unter Verwendung von Fernkommunikationsmitteln im Sinne von 
§ 312c Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs angeboten werden, sind die mit der Überwachung beauftrag-
ten Personen befugt, solche Erzeugnisse für eine Probenahme zu bestellen, ohne sich zu erkennen zu geben 
und ohne ihre behördliche Identität offenzulegen. 

(2) Sofern in unmittelbar geltenden Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäi-
schen Union oder in Rechtsverordnungen nach diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, ist ein Teil der 
Probe nach Eingang amtlich zu verschließen oder zu versiegeln, um das Recht des Unternehmers auf ein 
zweites Sachverständigengutachten zu gewährleisten. Sofern die Probe nicht oder nicht ohne Gefährdung 
des Untersuchungszwecks in Teile von gleicher Beschaffenheit teilbar ist, ist ein zweites Stück der gleichen 
Art und nach Möglichkeit aus demselben Los und von demselben Hersteller wie das als Probe bestellte nach 
Eingang amtlich zu verschließen oder zu versiegeln. § 43 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Die zuständige Behörde oder die von ihr beauftragte Stelle hat den Unternehmer, bei dem das 
Erzeugnis bestellt wurde, nach Erhalt der Ware über die Durchführung der Probenahme zu unterrichten. 
Soweit bekannt, unterrichtet sie auch den Hersteller des Erzeugnisses. 
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(4) Auf Verlangen des Herstellers und auf dessen Kosten und Gefahr hat die zuständige Behörde oder 
die von ihr beauftragte Stelle die nach Absatz 2 verschlossene oder versiegelte Probe dem Hersteller oder 
einer vom Hersteller beauftragten Person zur anschließenden Untersuchung durch einen nach lebensmittel-
rechtlichen Vorschriften zugelassenen privaten Sachverständigen auszuhändigen. 

(5) Der Unternehmer, bei dem das Erzeugnis nach Absatz 1 bestellt wurde, hat der zuständigen Be-
hörde auf deren Verlangen den Kaufpreis sowie angefallene Versandkosten zu erstatten. 

(6) Die Absätze 2, 3 Satz 2 und Absatz 4 gelten nicht für Proben von Futtermitteln.“ 

33. § 44 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird im einleitenden Satzteil die Angabe „§§ 41 bis 43“ durch die Angabe „§§ 42 bis 43a 
sowie der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2090“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die in 

1. Satz 1 oder 

2. Artikel 18 Absatz 3 Satz 2 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002, auch in Verbindung mit Ar-
tikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009, 

genannten Informationen sind so vorzuhalten, dass sie der zuständigen Behörde spätestens 24 
Stunden nach Aufforderung elektronisch übermittelt werden können.“ 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Die zuständige Behörde kann im Einzelfall Ausnahmen von den Anforderungen des Satzes 2 
zulassen, soweit dies zur Vermeidung unbilliger Härten für den Lebensmittel- oder Futtermittel-
unternehmer geboten erscheint und es mit den in § 1 Absatz 1 Nummer 1 genannten Zwecken 
vereinbar ist.“ 

34. § 44a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach Satz 1 die folgenden Sätze eingefügt: 

„Nicht nach Satz 1 mitzuteilen sind Untersuchungsergebnisse,  

1. die aus einer Untersuchung stammen, die der Lebensmittelunternehmer oder Futtermittelunterneh-
mer weder selbst durchgeführt noch veranlasst hat, oder 

2. die, soweit im Rahmen der Untersuchung der Gehalt eines in Satz 1 genannten Stoffs quantitativ 
bestimmt werden kann, keinen quantitativ bestimmten Gehalt eines in Satz 1 genannten Stoffs 
aufweisen, wobei, soweit ein solcher Gehalt einem Summenwert entspricht, kein einziger Beitrag 
zu diesem Summenwert quantitativ bestimmt worden sein darf. 

Nicht als Untersuchung, in deren Rahmen der Gehalt eines in Satz 1 genannten Stoffs quantitativ be-
stimmt werden kann, ist dabei insbesondere eine Untersuchung anzusehen, die durchgeführt wird mit 
einem Screening-Verfahren im Sinne des Anhangs V Teil B Kapitel I Nummer 1 Unterabsatz 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 152/2009 der Kommission vom 27. Januar 2009 zur Festlegung der Probenah-
meverfahren und Analysemethoden für die amtliche Untersuchung von Futtermitteln (ABl. L 54 vom 
26.2.2009, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2017/771 (ABl. L 115 vom 4.5.2017, S. 22) 
geändert worden ist, oder des Anhangs I Kapitel I Nummer 1.2 der Verordnung (EU) 2017/644 der 
Kommission vom 5. April 2017 zur Festlegung der Probenahmeverfahren und Analysemethoden für 
die Kontrolle der Gehalte an Dioxinen, dioxinähnlichen PCB und nicht dioxinähnlichen PCB in be-
stimmten Lebensmitteln sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 589/2014 (ABl. L 92 vom 
6.4.2017, S. 9).“ 
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b) In Absatz 2 werden nach Satz 1 die folgenden Sätze eingefügt: 

„Nicht nach Satz 1 zu übermitteln sind Untersuchungsergebnisse, die, soweit im Rahmen der Untersu-
chung der Gehalt eines in Satz 1 genannten Stoffs quantitativ bestimmt werden kann, keinen quantitativ 
bestimmten Gehalt eines in Satz 1 genannten Stoffs aufweisen, wobei, soweit ein solcher Gehalt einem 
Summenwert entspricht, kein einziger Beitrag zu diesem Summenwert quantitativ bestimmt worden 
sein darf. Nicht als Untersuchung, in deren Rahmen der Gehalt eines in Satz 1 genannten Stoffs quan-
titativ bestimmt werden kann, ist dabei insbesondere eine Untersuchung anzusehen, die durchgeführt 
wird mit einem Screening-Verfahren im Sinne des Anhangs V Teil B Kapitel I Nummer 1 Unterabsatz 
3 der Verordnung (EG) Nr. 152/2009 oder des Anhangs I Kapitel I Nummer 1.2 der Verordnung (EU) 
2017/644.“ 

35. § 46 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Nummer 6 werden vor den Wörtern „das Inverkehrbringen“ die Wörter „das Herstellen, das 
Behandeln oder“ eingefügt und werden die Wörter „sowie das Verfahren hierfür“ durch die Wörter 
„sowie das Nähere über Art, Inhalt und Verfahren der Anzeige sowie des für die Anzeige Verantwort-
lichen“ ersetzt.  

b) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„In Rechtsverordnungen nach Satz 1 Nummer 6 kann bestimmt werden, dass 

1. Unternehmen und Betriebe, die bestimmte Erzeugnisse herstellen, behandeln oder in den Verkehr 
bringen, anzuzeigen sind, 

2. die zuständige Behörde für die Durchführung des Anzeigeverfahrens, einschließlich einer Weiter-
leitung von Anzeigen an die zuständigen Behörden der Länder und das Bundesministerium, das 
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit ist.“ 

36. § 47 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird aufgehoben. 

b) Absatz 2 wird Absatz 1. 

c) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Das Bundesministerium wird ermächtigt, abweichend von § 38 Absatz 2a Satz 1 durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates, soweit es mit den in § 1 Absatz 1 Nummer 1 und 
Absatz 2, jeweils auch in Verbindung mit § 1 Absatz 3, genannten Zwecken vereinbar ist, zu bestim-
men, dass die zuständige Behörde im Fall erlegter Wildschweine oder anderer Tierarten die zwar Träger 
von Trichinen sein können, bei denen jedoch keine Merkmale festgestellt werden, die das Fleisch als 
bedenklich für den Verzehr erscheinen lassen, die Entnahme von Proben zur Untersuchung auf Trichi-
nen und die Kennzeichnung übertragen kann auf 

1. einen Jagdausübungsberechtigten für seinen Jagdbezirk oder 

2. einen Jäger, dem die Jagd vom Jagdausübungsberechtigten gestattet worden ist, 

sofern die Person nach Nummer 1 oder Nummer 2 die Voraussetzungen des Artikels 1 Absatz 3 Buch-
stabe a oder Buchstabe e der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 29. April 2004 mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs 
(ABl. L 139 vom 30.4.2004, S. 55; L 226 vom 25.6.2004, S. 22; L 46 vom 21.2.2008, S. 50; L 119 vom 
13.5.2010, S. 26; L 160 vom 12.6.2013, S. 15; L 13 vom 16.1.2019, S. 12), die zuletzt durch die Ver-
ordnung (EU) 2019/1243 (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 241) geändert worden ist, erfüllt. In der 
Rechtsverordnung nach Satz 1 sind die Voraussetzungen und das Verfahren für die Übertragung und 
die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften zu regeln.“ 

37. § 49 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 4 Satz 1 werden die Wörter „§ 39 Absatz 1 Satz 1“ durch die Wörter „§ 38 Absatz 2a Satz 1“ 
ersetzt. 
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b) In Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „zuständigen Zollstellen“ durch die Wörter „zuständigen Zollbe-
hörden“ und die Wörter „Artikels 15 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004“ durch die 
Wörter „Artikels 44 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2017/625“ und die Wörter „§ 39 Absatz 1 Satz 1“ 
durch die Wörter „§ 38 Absatz 2a Satz 1“ ersetzt. 

38. In § 51 Absatz 3 Satz 3, Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5 Satz 2 werden jeweils die Wörter „nach § 39 Absatz 1 
Satz 1 und Absatz 2 und 3“ durch die Wörter „nach den Artikeln 137 und 138 der Verordnung (EU) 2017/625 
sowie nach § 38 Absatz 2a Satz 1, § 39 Absatz 2 und § 39a Absatz 1 Satz 1“ ersetzt. 

39. In § 52 Satz 2 wird das Wort „Bundesministerium“ durch die Wörter „Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit“ ersetzt. 

40. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden jeweils vor den Wörtern „kosmetische Mittel“ die Wörter „Mittel zum Tätowie-
ren,“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 Nummer 1 werden nach den Wörtern „der Verordnung (EG) Nr. 1935/2004“ die Wörter 
„oder den Geboten des Artikels 5 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 3 Satz 1 Buchstabe a, b oder 
c der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009“ eingefügt. 

b) In Absatz 4 werden die Wörter „Verbraucherinnen oder Verbraucher“ durch das Wort „Endverbrau-
cher“ ersetzt. 

41. § 55 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 55 

Mitwirkung der Zollbehörden“. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Zollbehörden wirken, vorbehaltlich der Absätze 2 und 3, bei der Überwachung des Verbrin-
gens von Erzeugnissen aus einem Drittland in die Europäische Union, des Verbringens aus dem 
Inland in ein Drittland oder bei der Durchfuhr mit.“ 

bb) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Der einleitende Satzteil wird wie folgt gefasst: 

„Die Zollbehörden können“. 

bbb) In Nummer 1 werden die Wörter „und von mit Lebensmitteln verwechselbaren Produk-
ten“ gestrichen sowie werden die Wörter „in das oder aus dem Inland“ durch die Wörter 
„aus einem Drittland in die Europäische Union oder dem Verbringen aus dem Inland in 
ein Drittland“ ersetzt. 

ccc) In Nummer 3 werden die Wörter „und von mit Lebensmitteln verwechselbaren Produk-
ten“ gestrichen. 

c) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Bei Sendungen von Lebensmitteln, Futtermitteln oder Bedarfsgegenständen im Sinne des § 2 
Absatz 6 Satz 1 Nummer 1, die keinen besonderen Grenzkontrollen unterliegen, wirken die Zollbehör-
den gemäß Artikel 76 der Verordnung (EU) 2017/625 mit.“ 
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d) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Bei kosmetischen Mitteln, Bedarfsgegenständen im Sinne des § 2 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 
bis 9 oder mit Lebensmitteln verwechselbaren Produkten wirken die Zollbehörden gemäß Artikel 15 
Absatz 5 in Verbindung mit den Artikeln 27 bis 29 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften für die Akkreditierung und 
Marktüberwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung der 
Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates (ABl. L 218 vom 13.8.2008, S. 30), die zuletzt durch die 
Verordnung (EU) 2019/1020 (ABl. L 169 vom 25.6.2019, S. 1) geändert worden ist, mit. Die Zollbe-
hörden melden die Aussetzung der Überlassung nach Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 
unverzüglich der zuständigen Behörde, in deren Zuständigkeitsbereich die Zollbehörde gelegen ist.“ 

e) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

42. § 56 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Im einleitenden Satzteil werden die Wörter „in eine Freizone, in ein Freilager oder in ein 
Zolllager“ durch die Wörter „auch in ein Lagerhaus“ ersetzt. 

bbb) In Nummer 2 Buchstabe e werden die Wörter „einer Dokumenten- oder Nämlichkeitsprü-
fung“ durch die Wörter „einer Dokumentenprüfung, einer Nämlichkeitskontrolle“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „die Dokumenten- oder Nämlichkeitsprüfung“ durch die Wörter „die 
Dokumentenprüfung, die Nämlichkeitskontrolle“ ersetzt und wird jeweils das Wort „Grenzein-
gangsstelle“ durch die Wörter „anderen Kontrollstelle“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird das Wort „Zollstellen,“ durch die Wörter „Zollbehörden oder“ ersetzt und werden das 
Komma nach dem Wort „Grenzkontrollstellen“ sowie die Wörter „Grenzein- oder -übergangsstellen 
oder andere amtliche Stellen“ gestrichen. 

c) Absatz 4 Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Im einleitenden Satzteil werden die Wörter „in Freilagern, in Lagern in Freizonen oder in Zollla-
gern“ durch die Wörter „in Lagerhäusern“ ersetzt. 

bb) In Buchstabe d wird das Wort „Zollstelle“ durch das Wort „Zollbehörde“ ersetzt. 

cc) In Buchstabe f werden die Wörter „Freilager, Lager in Freizonen oder Zolllager“ durch das Wort 
„Lagerhäuser“ ersetzt. 

43. § 57 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach den Wörtern „Wiederausfuhr von“ die Wörter „Mitteln zum Tätowieren,“ 
eingefügt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Nummer 2 wird der Punkt am Ende durch das Wort „oder“ ersetzt. 

bbb) Folgende Nummer 3 wird angefügt: 

„3. den in Anhang I der Richtlinie 2002/32/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 7. Mai 2002 über unerwünschte Stoffe in der Tierernährung (ABl. L 140 
vom 30.5.2002, S. 10), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2019/1869 (ABl. L 
289 vom 8.11.2019, S. 32) geändert worden ist, festgesetzten Höchstgehalt an ei-
nem unerwünschten Stoff überschreiten.“ 
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bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Nach Maßgabe des Artikels 12 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 dürfen 

1. abweichend von Satz 1 dort genannte Futtermittel, die eingeführt worden sind, ausgeführt 
werden, 

2. in Satz 1 genannte Futtermittel wieder ausgeführt werden.“ 

c) In Absatz 6 werden die Wörter „Seeschiffen bestimmt sind“ durch die Wörter „Schiffen bestimmt sind, 
die das Gebiet der Europäischen Union verlassen“ ersetzt. 

d) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 

aa) In den Nummern 1 und 2 werden jeweils die Wörter „Seeschiffen bestimmt sind“ durch die Wörter 
„Schiffen bestimmt sind, die das Gebiet der Europäischen Union verlassen“ ersetzt. 

bb) Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

aaa) Buchstabe a wird aufgehoben. 

bbb) Die Buchstaben b und c werden die Buchstaben a und b. 

ccc) Buchstabe a wird wie folgt geändert: 

aaaa) Im einleitenden Satzteil werden die Wörter „von Seeschiffen bestimmt sind, in 
Freilagern, in Lagern in Freizonen oder in Zolllagern“ durch die Wörter „von 
Schiffen bestimmt sind, die das Gebiet der Europäischen Union verlassen, in La-
gerhäusern“ ersetzt. 

bbbb) In Doppelbuchstabe dd wird das Wort „Zollstelle“ durch das Wort „Zollbehörde“ 
ersetzt. 

cccc) In Doppelbuchstabe ff werden die Wörter „Freilager, der Lager in Freizonen oder 
der Zolllager“ durch das Wort „Lagerhäuser“ ersetzt. 

ddd) In Buchstabe b werden die Wörter „Seeschiffen bestimmt sind“ durch die Wörter „Schif-
fen bestimmt sind, die das Gebiet der Europäischen Union verlassen“ ersetzt. 

44. In § 57a Absatz 1 Nummer 1 werden nach dem Wort „Bedarfsgegenständen“ ein Komma und die Wörter 
„Mitteln zum Tätowieren“ eingefügt. 

45. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 11 Buchstabe a und b werden jeweils die Wörter „kosmetisches Mittel“ durch die 
Wörter „Mittel zum Tätowieren“ ersetzt. 

bb) Nummer 12 wird wie folgt gefasst: 

„12. entgegen § 28 Absatz 2 in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 28 Absatz 1 
Nummer 2 oder § 32 Absatz 1 Nummer 1, 2 oder 3 ein dort genanntes Mittel in den Verkehr 
bringt,“. 

cc) Nummer 17 wird wie folgt gefasst: 

„17. einer vollziehbaren Anordnung nach § 39a Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Ab-
satz 2, die der Durchführung eines in § 39a Absatz 3 bezeichneten Verbots oder Gebots 
dient, zuwiderhandelt oder“. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Im einleitenden Satzteil werden die Wörter „Verordnung (EU) Nr. 652/2014 (ABl. L 189 vom 
27.6.2014, S. 1)“ durch die Wörter „Verordnung (EU) 2019/1381 (ABl. L 231 vom 6.9.2019, 
S. 1)“ ersetzt. 
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bb) In Nummer 2 werden nach der Angabe „L 192 vom 22.7.2011, S. 71“ ein Semikolon und die An-
gabe „L 296 vom 15.11.2019, S. 64“ eingefügt und werden die Wörter „Verordnung (EU) 
Nr. 939/2010 (ABl. L 277 vom 21.10.2010, S. 4)“ durch die Wörter „Verordnung (EU) 2018/1903 
(ABl. L 310 vom 6.12.2018, S. 22)“ ersetzt. 

c) Absatz 2a wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden die Wörter „Verordnung (EU) 2016/1244 (ABl. L 204 vom 29.7.2016, S. 7)“ 
durch die Wörter „Verordnung (EU) 2019/799 (ABl. L 132 vom 20.5.2019, S. 12)“ ersetzt. 

bb) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. entgegen Artikel 5 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 3 Satz 1 Buchstabe a, b oder c der 
Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. No-
vember 2009 über kosmetische Mittel (ABl. L 342 vom 22.12.2009, S. 59; L 318 vom 
15.11.2012, S. 74; L 72 vom 15.3.2013, S. 16; L 142 vom 29.5.2013, S. 10; L 254 vom 
28.8.2014, S. 39; L 17 vom 21.1.2017, S. 52; L 326 vom 9.12.2017, S. 55; L 183 vom 
19.7.2018, S. 27; L 324 vom 13.12.2019, S. 80; L 76 vom 12.3.2020, S. 36), die zuletzt 
durch die Verordnung (EU) 2019/1966 (ABl. L 307 vom 28.11.2019, S. 15) geändert wor-
den ist, nicht dafür sorgt, dass ein auf dem Markt bereitgestelltes kosmetisches Mittel für die 
menschliche Gesundheit sicher ist,“.  

cc) In Nummer 3 werden die Wörter „Verordnung (EU) 2016/1416 (ABl. L 230 vom 25.8.2016, 
S. 22)“ durch die Wörter „Verordnung (EU) 2019/1338 (ABl. L 209 vom 9.8.2019, S. 5)“ und 
wird der Punkt am Ende durch das Wort „oder“ ersetzt. 

dd) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

„4. einer vollziehbaren Anordnung nach Artikel 138 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/625 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 über amtliche Kontrollen 
und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Fut-
termittelrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesund-
heit und Pflanzenschutzmittel, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) 
Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) 
Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des 
Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie der 
Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates 
und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 89/662/EWG, 
90/425/EWG, 91/496/EEG, 96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlus-
ses 92/438/EWG des Rates (Verordnung über amtliche Kontrollen) (ABl. L 95 vom 
7.4.2017, S. 1; L 137 vom 24.5.2017, S. 40; L 48 vom 21.2.2018, S. 44; L 322 vom 
18.12.2018, S. 85; L 126 vom 15.5.2019, S. 73), die durch die Delegierte Verordnung (EU) 
2019/2127 (ABl. L 321 vom 12.12.2019, S. 111) geändert worden ist, die der Durchführung 
eines in § 39 Absatz 7 bezeichneten Verbots dient, zuwiderhandelt.“ 

d) In Absatz 3 Nummer 2 werden nach den Wörtern „in Absatz 2“ die Wörter „oder 2a“ eingefügt. 

e) In Absatz 5 werden nach den Wörtern „in Absatz 1, 2“ ein Komma und die Angabe „2a“ eingefügt.  

46. § 59 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Nummern 1 und 2 werden aufgehoben. 

bb) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. entgegen § 7 Absatz 3 in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 7 Absatz 1 oder 2 
ein Lebensmittel in den Verkehr bringt,“. 
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cc) In Nummer 4 werden die Wörter „in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach Absatz 2 Num-
mer 1“ durch die Wörter „Buchstabe a in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 8 Ab-
satz 2 Nummer 1 oder entgegen § 8 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b“ ersetzt. 

dd) In Nummer 5 werden die Wörter „in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach Absatz 2“ ge-
strichen. 

ee) In Nummer 8 werden die Wörter „Nummer 1 ein Lebensmittel in den Verkehr bringt“ durch die 
Wörter „ein Lebensmittel liefert“ ersetzt. 

ff) Nummer 9 wird wie folgt gefasst: 

„9. entgegen § 12 ein Lebensmittel in den Verkehr bringt,“. 

gg) In Nummer 13 werden die Wörter „kosmetisches Mittel“ durch die Wörter „Mittel zum Tätowie-
ren“ ersetzt. 

hh) In Nummer 14 wird das Wort „kosmetisches“ durch die Wörter „dort genanntes“ ersetzt. 

ii) Nummer 19 wird wie folgt geändert: 

aaa) In Buchstabe b werden die Wörter „kosmetisches Mittel“ durch die Wörter „Mittel zum 
Tätowieren“ ersetzt. 

bbb) In Buchstabe c wird das Wort „oder“ am Ende durch ein Komma ersetzt. 

ccc) In Buchstabe d wird nach dem Wort „Lebensmittel“ das Wort „oder“ eingefügt. 

ddd) Nach Buchstabe d wird folgender Buchstabe e eingefügt: 

„e) Artikel 5 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 3 Satz 1 Buchstabe a, b oder c der 
Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 ein kosmetisches Mittel“. 

jj) Nummer 20 wird aufgehoben. 

kk) In Nummer 21 Buchstabe a werden die Wörter „§ 7 Absatz 2 Nummer 1, 2, 3 oder 5,“ gestrichen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 werden die Wörter „Verordnung (EU) 2016/1866 (ABl. L 286 vom 21.10.2016, 
S. 4)“ durch die Wörter „Verordnung (EU) 2020/192 (ABl. L 40 vom 13.2.2020, S. 4)“ ersetzt. 

bb) Nummer 3a wird aufgeboben. 

cc) In Nummer 5 werden die Wörter „Verordnung (EU) 2016/1776 (ABl. L 272 vom 7.10.2016, S. 2)“ 
durch die Wörter „Verordnung (EU) 2020/771 (ABl. L 184 vom 12.6.2020, S. 25)“ ersetzt. 

dd) Nach Nummer 6 werden die folgenden Nummern 7 und 8 eingefügt: 

„7. entgegen Artikel 12 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 ein Futtermittel liefert, 
dessen Kennzeichnung einer Anforderung des 

a) Artikels 11 Absatz 1 Buchstabe a oder b der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 oder 

b) Artikels 11 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 in Verbindung 
mit Anhang Teil C der Verordnung (EU) Nr. 68/2013 der Kommission vom 16. Januar 
2013 zum Katalog der Einzelfuttermittel (ABl. L 29 vom 30.1.2013, S. 1; L 320 vom 
30.11.2013, S. 82; L 91 vom 27.3.2014, S. 50), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 
2020/764 (ABl. L 183 vom 11.6.2020, S. 1) geändert worden ist, 

nicht entspricht, 

8. entgegen Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 einen Text, eine Bezeich-
nung, ein Warenzeichen, eine Abbildung oder ein dort genanntes Zeichen verwendet,“. 

ee) Die bisherige Nummer 7 wird Nummer 9. 
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ff) Nach Nummer 9 wird folgende Nummer 10 eingefügt: 

„10. gegen die Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
25. Oktober 2011 betreffend die Information der Verbraucher über Lebensmittel und zur 
Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1924/2006 und (EG) Nr. 1925/2006 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 87/250/EWG der Kom-
mission, der Richtlinie 90/496/EWG des Rates, der Richtlinie 1999/10/EG der Kommission, 
der Richtlinie 2000/13/EG des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 
2002/67/EG und 2008/5/EG der Kommission und der Verordnung (EG) Nr. 608/2004 der 
Kommission (ABl. L 304 vom 22.11.2011, S. 18; L 331 vom 18.11.2014, S. 41; L 50 vom 
21.2.2015, S. 48; L 266 vom 30.9.2016, S. 7), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 
2015/2283 (ABl. L 327 vom 11.12.2015, S. 1) geändert worden ist, verstößt, indem er 

a) entgegen Artikel 8 Absatz 3 ein Lebensmittel abgibt, das einer Anforderung des 

aa) Artikels 7 Absatz 1 oder 3, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 4, 

bb) Artikels 36 Absatz 2 Buchstabe a in Verbindung mit Absatz 1 

nicht entspricht, oder 

b) entgegen Artikel 8 Absatz 4 Satz 1 eine Änderung einer dort genannten Information 
vornimmt, oder“. 

gg) Die bisherige Nummer 8 wird Nummer 11 und der Punkt am Ende wird durch das Wort „oder“ 
ersetzt. 

hh) Die folgenden Nummern 12 und 13 werden angefügt: 

„12. einer vollziehbaren Anordnung nach Artikel 4 Absatz 4 Buchstabe b erster oder zweiter Ge-
dankenstrich oder Artikel 6 Absatz 2 dritter oder vierter Gedankenstrich, jeweils auch in 
Verbindung mit Absatz 3, der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2090 der Kommission 
vom 19. Juni 2019 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parla-
ments und des Rates in Bezug auf mutmaßliche oder festgestellte Verstöße gegen Unions-
vorschriften über die Verwendung oder über Rückstände pharmakologisch wirksamer 
Stoffe, die in Tierarzneimitteln oder als Futtermittelzusatzstoffe zugelassen sind, bzw. gegen 
Unionsvorschriften über die Verwendung oder über Rückstände verbotener oder nicht zuge-
lassener pharmakologisch wirksamer Stoffe (ABl. L 317 vom 9.12.2019, S. 28) zuwider-
handelt, 

13. entgegen Artikel 3 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 der Durchführungsverordnung 
(EU) 2020/1158 der Kommission vom 5. August 2020 über die Einfuhrbedingungen für Le-
bens- und Futtermittel mit Ursprung in Drittländern nach dem Unfall im Kernkraftwerk 
Tschernobyl (ABl. L 257 vom 6.8.2020, S. 1) ein dort genanntes Erzeugnis einführt.“ 

47. § 60 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe „Nummer 8“ durch die Angabe „Nummer 9“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 werden die Wörter „Nummer 1 bis 7, 9, 10a, 11 bis 20 oder Nummer 21, Absatz 2 
Nummer 1, 1a Buchstabe c oder d, Nummer 2 bis 7 oder 8“ durch die Wörter „Nummer 3 bis 8, 
10a, 11 bis 21, Absatz 2 Nummer 1, 1a Buchstabe c oder d, Nummer 2 bis 13“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 21 werden nach den Wörtern „entgegen § 44 Absatz 3 Satz 1“ ein Komma und die 
Wörter „auch in Verbindung mit Satz 2,“ eingefügt. 

bb) In Nummer 22a werden die Wörter „oder in Verbindung mit § 75 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 und 
2“ gestrichen. 
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cc) In Nummer 25 werden nach der Angabe „§ 23 Nummer 1“ die Wörter „oder entgegen § 57 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 3“ eingefügt. 

dd) Nummer 26 Buchstabe a wird wie folgt geändert: 

aaa) Nach der Angabe „§ 35 Nummer 1“ werden ein Komma und die Angabe „1a“ eingefügt. 

bbb) Die Wörter „§ 37 Absatz 1, § 46 Absatz 2 oder § 47 Absatz 1 Nummer 2“ werden durch 
die Wörter „§ 37 Absatz 1 oder § 46 Absatz 2“ ersetzt. 

48. § 62 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Das Bundesministerium wird ermächtigt, soweit dies zur Durchsetzung der Rechtsakte der Euro-
päischen Gemeinschaft, der Europäischen Union oder der Europäischen Atomgemeinschaft erforderlich ist, 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die Tatbestände zu bezeichnen, die 

1. als Straftat nach § 58 Absatz 3 oder § 59 Absatz 3 Nummer 1 oder 2 Buchstabe a zu ahnden sind oder 

2. als Ordnungswidrigkeit nach 

a) § 60 Absatz 4 Nummer 1 Buchstabe a oder Nummer 2 Buchstabe a oder 

b) § 60 Absatz 4 Nummer 1 Buchstabe b oder Nummer 2 Buchstabe b 

geahndet werden können.“ 

49. In § 64 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „in § 2 Absatz 2, 3, 5 und 6 genannten Erzeugnissen“ durch die 
Wörter „in § 2 Absatz 1 genannten Erzeugnissen mit Ausnahme von Futtermitteln“ ersetzt. 

50. § 65 Satz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

a) das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit im Rahmen der ihm durch § 2 
Absatz 1 des BVL-Gesetzes zugewiesenen Tätigkeiten, 

b) das Bundesinstitut für Risikobewertung im Rahmen der ihm durch § 2 Absatz 1 des BfR-Gesetzes 
zugewiesenen Tätigkeiten oder 

c) die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung im Rahmen der ihr durch § 2 Absatz 1 Num-
mer 1 bis 7 des Gesetzes über die Errichtung einer Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernäh-
rung zugewiesenen Aufgaben  

als zuständige Stelle für die Durchführung von Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft oder der 
Europäischen Union im Anwendungsbereich dieses Gesetzes zu bestimmen, soweit dies zur einheitli-
chen Durchführung von Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union 
erforderlich ist.“ 

51. § 67 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „in § 2 Absatz 2, 5 und 6 genannten Erzeugnissen“ durch die Wörter „Le-
bensmitteln, kosmetischen Mitteln oder Bedarfsgegenständen“ ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Wörter „der §§ 5, 12, 26 und 30“ durch die Wörter „der §§ 5 und 30“ ersetzt. 

52. § 68 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 werden die Wörter „der §§ 5, 12 und 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1“ 
durch die Wörter „der §§ 5 und 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Nummer 1 werden jeweils nach dem Wort „Lebensmittel“ ein Komma sowie die Wörter 
„Mittel zum Tätowieren“ eingefügt. 

c) In Absatz 3 Nummer 2 werden die Wörter „der §§ 6, 8 und 10“ durch die Wörter „der §§ 8 und 10“ 
ersetzt. 
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53. § 75 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Hinsichtlich der Verfolgung von Straftaten sind auf Sachverhalte, die vor dem … [einsetzen: 
Datum des Tages des Inkrafttretens nach Artikel 12 Absatz 1] entstanden sind, § 2 Absatz 3 Satz 2 
Nummer 1 und 3 jeweils in Verbindung mit § 4 Absatz 1 Nummer 2 und § 6 Absatz 1, § 11 Absatz 2 
Nummer 2, § 19, §§ 26 bis 29, § 39 Absatz 1, 2 und 7 sowie § 58 Absatz 1 Nummer 11, 12 und 17 
Buchstabe a und b, Absatz 2a Nummer 2, § 59 Absatz 1 Nummer 1 bis 5, 8, 9, 13, 14, 19 Buchstabe b, 
Nummer 20 und 21 Buchstabe a und § 60 Absatz 1 Nummer 2, Absatz 2 Nummer 22a und 26a in der 
bis zum … [einsetzen: Datum des Tages vor Inkrafttreten nach Artikel 12 Absatz 1] geltenden Fassung 
weiter anzuwenden. Hinsichtlich der Verfolgung von Straftaten ist auf Sachverhalte, die vor dem 1. 
April 2020 entstanden sind, § 59 Absatz 2 Nummer 3a in der bis zum … [einsetzen: Datum des Tages 
vor Inkrafttreten nach Artikel 12 Absatz 1] geltenden Fassung weiter anzuwenden.“ 

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Soweit durch Änderungen dieses Gesetzes Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverord-
nungen des Bundes weggefallen sind, können Vorschriften, die auf solche Ermächtigungen gestützt 
sind, durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums mit Zustimmung des Bundesrates aufgehoben 
werden.“ 

c) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 5a eingefügt: 

„(5a) Soweit durch Änderungen dieses Gesetzes oder durch Änderung von aufgrund dieses Geset-
zes erlassenen Rechtsverordnungen Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen der Länder 
weggefallen sind, können Vorschriften, die auf solche Ermächtigungen gestützt sind, durch Rechtsver-
ordnung der Landesregierungen aufgehoben werden.“ 

Artikel 2 

Weitere Änderung des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches 

§ 55 Absatz 3 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches, das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes 
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„(3) Bei kosmetischen Mitteln, Bedarfsgegenständen im Sinne von § 2 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 bis 9 
dieses Gesetzes oder mit Lebensmitteln verwechselbaren Produkten wirken die Zollbehörden gemäß Artikel 2 
Absatz 2 in Verbindung mit den Artikeln 25 bis 28 der Verordnung (EU) 2019/1020 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 20. Juni 2019 über Marktüberwachung und die Konformität von Produkten sowie zur Ände-
rung der Richtlinie 2004/42/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 765/2008 und (EU) Nr. 305/2011 (ABl. L 169 
vom 25.6.2019, S. 1) mit. Die Zollbehörden melden die Aussetzung der Überlassung nach Artikel 26 der Verord-
nung (EU) 2019/1020 unverzüglich der zuständigen Behörde, in deren Zuständigkeitsbereich die Zollbehörde 
gelegen ist.“ 
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Artikel 3 

Änderung des Gesetzes über den Übergang auf das neue Lebensmittel- und Futtermittelrecht 

Nach § 1 des Gesetzes über den Übergang auf das neue Lebensmittel- und Futtermittelrecht vom 1. Septem-
ber 2005 (BGBl. I S. 2618, 2653), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Januar 2019 (BGBl. I S. 33) 
geändert worden ist, wird folgender § 1a eingefügt: 

„§ 1a 

Weitere Anwendung von Vorschriften über den Lebensmittelzusatzstoffen gleichgestellte Stoffe 

(1) § 2 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 und 4 jeweils in Verbindung mit § 4 Absatz 1 Nummer 2 und § 6 Ab-
satz 1 sowie § 59 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 und § 60 Absatz 1 Nummer 2 des Lebensmittel- und Futtermittelge-
setzbuches sind in der bis zum … [einsetzen: Datum des Tages vor Inkrafttreten nach Artikel 12 Absatz 1] gel-
tenden Fassung, weiterhin anzuwenden, solange und soweit noch nicht 

1. eine unmittelbar geltende Vorschrift in Rechtsakten der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen 
Union gilt, die inhaltlich einer Regelung entspricht, zu der § 7 Absatz 2 des Lebensmittel- und Futtermittel-
gesetzbuches in der ab dem … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 12 Absatz 1] geltenden 
Fassung ermächtigt, oder 

2. aufgrund der Ermächtigung des § 7 Absatz 2 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches in der ab dem 
… [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 12 Absatz 1] geltenden Fassung neue Regelungen ge-
troffen worden sind. 

(2) Auf Sachverhalte, die vor dem … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 12 Absatz 1] ent-
standen sind, sind die in Absatz 1 genannten Vorschriften hinsichtlich der Verfolgung von Straftaten und Ord-
nungswidrigkeiten weiter anzuwenden.“ 

Artikel 4 

Änderung des EG-Gentechnik-Durchführungsgesetzes 

§ 4 Absatz 3 des EG-Gentechnik-Durchführungsgesetzes vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1244), das zuletzt 
durch Artikel 58 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefasst: 

„(3) Im Übrigen gelten § 38 Absatz 1 bis 5 und 7 bis 9, die §§ 38b, 39 Absatz 1 bis 4 und 7, § 40 sowie die 
§§ 42 bis 44 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches entsprechend für die Überwachung von 

1. in Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 genannten Lebensmitteln, 

2. in Artikel 15 der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 genannten Futtermitteln und 

3. Lebensmitteln, die mit einer Angabe im Sinne des § 3a Absatz 1 in den Verkehr gebracht oder beworben 
werden. 

Für die Überwachung von anderen als den in den Nummern 1 bis 3 bezeichneten gentechnisch veränderten Orga-
nismen gelten die §§ 25, 26 und 28a des Gentechnikgesetzes entsprechend.“ 
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Artikel 5 

Änderung des Weingesetzes 

Das Weingesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar 2011 (BGBl. I S. 66), das zuletzt durch 
Artikel 26 des Gesetzes vom 20. November 2019 (BGBl. I S. 1626) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 13 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Soweit auf Grund des Absatzes 3 Nummer 2, 4 oder 5 keine Vorschriften erlassen worden sind, 
sind die auf Grund des § 32 Absatz 1 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches erlassenen Rechtsver-
ordnungen anzuwenden“. 

2. Nach § 27 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

„(1a) Es ist verboten, andere als dem Verbot des Artikels 14 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Buch-
stabe b der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 
zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der 
Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicher-
heit (ABl. L 31 vom 1.2.2002, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2019/1381 (ABl. L 231 vom 
6.9.2019, S. 1) geändert worden ist, unterliegende Lebensmittel, soweit es sich dabei um, Erzeugnisse han-
delt, die für den Verzehr durch den Menschen ungeeignet sind, in den Verkehr zu bringen.“ 

3. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2a werden die Wörter „des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur 
Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der 
Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittel-
sicherheit (ABl. EG Nr. L 31 S. 1), die durch die Verordnung (EG) Nr. 1642/2003 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 22. Juli 2003 (ABl. EU Nr. L 245 S. 4) geändert worden ist,“ gestrichen. 

b) Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

„(7) Im Übrigen gelten für die Überwachung § 38 Absatz 1 bis 4, 6, 7 und 9, die §§ 38a, 38b, 39 
Absatz 1, 2, 4 und 7 Nummer 1, die §§ 40, 42 Absatz 5, § 43 Absatz 1 bis 4, die §§ 43a, 44 Absatz 6 
sowie § 49 Absatz 1 bis 3 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches entsprechend.“ 

4. Dem § 48 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 58 Absatz 2 Nummer 1 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches gilt für Erzeugnisse nach § 2 
Nummer 1 entsprechend.“ 

5. § 49 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 Nummer 5 wird folgende Nummer 5a eingefügt: 

„5a. entgegen § 27 Absatz 1a ein Lebensmittel in den Verkehr bringt,“. 

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„§ 59 Absatz 2 Nummer 1a Buchstabe a und c, Nummer 10 und 11 des Lebensmittel- und Futtermittel-
gesetzbuches gilt für Erzeugnisse nach § 2 Nummer 1 entsprechend.“ 



   

 

  

         
           

       
 

 

    

         
           

 

 

        
 

 

 

  

      
       

      
 

 

  

               
  

       
          

        
  

Drucksache 19/25319 – 34 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 

Artikel 6 

Änderung des Infektionsschutzgesetzes 

In § 4 Absatz 1 Satz 4 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1385) geändert worden ist, wird nach den Wörtern „das 
Bundesinstitut für Risikobewertung“ ein Komma und werden die Wörter „sofern es sich um Aufgaben der Risi-
kobewertung handelt,“ eingefügt. 

Artikel 7 

Änderung des Milch- und Fettgesetzes 

Das Milch- und Fettgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7842-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 397 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) ge-
ändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 10 Absatz 1 werden die folgenden Sätze angefügt: 

„Hierbei kann auch das entsprechende Verwaltungsverfahren geregelt werden. Im Falle des Satzes 2 bedarf 
die Rechtsverordnung der Zustimmung des Bundesrates.“ 

2. § 28 wird wie folgt gefasst: 

„§ 28 

Beauftragung des Max Rubner-Instituts 

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft kann das Max Rubner-Institut, Bundesfor-
schungsinstitut für Ernährung und Lebensmittel, mit der Durchführung von Forschungsaufgaben im Bereich 
dieses Gesetzes beauftragen. Zu diesen Aufgaben gehören insbesondere die Erhaltung und Förderung der 
Güte von Milch und Milcherzeugnissen sowie die Einführung und Verwendung von Gütezeichen.“ 

Artikel 8 

Änderung des Milch- und Margarinegesetzes 

Dem § 3 des Milch- und Margarinegesetzes vom 25. Juli 1990 (BGBl. I S. 1471), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 18. Januar 2019 (BGBl. I S. 33) geändert worden ist, wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft kann das Max Rubner-Institut, Bundesfor-
schungsinstitut für Ernährung und Lebensmittel, mit der Durchführung von Aufgaben im Bereich dieses Gesetzes 
beauftragen. Zu diesen Aufgaben gehören insbesondere die Schaffung einheitlicher Sorten von Milch und 
Milcherzeugnissen sowie die Erhaltung und Förderung der Qualität von Milch und Milcherzeugnissen“. 
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Artikel 9 

Änderung der Kosmetik-Verordnung 

§ 8 der Kosmetik-Verordnung vom 16. Juli 2014 (BGBl. I S. 1054), die durch Artikel 2 der Verordnung vom 
26. Januar 2016 (BGBl. I S. 108) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Absätze 1 und 3 werden aufgehoben. 

2. Die Absätze 2 und 4 werden die Absätze 1 und 2. 

Artikel 10 

Folgeänderungen 

(1) In § 134 Absatz 2 Satz 1 des Markengesetzes vom 25. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3082; 1995 I S. 156; 
1996 I S. 682), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2357) geändert 
worden ist, werden die Wörter „(§ 3 Nr. 1 und 2 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuchs)“ durch die Wör-
ter „(§ 3 Absatz 1 Nummer 1 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuchs)“ ersetzt. 

(2) In § 20 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1750, 3245), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 8 des Gesetzes 
vom 25. Juni 2020 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, werden die Wörter „§ 2 Absatz 2 des Lebensmittel-
und Futtermittelgesetzbuches“ durch die Wörter „Artikels 2 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, 
zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Le-
bensmittelsicherheit (ABl. L 31 vom 1.2.2002, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2019/1381 (ABl. L 
231 vom 6.9.2019, S. 1) geändert worden ist,“ ersetzt. 

(3) In § 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 des Wasch- und Reinigungsmittelgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 17. Juli 2013 (BGBl. I S. 2538), das zuletzt durch Artikel 252 der Verordnung vom 19. Juni 
2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, werden die Wörter „§ 2 Absatz 5 des Lebensmittel- und Futtermit-
telgesetzbuches“ durch die Wörter „Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a auch in Verbindung mit Absatz 2 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1223/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 über kosme-
tische Mittel (ABl. L 342 vom 22.12.2009, S. 59), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2019/1966 (ABl. L 307 
vom 28.11.2019, S. 15) geändert worden ist“ ersetzt. 

(4) § 2 Absatz 3 des Arzneimittelgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Dezember 2005 
(BGBl. I S. 3394), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 1 des Gesetzes vom 25. Juni 2020 (BGBl. I S. 1474) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 1 werden die Wörter „§ 2 Abs. 2 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches“ durch die 
Wörter „Artikels 2 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur 
Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Le-
bensmittelsicherheit (ABl. L 31 vom 1.2.2002, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2019/1381 (ABl. 
L 231 vom 6.9.2019, S. 1) geändert worden ist“ ersetzt. 

2. In Nummer 2 werden die Wörter „§ 2 Abs. 5 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches“ durch die 
Wörter „Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a auch in Verbindung mit Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1223/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 über kosmetische Mittel 
(ABl. L 342 vom 22.12.2009, S. 59; L 318 vom 15.11.2012, S. 74; L 72 vom 15.3.2013, S. 16; L 142 vom 
29.5.2013, S. 10; L 254 vom 28.8.2014, S. 39; L 17 vom 21.1.2017, S. 52; L 326 vom 9.12.2017, S. 55; L 
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183 vom 19.7.2018, S. 27; L 324 vom 13.12.2019, S. 80; L 76 vom 12.3.2020, S. 36), die zuletzt durch die 
Verordnung (EU) 2019/1966 (ABl. L 307 vom 28.11.2019, S. 15) geändert worden ist“ ersetzt. 

3. In Nummer 6 werden die Wörter „§ 3 Nummer 12 bis 16 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches“ 
durch die Wörter „Artikels 3 Nummer 4 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002“ ersetzt. 

(5) In § 4 Absatz 2 Satz 1 des Lebensmittelspezialitätengesetzes vom 29. Oktober 1993 (BGBl. I S. 1814), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Januar 2016 (BGBl. I S. 50) geändert worden ist, werden die 
Wörter „(§ 3 Nummer 1 oder 2 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches)“ gestrichen. 

(6) In § 67 Absatz 1 Nummer 1 der Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 
1999 (BGBl. I S. 202), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1403) geändert 
worden ist, werden die Wörter „§ 2 Absatz 2 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches“ durch die Wörter 
„Artikels 2 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der 
allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde 
für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (ABl. L 31 vom 
1.2.2002, S. 1) die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2019/1381 (ABl. L 231 vom 6.9.2019, S. 1) geändert wor-
den ist,“ ersetzt. 

(7) In § 3a Absatz 1 des Rindfleischetikettierungsgesetzes vom 26. Februar 1998 (BGBl. I S. 380), das zu-
letzt durch Artikel 282 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden ist, werden die 
Wörter „Verbraucherinnen oder Verbraucher im Sinne des § 3 Nr. 4 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbu-
ches,“ durch die Wörter „Endverbraucher im Sinne des Artikels 3 Nummer 18 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 
des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des 
Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von 
Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (ABl. L 31 vom 1.2.2002, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 
2019/1381 (ABl. L 231 vom 6.9.2019, S. 1) geändert worden ist,“ ersetzt. 

(8) § 2 des Chemikaliengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. August 2013 (BGBl. I 
S. 3498, 3991), das zuletzt durch Artikel 296 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 Nummer 1 werden die Wörter „im Sinne des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches“ durch 
die Wörter „im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a auch in Verbindung mit Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 1223/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 über kosmetische 
Mittel (ABl. L 342 vom 22.12.2009, S. 59; L 318 vom 15.11.2012, S. 74; L 72 vom 15.3.2013, S. 16; L 142 
vom 29.5.2013, S. 10; L 254 vom 28.8.2014, S. 39; L 17 vom 21.1.2017, S. 52; L 326 vom 9.12.2017, S. 55; 
L 183 vom 19.7.2018, S. 27; L 324 vom 13.12.2019, S. 80; L 76 vom 12.3.2020, S. 36), die zuletzt durch 
die Verordnung (EU) 2019/1966 (ABl. L 307 vom 28.11.2019, S. 15) geändert worden ist,“ ersetzt. 

2. Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Vorschriften des Dritten und Vierten Abschnitts, § 17 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a und b 
und § 23 Absatz 2 gelten nicht für 

1. Lebensmittel im Sinne des Artikels 2 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des 
Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Fest-
legung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (ABl. L 31 vom 1.2.2002, S. 1), die zuletzt durch die 
Verordnung (EU) 2019/1381 (ABl. L 231 vom 6.9.2019, S. 1) geändert worden ist, 

2. Einzelfuttermittel im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 Buchstabe g der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über das Inverkehrbringen und die Ver-
wendung von Futtermitteln, zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Par-
laments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 79/373/EWG des Rates, 80/511/EWG der 
Kommission, 82/471/EWG des Rates, 83/228/EWG des Rates, 93/74/EWG des Rates, 93/113/EG des 
Rates und 96/25/EG des Rates und der Entscheidung 2004/217/EG der Kommission (ABl. L 229 vom 
1.9.2009, S. 1; L 192 vom 22.7.2011, S. 71; L 296 vom 15.11.2019, S. 64), die zuletzt durch die Ver-
ordnung (EU) 2018/1903 (ABl. L 310 vom 6.12.2018, S. 22) geändert worden ist, 



    

         
 

      
         

         
         

  

  

        
       

  

      
 

  

 

       
   

 

  

 

         
  

  

          
  

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 37 – Drucksache 19/25319 

3. Mischfuttermittel im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 Buchstabe h der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 
und 

4. Futtermittelzusatzstoffe im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EG) 
Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003 über Zusatzstoffe 
zur Verwendung in der Tierernährung (ABl. L 268 vom 18.10.2003, S. 29; L 192 vom 29.5.2004, S. 34; 
L 98 vom 13.4.2007, S. 29), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2019/1381 (ABl. L 231 vom 
6.9.2019, S. 1) geändert worden ist. 

Die Vorschriften des Dritten Abschnitts und § 16e gelten jedoch für 

1. Lebensmittel, die aufgrund ihrer stofflichen Eigenschaften in unveränderter Form nicht zum unmittel-
baren menschlichen Verzehr durch den Endverbraucher im Sinne des Artikels 3 Nummer 18 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 178/2002 bestimmt sind, 

2. Einzelfuttermittel und Mischfuttermittel, die dazu bestimmt sind, in zubereitetem bearbeitetem oder 
verarbeitetem Zustand verfüttert zu werden, sowie für Futtermittelzusatzstoffe.“ 

Artikel 11 

Bekanntmachungserlaubnis 

Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft kann den Wortlaut des Lebensmittel- und Futter-
mittelgesetzbuches in der ab dem … [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 12 Absatz 1 dieses Geset-
zes] geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt machen. 

Artikel 12 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 am ersten Tag des dritten auf die Verkündung 
folgenden Kalendermonats in Kraft. 

(2) Artikel 2 tritt am 16. Juli 2021 in Kraft. 

(3) Artikel 1 Nummer 33 Buchstabe b tritt am … [einsetzen: Datum des ersten Tages des 13. auf die Ver-
kündung folgenden Kalendermonats] in Kraft. 



   

 

 

  

         
 

          
          

       
         

       
        

  

      
     

            
              

        
        
          

           
        

      
               
             

          
      

       
   

          
      
          

      
         

  
 

          
       

       
      

         
       

     
      

           
  

Drucksache 19/25319 – 38 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 

Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Das Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch bedarf in mehrfacher Hinsicht der Anpassung an unmittelbar gel-
tende Vorschriften des EU-Rechts. 

Seitdem die Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 zum 1. Juni 2013 durch die Verordnungen (EU) Nr. 1129/2011 und 
(EU) Nr. 1130/2011 durch Ergänzung der Anhänge II und III vervollständigt wurde, ist das Recht der Lebensmit-
telzusatzstoffe nunmehr umfassend durch unmittelbar geltendes EU-Recht geregelt. Die Zulassung von Lebens-
mittelzusatzstoffen erfolgt ausschließlich auf EU-Ebene nach den Vorgaben der Verordnung (EG) Nr. 1331/2008. 
Für das in den §§ 6, 7 des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches (LFGB) für Lebensmittelzusatzstoffe sta-
tuierte bundesrechtliche Verbot mit Erlaubnisvorbehalt besteht infolgedessen kein Anwendungsbereich mehr. § 6 
LFGB ist daher aufzuheben, § 7 LFGB wird in geeigneter Weise angepasst. 

Vitamine, Mineralstoffe, Aminosäuren und sonstige Stoffe mit ernährungsbezogener oder physiologischer Wir-
kung, die bestimmten Lebensmitteln zugesetzt werden, sind bislang nach § 2 Absatz 3 Satz 2 LFGB den Lebens-
mittelzusatzstoffen gleichgestellt, mit der Folge, dass sie ebenfalls dem allgemeinen Verbot nach § 6 LFGB un-
terliegen. Der Europäische Gerichtshof hat mit seinem Urteil vom 19. Januar 2017 in der Rechtssache C-282/15 
festgestellt, dass die Artikel 6 und 7 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 diesen Regelungen zumindest für Ami-
nosäuren entgegenstehen, soweit das generelle Verbot auf eine Risikoanalyse gestützt ist, die nur bestimmte Ami-
nosäuren betrifft, und dass selbst bei unbedenklichen Stoffen eine Zulassung nach § 68 LFGB nur befristet erfol-
gen kann. Obwohl das Urteil des Europäischen Gerichtshofes sich nur auf die Regelung in § 2 Absatz 3 Satz 2 
Nummer 3 LFGB für Aminosäuren bezieht, wird es zum Anlass genommen, § 2 Absatz 3 Satz 2 LFGB insgesamt 
aufzuheben. Damit soll insbesondere der bundesgerichtlichen Rechtsprechung (Urteil des Bundesverwaltungsge-
richts – BVerwG- vom 25. Juli 2007, Az. 3 C 21.06, Urteil des Bundesgerichtshofs – BGH - vom 15. Juli 2010, 
Az. I ZR 123/09, Urteil des Bundesverwaltungsgerichts – BVerwG - vom 1. März 2012, Az. 3 C 15/11) im Zu-
sammenhang mit der Gleichstellung der sonstigen Stoffe mit ernährungsbezogener oder physiologischer Wirkung, 
die bestimmten Lebensmitteln zugesetzt werden, Rechnung getragen werden. Dem Verordnungsgeber sollte je-
doch weiterhin das Recht eingeräumt werden, bedenkliche Stoffe einem Verbot bzw. einer Höchstmengenrege-
lung zu unterwerfen. Entsprechende Verordnungsermächtigungen sind in § 7 Absatz 2 LFGB vorzusehen. 

Die §§ 26 und 27 LFGB enthalten zentrale Verbote zur Wahrung des Gesundheits- und Täuschungsschutzes beim 
Verkehr mit kosmetischen Mitteln. Beide Vorschriften werden seit dem 11. Juli 2013 vollständig durch die un-
mittelbar anwendbaren Regelungen der Artikel 5 i. V. m. Artikel 3 oder Artikel 20 der Verordnung (EG) 
Nr. 1223/2009 über kosmetische Mittel überlagert und sind daher entbehrlich. Sie können jedoch nicht aufgeho-
ben werden, da die §§ 26 und 27 LFGB nach § 4 Absatz 1 Nummer 3 entsprechend auch für Mittel zum Tätowie-
ren gelten. Die §§ 26 und 27 LFGB sind daher so zu fassen, dass sie künftig nur noch unmittelbar für Mittel zum 
Tätowieren gelten. 

Am 14. Dezember 2019 wurde die Verordnung (EG) Nr. 882/2004 über amtliche Kontrollen durch die Verord-
nung (EU) 2017/625 über amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwen-
dung des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzenge-
sundheit und Pflanzenschutzmittel abgelöst. Die Artikel 137 und 138 der Verordnung (EU) 2017/625 enthalten 
ausführliche Regelungen über die im Verdachtsfall sowie nach Feststellung eines Verstoßes von den zuständigen 
Behörden zu treffenden Maßnahmen. Vor diesem Hintergrund erscheint der Maßnahmenkatalog nach § 39 Ab-
satz 2 LFGB weitgehend verzichtbar. Die §§ 38, 39 LFGB sind daher entsprechend anzupassen. Da die Verord-
nung (EU) 2017/625 nicht für Bedarfsgegenstände (mit Ausnahme von Lebensmittelbedarfsgegenständen), kos-
metische Mittel und Mittel zum Tätowieren gilt, bedarf es insoweit weiterhin bundesgesetzlicher Regelungen, die 
in § 39a LFGB angesiedelt werden sollten. 
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In verschiedenen Lebensmittelkrisen hat sich gezeigt, dass eine schnelle Rückverfolgung von Lieferketten für 
eine wirksame Gefahrenabwehr von entscheidender Bedeutung ist. Da die Verwertbarkeit der entsprechenden 
Informationen entscheidend davon abhängt, ob sie in angemessener Form und Frist übermittelt werden, wird in 
§ 44 Absatz 3 LFGB angeordnet, dass sie so vorzuhalten sind, dass sie im Bedarfsfall spätestens nach 24 Stunden 
elektronisch übermittelt werden können. Sollte dies für ein Lebensmittel- oder Futtermittelunternehmen eine un-
zumutbare Härte darstellen, kann die zuständige Behörde von diesen Anforderungen im Einzelfall Ausnahmen 
zulassen. 

Weitere Änderungen des LFGB betreffen die Aufhebung von Begriffsbestimmungen, die bereits in unmittelbar 
anwendbaren Vorschriften des EU-Rechts verankert sind, die Festlegung von Höchstmengen für Kokzidiostatika-
und Histomonostatika-Rückstände in Lebensmitteln (§ 10), weitere Anpassungen an die EU-Lebensmittel-Infor-
mationsverordnung (§§ 11, 13 und 35), die Unterrichtung von Telemedien-Diensteanbietern über Schnellwarn-
meldungen (§ 38b), die Probenahme bei Erzeugnissen, die unter Verwendung von Fernkommunikationsmitteln 
angeboten werden (§ 43a) sowie die Straffung der Mitteilungs- und Übermittlungspflichten über Untersuchungs-
ergebnisse zu gesundheitlich nicht erwünschten Stoffen (§ 44a). 

Im EG-Gentechnik-Durchführungsgesetz erfolgen in § 4 Absatz 3 Folgeänderungen zur Anpassung der Überwa-
chungsvorschriften des LFGB. Mit den Änderungen des Weingesetzes erfolgen auch hier Folgeänderungen zur 
Anpassung der Überwachungsvorschriften des LFGB. 

Mit der Änderung des Infektionsschutzgesetzes wird der geänderten Aufgabenverteilung der Fachbehörden im 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) Rechnung getragen. 

Mit der Änderung des Milch- und Fettgesetzes sowie des Milch- und Margarinegesetzes soll eine Rechtsgrundlage 
für die Beauftragung des Max Rubner-Instituts mit Forschungsaufgaben im Bereich der Milchgüte geschaffen 
werden. 

Bei der Änderung der Kosmetik-Verordnung handelt es sich um eine rechtstechnische Folgeänderung zur Neu-
fassung der §§ 26, 27 LFGB (vgl. oben). 

Zudem werden in verschiedenen Gesetzen Folgeänderungen insbesondere aufgrund der Änderungen der Begriffs-
bestimmungen und den §§ 2 und 3 LFGB vorgenommen. 

II. Alternativen 

Im Zusammenhang mit § 43a LFGB könnte zwar auf eine ergänzende nationale Regelung verzichtet werden, da 
sich die Möglichkeit der anonymen Probenahme bereits aus der Verordnung (EU) 2017/625 ergibt. Insoweit geht 
die Vorschrift über eine 1: 1-Umsetzung von EU-Recht hinaus. Allerdings würde ein Verzicht auf nähere Rege-
lungen bedeuten, dass wichtige Fragen im Zusammenhang mit dem Recht des Unternehmers auf eine Gegenprobe 
und beispielsweise der Kostenerstattung für die Behörden ungeregelt bleiben würden. Zudem würde dies im Hin-
blick auf den Gleichheitsgrundsatz zu einer Ungleichbehandlung zwischen der Probenahme Vor-Ort und der Pro-
benahme unter Einsatz von Fernkommunikationsmitteln führen, da es vergleichbare Vorschriften für die Proben-
ahme Vor-Ort bereits gibt. 

Auf eine weitergehende Ausgestaltung der Vorschriften über die Rückverfolgbarkeit (§ 44 Absatz 3 LFGB) 
könnte grundsätzlich ebenfalls verzichtet werden, da die geplante Regelung über ein 1:1-Umsetzung von EU-
Recht hinausgeht. Dann müsste auf das in diesem Zusammenhang sehr allgemein und unspezifisch gehaltene EU-
Recht, insbesondere auf Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 zurückgegriffen werden. Dies birgt aller-
dings die Gefahr, dass in einem Krisenfall, in dem unsichere Lebensmittel in den Verkehr gelangt sind und mög-
licherweise eine Gesundheitsgefahr für die Verbraucher besteht, die Rückverfolgbarkeit der Lebensmittelkette 
verzögert wird. Neben der hier vorgeschlagenen Regelung käme noch eine Anordnungsbefugnis der zuständigen
Behörden in Betracht, mit der die Behörden im Einzelfall Anforderungen an die Form und Frist der Übermittlung 
der Rückverfolgbarkeitsinformationen stellen können. Dies würde allerdings die Gefahr mit sich bringen, dass 
unterschiedliche Behörden unterschiedliche Anforderungen an die Lebensmittel- und Futtermittelunternehmen 
stellen und sich insbesondere überregional agierende Unternehmen einer Vielzahl unterschiedlicher Anforderun-
gen gegenübersehen. 
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Die weiteren Regelungen des Entwurfes sind im Hinblick auf die Vereinbarkeit mit höherrangigem EU-Recht 
und vor dem Hintergrund des Rechtsstaatsprinzips alternativlos. 

III. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz für Artikel 1 (Änderung des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches), Arti-
kel 2 (Gesetz über den Übergang auf das neue Recht der bislang den Zusatzstoffen gleichgestellten Stoffe), Arti-
kel 4 (Änderung des Weingesetzes) und Artikel 8 (Änderung der Kosmetikverordnung) ergibt sich aus Artikel 74 
Absatz 1 Nummer 20 GG (Recht der Lebensmittel, Bedarfsgegenstände und Futtermittel) sowie für die strafrecht-
lichen und bußgeldrechtlichen Vorschriften aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG. Die Gesetzgebungskompe-
tenz für Artikel 3 (Änderung des EG-Gentechnik-Durchführungsgesetzes) ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 
Nummer 26 GG (Untersuchung und künstliche Veränderung von Erbinformationen). Die Gesetzgebungskompe-
tenz für Artikel 5 (Änderung des Infektionsschutzgesetzes) ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 19 GG 
(Maßnahmen gegen gemeingefährliche oder übertragbare Krankheiten bei Menschen und Tieren). Die Gesetzge-
bungskompetenz für Artikel 6 und 7 (Änderung des Milch- und Fettgesetzes sowie Änderung des Milch- und 
Margarinegesetzes) ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 17 (Förderung der landwirtschaftlichen Erzeu-
gung) und Nummer 20 (Recht der Lebensmittel) GG. 

Die Gesetzgebungskompetenz für Artikel 10 (Folgeänderungen) ergibt sich 

 für Absatz 1 (Anpassung des Markengesetzes) aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG (Bürgerliches Recht), 

 für Absatz 2 (Anpassung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen) aus Artikel 74 Absatz 1 Num-
mer 16 GG (Verhütung des Missbrauchs wirtschaftlicher Machtstellung), 

 für Absatz 3 (Anpassung des Wasch- und Reinigungsmittelgesetzes) aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 20 
GG (Recht der Bedarfsgegenstände), 

 für Absatz 4 (Anpassung des Arzneimittelgesetzes) aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 19 GG (Recht der Arz-
neien), 

 für Absatz 5 (Anpassung des Lebensmittelspezialitätengesetzes) aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 17 GG 
(Förderung der land- und forstwirtschaftlichen Erzeugung), 

 für Absatz 6 (Anpassung der Gewerbeordnung) aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 GG (Recht der Wirt-
schaft) 

 für Absatz 7 (Anpassung des Rindfleischetikettierungsgesetzes) aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 19 GG 
(Maßnahmen gegen gemeingefährliche oder übertragbare Krankheiten bei Menschen und Tieren) und 

 für Absatz 8 (Anpassung des Chemikaliengesetzes) aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 19 GG (Recht der 
Gifte). 

Soweit der Bund von seiner Gesetzgebungskompetenz nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 20 GG Gebrauch 
macht, ist eine bundeseinheitliche Regelung im Sinne des Artikels 72 Absatz 2 GG erforderlich. Bundesgesetzli-
che Regelungen sind zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich, 
um beim Verkehr mit Lebensmitteln ein bundesweites und Ländergrenzen überschreitendes Marktgeschehen ab-
zusichern. Entsprechendes gilt im Hinblick auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 und 26 GG für die aufgrund der 
Anpassung des LFGB erforderlichen Folgeänderungen in der Gewerbeordnung sowie im EG-Gentechnik-Durch-
führungsgesetz. 

IV. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen 

Der Entwurf dient in verschiedener Hinsicht der weiteren Anpassung des LFGB an unmittelbar geltende Vor-
schriften des EU-Rechts. Insbesondere sollen Anpassungen an das Lebensmittelzusatzstoffrecht und das Kosme-
tikrecht der EU sowie an die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs zur Anreicherung von Lebensmitteln 
erfolgen. Zudem sollen die Vorschriften des LFGB an die neue, ab dem 14. Dezember 2019 geltende Verordnung 
(EU) 2017/625 über amtliche Kontrollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung 



    

       
       

 

 

  

  
        

 

      
       

     
     

        
    

       
     

       
      

          
   

         
       

 

 

      
        

 

  

  

  

       
  

          
        

  

          
      

     
        

     
  

Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode – 41 – Drucksache 19/25319 

des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit 
und Pflanzenschutzmittel angepasst werden. Die Regelungen sind mit dem Recht der Europäischen Union ver-
einbar. 

V. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Die nationalen Zusatzstoffregelungen sowie die nationalen Regelungen für kosmetische Mittel im LFGB werden 
bereits jetzt durch unmittelbar geltendes EU-Recht überlagert. Daher sollen diese Regelungen aufgehoben wer-
den. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Eine Nachhaltigkeitsprüfung gemäß § 44 Absatz 1 Satz 4 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesmini-
sterien (GGO) ist erfolgt. Die vorliegenden Regelungen sind im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie 
dauerhaft tragfähig, da sie die Erreichung des Nachhaltigkeitsziels Nummer 2 „Den Hunger beenden, Ernährungs-
sicherheit und eine bessere Ernährung erreichen und eine nachhaltige Landwirtschaft fördern“, hier insbesondere 
des Unterziels 2.1 „Bis 2030 den Hunger beenden und sicherstellen, dass alle Menschen, insbesondere die Armen 
und Menschen in prekären Situationen, einschließlich Kleinkindern, ganzjährig Zugang zu sicheren, nährstoffrei-
chen und ausreichenden Nahrungsmitteln haben“. Die vorgesehenen Rechtsänderungen des Lebensmittel- und 
Futtermittelgesetzbuches zielen, ebenso wie die anderen in diesem Gesetz vorgesehenen Regelungen, auf die Ge-
währleistung eines dauerhaften und hohen Niveaus des Verbraucherschutzes, insbesondere des gesundheitlichen 
Verbraucherschutzes ab. Damit trägt die Gesetzesänderung auch dazu bei, das übergeordnete Prinzips des nach-
haltigen Wirtschaftens zu realisieren (vgl. Prinzip 4.c „Eine nachhaltige Land- und Fischereiwirtschaft muss den 
vorsorgenden, insbesondere gesundheitlichen Verbraucherschutz beachten.“) 

Auswirkungen des Gesetzes auf die Generationengerechtigkeit, den sozialen Zusammenhalt und die internationale 
Verantwortung und – abgesehen von den vorstehenden Ausführungen – auf die Lebensqualität sind nicht zu er-
kennen. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Dem Bund entstehen durch die vorgesehenen Änderungen keine erwähnenswerten Kosten. Der Mehrbedarf an 
Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenmäßig im Einzelplan 10 ausgeglichen werden. Den Ländern 
und Gemeinden entstehen keine wesentlichen Kosten. 

4. Erfüllungsaufwand 

4.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Den Bürgerinnen und Bürgern entsteht durch das Gesetz kein Erfüllungsaufwand. 

4.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht einmaliger Aufwand in Höhe von ca. 8,9 Mio. Euro, wobei sich die Kosten pro Unter-
nehmen auf ca. 34,50 Euro belaufen. 

Für die Wirtschaft entsteht im Saldo eine jährliche Entlastung von rund 40.000 Euro. Der laufende Erfüllungsauf-
wand für die Wirtschaft aus diesem Regelungsvorhaben unterliegt der „One in, one out“-Regelung“ (Kabinettbe-
schluss vom 25. März 2015). 

Durch die Aufhebung der Gleichstellung bestimmter Stoffe mit den Lebensmittelzusatzstoffen in § 2 Absatz 3 
Satz 2 LFGB sowie die Aufhebung von § 6 entfällt künftig das Erfordernis für das Inverkehrbringen von Lebens-
mitteln mit Aminosäuren und sonstigen Stoffen eine Ausnahmegenehmigung bzw. eine Allgemeinverfügung nach 
§ 68 bzw. § 54 LFGB zu beantragen. Da jedoch in den vergangenen zwei Jahren durchschnittlich lediglich 18 
Anträge auf Allgemeinverfügung bzw. Ausnahmegenehmigung für Aminosäuren und sonstige den Lebensmittel-
zusatzstoffen gleichgestellte Stoffe gestellt wurden, wird die Wirtschaft lediglich geringfügig entlastet. 
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Die der zuständigen Behörde nach § 43a Absatz 5 LFGB erteilte Befugnis, im Falle der Probenahme durch Be-
stellung mithilfe von Fernkommunikationsmitteln vom Unternehmer die Rückerstattung von Kaufpreis und Ver-
sandkosten zu verlangen, führt zu einer geringfügigen Belastung der betroffenen Unternehmen. Dabei ist zu be-
rücksichtigen, dass auch für Proben, die im Rahmen einer Vor-Ort-Kontrolle genommen werden, nach § 43 Ab-
satz 4 Satz 1 LFGB keine Entschädigung geleistet wird, sodass sich neuer Erfüllungsaufwand allein aufgrund der 
Versandkosten ergibt. Die Regelung dient insbesondere der Überwachung der Sicherheit von Erzeugnissen bei 
Unternehmen, die ausschließlich im Wege des Versandhandels tätig sind, sowie von solchen Unternehmen, die 
besonders kritische Erzeugnisse auch über Fernabsatzkommunikationsmittel anbieten. Vor diesem Hintergrund 
wird davon ausgegangen, dass jährlich maximal 16.150 Proben via Fernabsatzkommunikationsmittel bestellt wer-
den. Die dafür anfallenden Versandkosten (durchschnittlich ca. 5 Euro pro Probe), die den Behörden zurückzuer-
statten sind, belaufen sich auf durchschnittlich 80.750 Euro jährlich. 

Weiterer einmaliger Aufwand entsteht durch die Vorgaben des § 44 Absatz 3 LFGB. 

Es wird davon ausgegangen, dass maximal 25 % der rund 1.030.000 Lebensmittel- und Futtermittelunternehmen 
einen Antrag auf Ausnahme von den Erfordernissen des § 44 Absatz 3 LFGB (Ausnahme von der Frist von 24 
Stunden und/oder der elektronischen Übermittlung) stellen werden. Es werden damit maximal 257.500 Anträge 
gestellt werden. 

Aufwand pro Fall: ca. 1 Stunde (Antrag stellen, ggf. Belege zusammenstellen, woraus sich unbillige Härte ergibt, 
etc.). 

Gesamtkosten: 257.500*1*34,5 Euro (Fallzahl*Zeitaufwand*Durchschnittliche Lohnkosten pro Stunde (Wirt-
schaft)) = 8.883.750 Euro (rund 8,9 Mio. Euro). 

Kosten pro Unternehmen: 34,5 Euro. 

Der ST-Beschluss zur Begrenzung des einmaligen Erfüllungsaufwands wurde berücksichtigt. Die Belastung ins-
besondere von KMU wird durch die Umstellungsfrist von zwölf Monaten nach Verkündung des Gesetzes be-
grenzt. Einmalige Kosten in Höhe von ca. 34,50 Euro je Unternehmen entstehen dann, wenn eine Einhaltung der 
Anforderungen des § 44 Absatz 3 LFGB eine unbillige Härte bedeuten würde und daher ein Antrag auf Ausnahme
gestellt wird. Mit der Lösung, dass eine elektronische Übermittlung der Rückverfolgbarkeitsinformationen erfol-
gen soll, wird bereits eine für die Unternehmen wenig belastende Regelung getroffen, da davon ausgegangen 
wird, dass nahezu jedes Unternehmen bereits über die Möglichkeit verfügt, die Rückverfolgbarkeitsinformationen 
elektronisch zu übermitteln. Da auch die Steuererklärung bereits elektronisch einzureichen ist, dürfte in nahezu 
jedem Unternehmen die Möglichkeit bestehen, eine E-Mail zu übersenden. Vor diesem Hintergrund dürften al-
lenfalls in sehr wenigen Einzelfällen weitere Kosten für die Anschaffung eines PCs etc. anfallen. Diese dürften 
zu vernachlässigen sein. 

Ebenso wird davon ausgegangen, dass neu gegründete Unternehmen in der Regel so ausgestattet sein werden, 
dass die Anforderungen einer elektronischen Übermittlung sowie die Übermittlung binnen 24 Stunden erfüllt 
werden können. Anträge auf Ausnahme dürften dann allenfalls in zu vernachlässigenden Einzelfällen gestellt 
werden. 

Die Straffung der Mitteilungs- und Übermittlungspflichten nach § 44a LFGB führt zu einer Entlastung der mit-
teilungspflichtigen Unternehmen, da weniger Untersuchungsergebnisse mitzuteilen sind. Aufgrund der bislang
nach § 44a LFGB übermittelten Datensätze wird davon ausgegangen, dass die Änderung dazu führt, dass künftig 
jährlich ca. 2800 Meldungen weniger erfolgen werden. Unter Zugrundelegung einer Bearbeitungsdauer von ca. 
1,25 Stunden pro Meldung und einem durchschnittlichen Stundensatz der Wirtschaft von 34,50 Euro ergibt sich 
eine Entlastung von ca.120.750 Euro jährlich. 

4.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Bund: 

Für den Bund entsteht neuer jährlicher Erfüllungsaufwand aufgrund neuer Zuständigkeiten des Bundesamtes für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit nach § 38b Absatz 2 sowie nach § 40 Absatz 5 LFGB in Höhe von 
insgesamt rund 66.000 Euro. 
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Im Zusammenhang mit § 38b LFGB ergibt sich dieser aus der Befugnis, Telemedien-Diensteanbieter über be-
stimmte Schnellwarnmeldungen zu unterrichten. Insoweit werden Schnellwarnmeldungen daraufhin zu überprü-
fen sein, ob betroffene Erzeugnisse unter Verwendung von Diensten eines Telemedien-Diensteanbieters im Inter-
net angeboten werden. Eine Information des Telemedien-Diensteanbieters wird in erster Linie dann erfolgen, 
wenn bei einem Erzeugnis, für das eine Schnellwarnmeldung vorliegt und das unter Einsatz von Fernkommuni-
kationsmitteln in den Verkehr gebracht wird und der Hersteller/Inverkehrbringer entweder nicht erreicht werden 
kann, oder auf eine Kontaktaufnahme Seitens der Behörde keine Reaktion erfolgt. Aufgrund der Auswertung von 
Schnellwarnmeldungen des BVL wird davon ausgegangen, dass diese Fallkonstellation ca. 40 Mal jährlich auf-
tritt. Aufgrund der Erfahrungswerte des BVL wird in rund 50 % dieser Fälle (also 20 Fälle jährlich) eine Zustän-
digkeit des BVL bestehen, da der Telemedien-Diensteanbieter seinen Sitz nicht in Deutschland hat. 

Der Aufwand pro Fall umfasst die sachliche Prüfung und ggf. erforderliche Abstimmung (1 Stunde), die Infor-
mation des Herstellers oder Inverkehrbringers (3 Stunden) sowie das Verfassen der Information an den Dienste-
anbieter, juristische Prüfung und Versand (3 Stunden). Insgesamt werden pro Fall also 7 Stunden veranschlagt. 
Bei 20 Fällen jährlich ergibt dies eine Gesamtstundenanzahl von 140 Stunden, welche überwiegend vom höheren 
Dienst übernommen werden. Insgesamt beträgt der zusätzliche Personalaufwand rund 9200 Euro jährlich. 

Weiterhin entsteht laufender Erfüllungsaufwand für das Bundesamt für Verbraucherschutz im Zusammenhang 
mit § 40 Absatz 5 LFGB. Alle Schnellwarnmeldungen (ca. 4500 Fälle/Jahr) sind daraufhin zu überprüfen, ob eine 
zuständige Landesbehörde ermittelt werden kann. Aufwand: 4500 Fälle/Jahr hD * 10 min = 750 Stunden /Jahr. 

Für das Erstellen und pflegen einer Warnung sind ca. 6 Stunden pro Fall anzusetzen (20 Fälle/Jahr hD *6 h = 
120 h. Insgesamt führt dies zu einem zusätzlichen Aufwand von ca. 870 Stunden, was einem zusätzlichen Perso-
nalaufwand 57.000 Euro entspricht. 

Die Kosten für den zusätzlichen Personalaufwand zur Durchführung der §§ 38b und 40 Absatz 5 LFGB betragen 
insgesamt rund 66.000 Euro. 

Gleichzeitig kommt es für den Bund zu Entlastungen durch die Aufhebung der Gleichstellung bestimmter Stoffe 
mit den Lebensmittelzusatzstoffen in § 2 Absatz 3 Satz 2 LFGB sowie die Aufhebung von § 6. Dadurch entfällt 
künftig das Erfordernis für das Inverkehrbringen von Lebensmitteln mit Aminosäuren und sonstigen Stoffen eine 
Ausnahmegenehmigung bzw. Allgemeinverfügung beim Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsi-
cherheit zu beantragen. Sowohl beim Bundesamt für Verbraucherschutz als auch beim Bundesinstitut für Risiko-
bewertung, welches im Rahmen der Bearbeitung von Ausnahmegenehmigungen für die Erstellung von Risikobe-
wertungen zuständig ist, kommt es dadurch zu Einsparungen. Beim Bundesamt für Verbraucherschutz wurden in 
den vergangenen zwei Jahren durchschnittlich 18 Anträge auf Ausnahmegenehmigungen und Allgemeinverfü-
gungen für sonstige, den Lebensmittelzusatzstoffen gleichgestellte Stoffe gestellt. Diese werden künftig entfallen. 
Der Zeitaufwand pro Fall beträgt rund 23,3 Stunden, die überwiegend im höheren Dienst anfallen. Insgesamt 
können damit beim Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit rund 27.000 Euro eingespart 
werden. 

Beim Bundesinstitut für Risikobewertung werden rund 22,3 Stunden pro Fall eingespart, mithin ca. 26.000 Euro 
jährlich. 

Die Entlastung, die für den Bund durch die Aufhebung der Gleichstellung bestimmter Stoffe mit den Lebensmit-
telzusatzstoffen erzielt werden kann, beträgt jährlich insgesamt rund 53.000 Euro. 

Es entsteht daher in Summe ein Mehraufwand für den Bund in Höhe von ca. 13.000 Euro jährlich. 

Länder und Kommunen: 

Für die Länder entsteht neuer jährlicher Erfüllungsaufwand von insgesamt ca. 251.500 Euro sowie einmaliger 
Aufwand in Höhe von ca. 26.076.000 Euro. 

Dieser ergibt sich für die Länder zunächst aus der Befugnis, nach § 38b LFGB Telemedien-Diensteanbieter über 
bestimmte Schnellwarnmeldungen zu unterrichten. Insoweit werden durch die zuständigen Behörden Schnell-
warnmeldungen daraufhin zu überprüfen sein, ob betroffene Erzeugnisse unter Verwendung von Diensten eines 
Telemedien-Diensteanbieters mit Sitz im örtlichen Zuständigkeitsbereich der Behörde im Internet angeboten wer-
den. Eine Information des Telemedien-Diensteanbieters wird in erster Linie dann erfolgen, wenn bei einem Er-
zeugnis, für das eine Schnellwarnmeldung vorliegt und das unter Einsatz von Fernkommunikationsmitteln in den 
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Verkehr gebracht wird, der Hersteller/ Inverkehrbringer entweder nicht erreicht werden kann, oder auf eine Kon-
taktaufnahme Seitens der Behörde keine Reaktion erfolgt. Es wird davon ausgegangen, dass diese Fallkonstella-
tion ca. 40 Mal jährlich auftritt. In rund 50 % dieser Fälle (also 20 Fälle) wird eine Zuständigkeit der Länder bzw. 
einer gemeinsamen Stelle bestehen. Der Aufwand pro Fall umfasst die sachliche Prüfung und ggf. erforderliche 
Abstimmung (1 Stunde), die Information/Anhörung des Herstellers oder Inverkehrbringers (3 Stunden) sowie das 
Verfassen der Information an den Diensteanbieter, juristische Prüfung und Versand (3 Stunden). Insgesamt wer-
den pro Fall also 7 Stunden veranschlagt. Bei 20 Fällen jährlich ergibt dies eine Gesamtstundenanzahl von 140 
Stunden, welche überwiegend vom höheren Dienst übernommen werden (Lohnkostensatz: 60,50 Euro). Insge-
samt beträgt der zusätzliche Personalaufwand für die Länder im Zusammenhang mit § 38b LFGB damit rund 
8470 Euro (Fallzahl*Zeitaufwand pro Fall* Lohnkosten). 

Die Befugnis, nach § 43a LFGB bei Erzeugnissen, die unter Verwendung von Fernkommunikationsmitteln ange-
boten werden, Proben zu nehmen, ohne die behördliche Identität offenzulegen, bewirkt neuen regelmäßigen Er-
füllungsaufwand für die Verwaltung.  

Ermittlung der Fallzahlen: 

Nach der AVV Rahmenüberwachung ergibt sich folgende Soll-Probenanzahl: 

Lebensmittel: 5 Proben/1000 Einwohner 

Kosmetische Mittel und Bedarfsgegenstände: jeweils 0,5 Proben/1000 Einwohner 

Unter Berücksichtigung der jeweiligen Anteile des Onlinehandels am Gesamthandel mit Lebensmitteln (1 %), 
Kosmetischen Mitteln (11,5 %) und Bedarfsgegenständen (durchschnittlich 17,4 %) ergeben sich damit folgende 
Zahlen an Proben, die unter Verwendung von Fernkommunikationsmitteln maximal genommen werden: 

Lebensmittel: ca. 4150 Proben/Jahr 

Kosmetische Mittel: ca. 4800 Proben/Jahr 

Bedarfsgegenstände: ca. 7200 Proben/Jahr 

Die Anzahl der Proben, die nach § 43a LFGB gezogen werden beträgt damit max. 16.150 Proben pro Jahr. 

Da die entsprechenden Erzeugnisse schon bisher der amtlichen Lebensmittelüberwachung unterlagen und künftig 
lediglich ein Teil der Proben statt im stationären Handel unter Einsatz von Fernkommunikationsmitteln genom-
men werden, entsteht für die Probenahme selbst kein neuer Erfüllungsaufwand, bzw. der entstehende Aufwand 
wird durch die Ersparnis bei der Probenahme im stationären Handel kompensiert. 

Ein Mehraufwand entsteht allerdings aufgrund der Befugnis, nach § 43a Absatz 5 LFGB vom Unternehmer die 
Rückerstattung von Kaufpreis und Versandkosten zu verlangen. 

Für die Rückforderung des Kaufpreises sowie der Versandkosten wird von einem Zeitaufwand von ca. 15 min je 
Fall ausgegangen. Bei einem durchschnittlichen Lohnkostensatz von 40,30 Euro ergeben sich Kosten von jährlich 
ca. 163.000 Euro (Fallzahl * Zeitaufwand* Lohnkosten). 

Ggf. einmaliger Aufwand für Software, Kühlmöglichkeiten, Einrichtung von Konten wurde im Rahmen der An-
hörung von einem Land mit ca. 15.000 Euro angegeben. Der jährliche Sachaufwand wird von einem Land auf 
max. 10.000 Euro geschätzt. Da die Mehrzahl der Länder keine bzw. keine dezidierten Angaben hierzu gemacht 
hat, wird davon ausgegangen, dass ca. 50 % der Länder ebenfalls entsprechende Ausgaben tätigen müssen, wäh-
rend die restlichen Länder bereits vorhandene Ausstattung nutzen können. Insofern beläuft sich der ggf. anfallende 
einmalige Aufwand auf insgesamt 120.000 Euro sowie der jährliche Sachaufwand auf ca. 80.000 Euro. 

Weiterer einmaliger Aufwand für die zuständigen Behörden der Länder in Höhe von maximal 25.956.000 Euro 
entsteht aufgrund der Bearbeitung der zu erwartenden Anträge auf Ausnahme von den Erfordernissen des § 44 
Absatz 3 LFGB. 

Es wird erwartet, dass maximal 25 % der rund 1.030.000 Lebensmittel- und Futtermittelunternehmen einen An-
trag auf Ausnahme von den Erfordernissen des § 44 Absatz 3 LFGB stellen wird. Es werden damit maximal 
257.500 Anträge gestellt werden. 
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Aufwand pro Fall: ca. 2 Stunden (Einarbeitung, Akte anlegen, Prüfung der Unterlagen, Abgleich mit bestehenden 
Unterlagen im Hinblick auf das vom Betrieb ausgehende Risiko, Bescheid an Unternehmen) 

Kosten: 257.500*2*50,4 Euro = 25.956.000 Euro (Fallzahl * Stundenzahl* Lohnkosten Kommune (50 % geho-
bener Dienst/50 % höherer Dienst) 

Es wird davon ausgegangen, dass neu gegründete Unternehmen nur in zu vernachlässigenden Einzelfällen einen 
Antrag auf Ausnahme stellen werden, sodass die hierfür anfallenden Kosten zu vernachlässigen sind. 

Die Straffung der Mitteilungs- und Übermittlungspflichten nach § 44a LFGB führt allenfalls zu einer sehr gering-
fügigen Entlastung der nach § 44a Absatz 2 LFGB mitteilungspflichtigen Behörden und ist daher zu vernachläs-
sigen. 

5. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, werden nicht 
erwartet. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Gleichstellungspolitische Bedeutung 

Das Gesetzgebungsvorhaben wurde daraufhin überprüft, ob Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeu-
tung zu erwarten sind. Spezifische Auswirkungen auf die Lebenssituation von Frauen und Männern sind nach 
dem Ergebnis dieser Prüfung nicht zu erwarten, da das Gesetz ausschließlich sachbezogene Regelungen enthält. 

VI. Befristung; Evaluierung 

Eine Befristung des Gesetzes kommt nicht in Betracht, da die vorgesehenen Regelungen auf Dauer angelegt sind. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches) 

Zu Nummer 1 

Redaktionelle Anpassung der Inhaltsübersicht im Hinblick auf die Aufhebung des § 6, die Änderung der Über-
schriften von §§ 4, 7, des Abschnitts 4, §§ 38, 39 und 55 sowie die Einfügung der neuen §§ 12, 38b, 39a und 43a. 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa und bb 

§ 1 LFGB wird dahingehend geändert, dass der Zweck des Gesetzes explizit auch den Schutz der Gesundheit 
beim Verkehr mit Mitteln zum Tätowieren umfasst. Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Aufhebung von 
§ 4 Absatz 1 Nummer 3 und den Änderungen der §§ 26 und 27. 

Zudem erfolgt in eine Anpassung des Wortlautes an den in der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 verwandten und 
damit unmittelbar geltenden Begriff des „Endverbrauchers“. 

Zu Doppelbuchstabe cc 

Neben der Aufnahme von Mitteln zum Tätowieren in den Zweck des Gesetzes wird der Wortlaut an den in der 
Verordnung (EG) Nr. 178/2002 verwandten Begriff des Endverbrauchers angepasst. Darüber hinaus wird die 
Nummer 3 neu gefasst und der Satz zur Verbesserung der Verständlichkeit vor der Gliederung geschlossen. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderung dient der Aktualisierung des Vollzitates zur Verordnung (EG) Nr. 178/2002. 
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Zu Buchstabe c 

Redaktionelle Klarstellung des bisherigen Regelungsinhalts. 

Zu Buchstabe d 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Anpassung des Wortlautes an den in der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 verwandten und damit unmittelbar gel-
tenden Begriff des „Endverbrauchers“. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Redaktionelle Klarstellung des bisherigen Regelungsinhalts. 

Zu Nummer 3 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderung zur Aufhebung von § 4 Absatz 1 Nummer 3 und den Änderungen der §§ 26 und 27. Es wird aus-
drücklich klargestellt, dass der Begriff „Erzeugnisse“ auch Mittel zum Tätowieren umfasst. Zudem erfolgt eine 
grammatikalische Anpassung im Hinblick auf den Begriff der Lebensmittelzusatzstoffe. 

Zu Buchstabe b 

Der bisherige Absatz 2 enthält eine Definition für Lebensmittel, die bereits in der unmittelbar geltenden Verord-
nung (EG) Nr. 178/2002 enthalten ist. Eine bundesrechtliche Begriffsbestimmung, die letztlich nur auf die Defi-
nition des EU-Rechts verweist, ist entbehrlich. Daher soll diese Begriffsbestimmung aufgehoben werden. 

Der bisherige Absatz 3 Satz 1 enthält eine Definition für Lebensmittelzusatzstoffe, für die in der Verordnung (EG) 
Nr. 1333/2008 bereits eine unmittelbar geltende Begriffsbestimmung enthalten ist. Eine bundesrechtliche Be-
griffsbestimmung, die letztlich nur auf die Definition des EU-Rechts verweist, ist entbehrlich. Daher soll diese 
Begriffsbestimmung aufgehoben werden. 

Die in Absatz 3 Satz 2 aufgeführten Vitamine, Mineralstoffe, Aminosäuren und sonstige Stoffe mit ernährungs-
bezogener oder physiologischer Wirkung, die bestimmten Lebensmitteln zugesetzt werden, sind bislang den Le-
bensmittelzusatzstoffen gleichgestellt, mit der Folge, dass sie ebenfalls dem allgemeinen Verbot nach § 6 LFGB 
unterliegen. Der Europäische Gerichtshof hat mit seinem Urteil vom 19. Januar 2017 in der Rechtssache C-282/15 
festgestellt, dass Artikel 6 und 7 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 diesen Regelungen für Aminosäuren entge-
genstehen, soweit das generelle Verbot auf eine Risikoanalyse gestützt ist, die nur bestimmte Aminosäuren be-
trifft, und selbst bei unbedenklichen Stoffen eine Zulassung nach § 68 LFGB nur befristet erfolgen kann. Obwohl 
das Urteil des Europäischen Gerichtshofes sich nur auf die Regelung in § 2 Absatz 3 Satz 2 Nummer 3 LFGB für 
Aminosäuren bezieht, soll es zum Anlass genommen werden, § 2 Absatz 3 Satz 2 LFGB insgesamt aufzuheben. 
Die Gleichstellung der sonstigen Stoffe mit ernährungsbezogener oder physiologischer Wirkung, die bestimmten 
Lebensmitteln zugesetzt werden, in § 2 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 LFGB ist insbesondere deshalb aufzuheben, 
da sie in Folge der Rechtsprechung vor allem des Bundesverwaltungsgerichts („OPC“-Urteil vom 25.07.2007, – 
3 C 21.06 –) und der später vom Bundesverfassungsgericht (Beschluss vom 15.12.2016 – BvR 222/11) aufgeho-
benen Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes („Gelenknahrung II“, Urteil vom 15.07.2010 – I ZR 123/09 –) 
weitgehend gegenstandslos geworden ist. 

Der bisherige Absatz 4 enthält eine Definition für Futtermittel, die bereits mit unmittelbarer Geltung in der Ver-
ordnung (EG) Nr. 178/2002 enthalten ist. Eine bundesrechtliche Begriffsbestimmung, die letztlich nur auf die 
Definition des EU-Rechts verweist, ist entbehrlich. Daher soll diese Begriffsbestimmung aufgehoben werden. 

Die im bisherigen Absatz 5 enthaltene Begriffsbestimmung für kosmetische Mittel wird durch die Begriffsbe-
stimmung in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 über kosmetische Mittel über-
lagert. Sie ist daher entbehrlich und wird aufgehoben. 
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Zu Nummer 4 

Zu Buchstabe a 

Die bisherigen Nummern 1, 4, 6 bis 8 und 11 bis 17 enthalten Definitionen für Begriffe, die bereits in unmittelbar 
geltenden Rechtsvorschriften der Europäischen Union definiert sind und unmittelbar in allen Mitgliedstaaten gel-
ten. Eine zusätzliche Begriffsbestimmung, die letztlich nur auf die Definition des EU-Rechts verweist, ist ent-
behrlich. Daher sollen diese Begriffsbestimmungen aufgehoben werden. 

Die verbleibenden Begriffsbestimmungen der bisherigen Nummern 2, 3, 5, 9, 10 und 18 bis 22 werden neu num-
meriert. In der bisherigen Nummer 10 (und neuen Nummer 5) wird der Wortlaut außerdem an den in der Verord-
nung (EG) Nr. 178/2002 verwandten und damit unmittelbar geltenden Begriff des „Endverbrauchers“ angepasst. 

Zu Buchstabe b 

Mit dem neuen Absatz 2 wird klargestellt, dass das Verwenden eines Mittels zum Tätowieren auch die Tätigkeit 
des Tätowierens selbst erfasst. 

Mit dem neuen Absatz 3 werden die bisherigen Regelungen des § 3 Nummer 1, 4, 11 und 12 fortgeschrieben, mit 
denen die Begriffsbestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 für das Inverkehrbringen, Endverbraucher, 
Futtermittelunternehmen und Futtermittelunternehmer im Anwendungsbereich dieses Gesetzes und der aufgrund 
des LFGB erlassenen Rechtsverordnungen auf weitere Fallgestaltungen ausgedehnt werden. 

Zudem wird mit dem neuen Absatz 4 klargestellt, dass im Anwendungsbereich dieses Gesetzes und der aufgrund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen die in der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 enthaltene Begriffs-
bestimmung des Anbieters von Gemeinschaftsverpflegung, die lediglich gewerbliche Anbieter umfasst, auch 
nicht gewerbliche Verpflegungseinrichtungen der Bundeswehr umfassen soll. 

Zu Nummer 5 

Zu Buchstabe a 

In der Überschrift wird klargestellt, dass die Regelung neben Vorschriften zum Anwendungsbereich auch Er-
mächtigungen enthält. 

Zu Buchstabe b 

Zu Doppelbuchstabe aa 

§ 4 Absatz 1 Nummer 2 wird neu gefasst. 

Mit Aufhebung der nationalen Regelungen über Lebensmittelzusatzstoffe in §§ 6 und 7 geht die Ermächtigung in 
§ 4 Absatz 3, nach der bestimmte Stoffe den Lebensmittelzusatzstoffen gleichgestellt werden können, künftig ins 
Leere und wird aufgehoben (vgl. die Begründung zu Nummer 5 Buchstabe c). Die Regelung des § 4 Absatz 1 
Nummer 2, mit der die Regelungen über Zusatzstoffe unter Bezugnahme auf § 2 Absatz 3 Satz 2 oder § 4 Absatz 3 
Nummer 2 für anwendbar erklärt werden, wird ebenfalls aufgehoben. 

Mit der neuen Nummer 2 wird gewährleistet, dass die Regelungen des LFGB, die an das Inverkehrbringen von 
Erzeugnissen anknüpfen, im Hinblick auf kosmetische Mittel auch für die Bereitstellung auf dem Markt im Sinne 
des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe g der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 über kosmetische Mittel entsprechend 
gelten. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Da die Regelungen des Abschnitts 4 künftig unmittelbar für Mittel zum Tätowieren gelten, ist der Wortlaut des 
§ 4 Absatz 1 Nummer 3 in der Weise anzupassen, dass der Geltungsbereich des LFGB insoweit nur noch auf die 
den Mitteln zum Tätowieren vergleichbaren Stoffe und Gemische aus Stoffen ausgedehnt wird. 

Zu Buchstabe c 

Redaktionelle Anpassung des § 4 Absatz 2 Nummer 1 an den in der unmittelbar geltenden Verordnung (EU) 
Nr. 1169/2011 verwandten Begriff des „Anbieters von Gemeinschaftsverpflegung“ sowie an die Änderungen in 
§ 2 (vgl. die Begründung zu Nummer 3). 
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Zu Buchstabe d 

Folgeänderung zur Aufhebung von § 6 LFGB (vgl. die Begründung zu Nummer 6). Da das nationale Verbot für 
Lebensmittelzusatzstoffe aufgehoben wird, läuft die Gleichstellung in § 4 Absatz 3 Nummer 2 künftig ins Leere. 
Die Regelung ist daher aufzuheben, § 4 Absatz 3 wird entsprechend neu gefasst und bezieht sich nur noch auf 
Bedarfsgegenstände. 

Zu Nummer 6 

Seitdem die Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 zum 1. Juni 2013 durch die Verordnungen (EU) Nr. 1129/2011 und 
(EU) Nr. 1130/2011 durch Ergänzung der Anhänge II und III vervollständigt wurde, ist das Recht der Lebensmit-
telzusatzstoffe nunmehr umfassend durch unmittelbar geltendes EU-Recht geregelt. Die Zulassung von Lebens-
mittelzusatzstoffen erfolgt ausschließlich auf EU-Ebene nach den Vorgaben der Verordnung (EG) Nr. 1331/2008. 
Für das in § 6 LFGB statuierte bundesrechtliche Verbot mit Erlaubnisvorbehalt besteht infolgedessen kein An-
wendungsbereich mehr. § 6 LFGB ist daher aufzuheben. 

Zu Nummer 7 

§ 7 LFGB wird neu gefasst: 

In Absatz 1 wird eine spezielle Ermächtigung für den Erlass zusatzstoffrechtlicher Regelungen geschaffen, die 
im Rahmen des Artikels 20 in Verbindung mit Anhang VI der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008) zulässig oder die 
zur Umsetzung oder Durchführung von Rechtsakten der EG oder der EU erforderlich sind (beispielsweise zur 
Umsetzung von Änderungen der Extraktionsmittelrichtlinie oder bestimmten Regelungen der Fruchtsaftrichtli-
nie). Es können insbesondere nationale Regelungen geschaffen werden, mit denen bei dem Herstellen oder Be-
handeln von bestimmten Lebensmitteln die Verwendung von Lebensmittelzusatzstoffen oder Verarbeitungshilfs-
stoffen im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 verboten oder be-
schränkt wird. 

Auch nach dem Wegfall des allgemeinen Verbots mit Erlaubnisvorbehalt für Zusatzstoffe sowie für den Lebens-
mittelzusatzstoffen gleichgestellte Stoffe soll das Bundesministerium im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Energie nach Absatz 2 weiterhin berechtigt sein, bei dem Herstellen oder Behandeln von 
Lebensmitteln den Zusatz von bestimmten Vitaminen, Mineralstoffen, Aminosäuren oder anderen Stoffen mit 
ernährungsbezogener oder physiologischer Wirkung zu verbieten oder zu beschränken sowie Höchstmengen oder 
Mindestmengen für den Gehalt an Vitaminen, Mineralstoffen, Aminosäuren oder sonstigen Stoffen mit ernäh-
rungsbezogener oder physiologischer Wirkung festzusetzen. 

Die bisherigen Ermächtigungen der Nummern 3 bis 5 werden nicht mehr benötigt und sollen daher aufgehoben 
werden. 

Der neue Absatz 3 enthält ein Verkehrsverbot für Lebensmittel, die den jeweiligen Anforderungen einer nach 
Absatz 1 oder 2 erlassenen Rechtsverordnung nicht entsprechen. 

Zu Nummer 8 

Mit den Änderungen in § 8 Absatz 1 soll klargestellt werden, dass eine zugelassene Bestrahlung sowohl eine in 
einer aufgrund des LFGB erlassenen Rechtsverordnung zugelassene Bestrahlung als auch eine nach EU-Vor-
schriften, insbesondere durch eine Zulassung nach der Verordnung (EU) 2015/2283 über neuartige Lebensmittel, 
erlaubte Bestrahlung sein kann. 

Zu Nummer 9 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Das Düngemittelgesetz wurde bereits im Jahr 2009 durch das Düngegesetz abgelöst. Der entsprechende Verweis 
in § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 ist daher anzupassen. 
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Zu Buchstabe b 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Die Änderung dient der Aktualisierung des Verweises zur Verordnung (EG) Nr. 396/2005. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderung in § 9 Absatz 1 Satz 2 dient der Klarstellung, dass § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 nicht nur dann 
gesperrt ist, wenn die nationale Rückstands-Höchstmengenverordnung eine erlaubte Höchstmenge vorsieht. Viel-
mehr gilt entsprechendes aufgrund des Vorrangs des Gemeinschaftsrechts auch dann, wenn in der Verordnung 
(EG) Nr. 396/2005 ein entsprechender Rückstandshöchstgehalt festgelegt ist. 

Zu Nummer 10 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Zu Dreifachbuchstabe aaa 

Die Vorschriften der Europäischen Union und der Europäischen Gemeinschaften, auf die das LFGB verweist, 
unterliegen einem ständigen Wandel. Dies führt dazu, dass auch die Verweisungen in diesem Gesetz laufend an 
die Änderungen der betreffenden Gemeinschafts- und Unionsvorschriften angepasst werden müssen. Mit der vor-
gesehenen Umwandlung der statischen Verweisung auf die technischen Regelungen der Verordnung (EU) 
Nr. 37/2010 zu einer dynamischen Verweisung wird der zu dieser Anpassung erforderliche Aufwand im Einklang 
mit dem Bestimmtheitsgrundsatz reduziert. 

Zu Dreifachbuchstabe bbb 

Redaktionelle Folgeänderung zur Aufhebung von § 3 Nummer 16; da dort das Vollzitat der Verordnung (EG) 
Nr. 1831/2003 entfallen ist, muss dies nun in § 10 eingefügt werden. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Redaktionelle Folgeänderung 

Zu Doppelbuchstabe cc 

In einer Reihe von Verordnungen zur Zulassung eines Futtermittelzusatzstoffes ist keine Höchstmenge für Rück-
stände des zugelassenen Wirkstoffs in den entsprechenden Lebensmitteln tierischen Ursprungs aufgenommen 
worden, wobei eine Höchstmenge auch nicht in Anwendung von Artikel 9 Absatz 7 Satz 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 1831/2003 gilt. Solche Lebensmittel sollten nicht unter das Verbot des § 10 Absatz 1 Satz 1 LFGB fallen. 

Zu Doppelbuchstabe dd 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Änderung zur sprachlichen Vereinfachung. 

Zu Buchstabe c 

Mit der Änderung von Absatz 5 wird ausdrücklich klargestellt, dass die Anwendung der Absätze 1 bis 3 nur 
solange und soweit ausgeschlossen sein soll, wie eine Anordnung nach Artikel 4 Absatz 4 Buchstabe b Erster 
oder Zweiter Spiegelstrich der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2090 wirksam ist. Wird eine solche Anordnung 
beispielsweise aufgehoben, weil die entsprechenden Ermittlungen abgeschlossen sind, sind die Absätze 1 bis 3 
wieder anwendbar. 

Zu Nummer 11 

Zu Buchstabe a 

Die Änderung dient der sprachlichen Vereinfachung. 
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Zu Buchstabe b 

Durch die Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 wird der Regelungsbereich der Informationen über Lebensmittel in 
europaweit unmittelbar geltendes Verordnungsrecht überführt.  

Nach Artikel 38 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 dürfen die Mitgliedstaaten in Bezug auf die spe-
ziell durch diese Verordnung harmonisierten Aspekte einzelstaatliche Vorschriften weder erlassen noch aufrecht-
erhalten, es sei denn, dies ist nach dem Unionsrecht zulässig.  

§ 11 Absatz 1 LFGB gilt lediglich für den Verantwortlichen nach Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 1169/2011. Mit dem neu gefassten Absatz 2 wird das Verbot des Lieferns von Lebensmitteln mit irreführen-
den Informationen auch auf den Lieferanten von Vorprodukten oder Zutaten ausgeweitet, die nicht selbst an den 
Endverbraucher oder an Anbieter von Gemeinschaftsverpflegung abgegeben werden. Nach Artikel 8 Absatz 8 der 
Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 hat der Lebensmittelunternehmer, der anderen Lebensmittelunternehmern Le-
bensmittel liefert, die nicht für die Abgabe an Endverbraucher oder Anbieter von Gemeinschaftsverpflegung be-
stimmt sind, sicherzustellen, dass der andere Lebensmittelunternehmer ausreichende Informationen erhält, um 
seinen Verpflichtungen nach Artikel 8 Absatz 2 erfüllen zu können. 

Zu Buchstabe c 

Mit der Änderung des Absatzes 3 wird geregelt, dass auch Absatz 2 Nummer 2 nicht für zugelassene Angaben 
nach Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 über nährwert- und gesundheitsbezogene Angaben 
gilt. 

Zu Nummer 12 

Seit dem 13.12.2014 ist der Bereich der irreführenden Information über Lebensmittel in Artikel 7 der Verordnung 
(EU) Nr. 1169/2011 geregelt. Zwar führt dieser in seinen Regelbeispielen die dem § 11 Absatz 2 Nummer 2 a. F. 
LFGB zugrundeliegenden Fälle der nachgemachten und wertgeminderten Lebensmittel nicht ausdrücklich auf. 
Jedoch bestimmt Artikel 7 Absatz 1 der Lebensmittel-Informationsverordnung generell, dass Informationen über 
Lebensmittel nicht irreführend sein dürfen. Insoweit sind die Fallgestaltungen des § 11 Absatz 2 Nummer 2 a. F. 
LFGB von der Regelung des Artikels 7 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 erfasst. Einer eigenständi-
gen Regelung bedarf es nicht mehr. 

Nach herrschender Auffassung unterfallen der Regelung des Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung 
(EG) Nr. 178/2002 nur solche Lebensmittel, die aufgrund einer stofflichen Beeinträchtigung (z. B. Fäulnis) für 
den Verzehr durch den Menschen ungeeignet sind. Der alten Regelung des § 11 Absatz 2 Nummer 1 LFGB un-
terfallen dagegen solche Lebensmittel, die als für den Verzehr ungeeignet eingestuft werden, ohne dass eine stoff-
liche Veränderung nachweisbar ist (z. B. Brot, über das Mäuse gelaufen sind). Diese Fallgestaltungen werden im 
Gegensatz zu denen des § 11 Absatz 2 Nummer 2 LFGB auch nicht von Artikel 7 der Verordnung (EG) 
Nr. 1169/2011 erfasst. Am Verbot des § 11 Absatz 2 Nummer 1 a. F. LFGB in Bezug auf nicht zum Verzehr 
geeignete Lebensmittel, die nicht unter Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 fal-
len, wird daher festgehalten. Die Regelung wird in den neuen § 12 LFGB überführt. 

Zu Nummer 13 

Zu Buchstabe a 

Die Ergänzungen dienen jeweils der Klarstellung, dass auch Gemische von Stoffen Gegenstand einer Rechtsver-
ordnung nach § 13 Nummer 1 Buchstabe a oder Nummer 5 LFGB sein können. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderung dient der Anpassung der Regelung an die Neufassung des § 7 sowie die Änderung des § 8 (vgl. die 
jeweilige Begründung zu Artikel 1 Nummer 7 und Artikel 1 Nummer 8). 

Zu Buchstabe c 

Mit den Änderungen in Absatz 4 wird der weiten Begriffsbestimmung von „Informationen über Lebensmittel“ 
des Artikels 2 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 Rechnung getragen. Danach ist „Infor-
mation über Lebensmittel“ jede Information, die ein Lebensmittel betrifft und die dem Endverbraucher durch ein 
Etikett, sonstiges Begleitmaterial oder in anderer Form, einschließlich über moderne Kommunikationsmittel oder 
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mündlich, zur Verfügung gestellt wird. Der Begriff umfasst daher nicht nur die Kennzeichnung eines Lebensmit-
tels oder die Werbung dafür. Vielmehr zählen hierzu alle Informationen über das Lebensmittel, wie beispielsweise 
auch Aussagen zu einem Lebensmittel auf der Internetseite eines Unternehmens oder Hinweise, die über einen 
Barcode abgerufen werden können und die dem Endverbraucher zur Verfügung gestellt werden. 

Um derartigen Fallgestaltungen Rechnung tragen zu können, werden die Verordnungsermächtigungen des Absat-
zes 4 an die EU-Lebensmittel-Informationsverordnung angepasst und um den Begriff „Informationen über Le-
bensmittel“ erweitert. 

Zu Nummer 14 

Anpassung des Wortlautes an den in der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 verwandten und damit unmittelbar gel-
tenden Begriff des „Endverbrauchers“. 

Zu Nummer 15 

Mit der Neufassung des § 19 wird zum einen klargestellt, dass das Verbot des § 19 LFGB und die damit einher-
gehende Strafandrohung nach § 59 Absatz 1 Nummer 11 LFGB nur für den nach Artikel 12 Absatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 767/2009 für die Kennzeichnung verantwortlichen Futtermittelunternehmer gelten. 

Darüber hinaus wird der nach Artikel 24 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 erstellte Gemeinschaftskatalog der 
Einzelfuttermittel, auf den Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 Bezug nimmt, 
und der sich in Anhang Teil C der Verordnung (EU) Nr. 68/2013 findet, ausdrücklich in das Verbot des § 19 
LFGB aufgenommen. 

Zu Nummer 16 

Die Abschnittsüberschrift ist um den Begriff der Mittel zum Tätowieren zu ergänzen, da diese nunmehr unmittel-
bar in Abschnitt 4 reguliert werden. 

Zu Nummer 17 

Die §§ 26 und 27 LFGB enthalten bislang zentrale Verbote zur Wahrung des Gesundheits- und Täuschungsschut-
zes beim Verkehr mit kosmetischen Mitteln. Beide Vorschriften werden seit dem 11. Juli 2013 vollständig durch 
die unmittelbar anwendbaren Regelungen der Artikel 5 i. V. m. Artikel 3 oder Artikel 20 der Verordnung (EG) 
Nr. 1223/2009 über kosmetische Mittel überlagert. Sie können jedoch nicht aufgehoben werden, da sie bislang 
nach § 4 Absatz 1 Nummer 3 entsprechend auch für Mittel zum Tätowieren gelten. Die §§ 26 und 27 werden 
daher so gefasst, dass sie künftig nur noch unmittelbar für Mittel zum Tätowieren gelten. 

Zu Buchstabe a 

§ 26 Satz 1 wird so gefasst, dass er künftig nur noch unmittelbar für Mittel zum Tätowieren gilt. 

Zu Buchstabe b 

§ 26 Satz 2 wird neu gefasst und gilt künftig nur noch für Mittel zum Tätowieren. Zudem wird mit der Neufassung 
eine Unrichtigkeit der Neufassung der Bekanntmachung vom 3.6.2013, BGBl. I 2013, Seite 1426 korrigiert. 
Durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.7.2011, BGBl. I 1608 wurde das Wort „Zubereitungen“ auch nach den 
Wörtern „oder die“ durch das Wort „Gemische“ ersetzt. Diese Änderung wurde in der Neufassung der Bekannt-
machung vom 3.6.2013 nicht übernommen. Diese Unrichtigkeit wird mit der Neufassung ebenfalls korrigiert. 

Zu Nummer 18 

Die Regelung in § 27 Absatz 1 Satz 1 gilt künftig nur noch für Mittel zum Tätowieren. Die in Satz 2 enthaltenen 
Regelbeispiele für eine Irreführung des Endverbrauchers werden unter Berücksichtigung des neuen, auf Mittel 
zum Tätowieren beschränkten Anwendungsbereichs neu gefasst. Die speziell auf kosmetische Mittel bezogenen 
Regelbeispiele nach den Nummern 1 und 2 entfallen. 

Zu Nummer 19 

Die Verordnungsermächtigung des § 28, die bislang nur über die Regelung des § 4 Absatz 1 Nummer 3 auch auf 
Mittel zum Tätowieren anwendbar war, wird nun ausdrücklich auch auf Mittel zum Tätowieren erstreckt. An den 
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Verordnungsermächtigungen für kosmetische Mittel wird festgehalten, da die in der Kosmetik-Verordnung ent-
haltenen Regelungen zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 über kosmetische Mittel bestehen 
bleiben. 

Zu Nummer 20 

Die Verordnungsermächtigung des § 29, die bislang nur über die Regelung des § 4 Absatz 1 Nummer 3 auch auf 
Mittel zum Tätowieren anwendbar war, wird nun ausdrücklich auch auf Mittel zum Tätowieren erstreckt. An den 
Verordnungsermächtigungen für kosmetische Mittel wird festgehalten, da die in der Kosmetik-Verordnung ent-
haltenen Regelungen zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 über kosmetische Mittel bestehen 
bleiben. 

Zu Nummer 21 

Anpassung des Wortlautes an den in der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 verwandten und damit unmittelbar gel-
tenden Begriff des „Endverbrauchers“. 

Zu Nummer 22 

Mit der neuen Nummer 1a wird der weiten Begriffsbestimmung von „Informationen über Lebensmittel“ des Ar-
tikels 2 Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 Rechnung getragen. Danach ist „Information 
über Lebensmittel“ jede Information, die ein Lebensmittel betrifft und die dem Endverbraucher durch ein Etikett, 
sonstiges Begleitmaterial oder in anderer Form, einschließlich über moderne Kommunikationsmittel oder münd-
lich, zur Verfügung gestellt wird. Der Begriff umfasst daher nicht nur die Kennzeichnung eines Lebensmittels 
oder die Werbung dafür. Vielmehr zählen hierzu alle Informationen über das Lebensmittel, wie beispielsweise 
auch Aussagen zu einem Lebensmittel auf der Internetseite eines Unternehmens oder Hinweise, die über einen 
Barcode abgerufen werden können. 

Um derartigen Fallgestaltungen Rechnung tragen zu können, wird eine Verordnungsermächtigung geschaffen, 
mittels derer das Bundesministerium in Rechtsverordnungen Inhalt, Art und Weise sowie Umfang von sonstigen, 
nicht bereits von Nummer 1 erfassten Informationen über Lebensmittel regeln kann. 

Zu Nummer 23 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung zur Einfügung des neuen Absatzes 2a (vgl. die Begründung zu Artikel 1 
Nummer 23 Buchstabe b). 

Zu Buchstabe b 

§ 39 Absatz 1 a. F. soll in § 38 Absatz 2a überführt werden, um eine ansonsten erforderliche Doppelregelung in 
§ 39 und dem neuen § 39a zu vermeiden. 

Zu Buchstabe c 

Der neu gefasste Absatz 4 dient der Klarstellung, dass die für die Überwachung von Lebensmitteln, Futtermitteln 
und Bedarfsgegenständen im Sinne des § 2 Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 zuständigen Behörden nach Maßgabe der 
Artikel 104 bis 107 der seit dem 14. Dezember 2019 geltenden Verordnung (EU) 2017/625 über amtliche Kon-
trollen und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts 
und der Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzenschutzmittel und Pflanzengesundheit zusam-
men arbeiten. 

Zu Buchstabe d 

Folgeänderung der Überführung des § 39 Absatz 1 a. F. in § 38 Absatz 2a n. F. (vgl. die Begründung zu Num-
mer 23 Buchstabe b) sowie Folgeänderung zur Aufhebung von § 41 LFGB (vgl. Begründung zu Artikel 1 
Nummer 29). 

Zu Buchstabe e 

Da die neue Verordnung (EU) 2017/625 nicht für Mittel zum Tätowieren, kosmetische Mittel und Bedarfsgegen-
stände im Sinne von § 2 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 bis 9 gilt, ist die Zusammenarbeit der für die Überwachung 
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dieser Erzeugnisse zuständigen Behörden weiterhin bundesgesetzlich zu regeln. Die entsprechende Regelung ent-
hält Absatz 6 n. F. 

Zu Nummer 24 

Die Zentrale Stelle der Länder ist bislang verpflichtet, Datensätze, die ihr vom Bundeszentralamt für Steuern 
übermittelt werden, unmittelbar nach der Weiterleitung der Datensätze an die Länder zu löschen. Aus diesem 
Grund kann nicht überprüft werden, ob bei weiteren Datensätzen Händlerdaten übermittelt werden, die den zu-
ständigen Behörden bereits bekannt sind. Rückmeldungen der Länder haben ergeben, dass ca. 25 % der übermit-
telten Daten bereits bekannt sind. Um Doppelarbeit zu vermeiden, soll die Zentralstelle befugt sein, die Datensätze 
so lange zu speichern, bis diese nicht mehr benötigt werden, höchstens drei Jahre. Dadurch kann die Effizienz des 
Verfahrens verbessert werden. 

Zu Nummer 25 

Der Handel mit Erzeugnissen über das Internet gewinnt zunehmend an Bedeutung und stellt dabei auch die Über-
wachungsbehörden vor neue Herausforderungen. Besondere Probleme ergeben sich dann, wenn der Betreiber 
einer Internetplattform nicht selbst Erzeugnisse in den Verkehr bringt, sondern den Anbietern lediglich die Inter-
netplattform zur Verfügung stellt. Mit § 38b – neu – LFGB wird eine Regelung zur Verbesserung des Schutzes 
der Verbraucher beim Kauf von Erzeugnissen über derartige Internetplattformen geschaffen. 

Die Betreiber derartiger Internetplattformen sind üblicherweise als Diensteanbieter nach § 2 Satz 1 Nummer 1 
Telemediengesetz (TMG) einzustufen. Nach § 10 TMG sind Diensteanbieter für rechtswidrige fremde Informa-
tionen, die sie für einen Nutzer speichern, nicht verantwortlich, sofern sie keine Kenntnis von der Rechtswidrig-
keit der Information oder der sie begründenden Umstände haben. Sie können somit in der Regel auch nicht wegen 
Verstoßes beispielsweise gegen lebensmittelrechtliche Vorschriften in Anspruch genommen werden. 

§ 38 b – neu – LFGB sieht vor, dass die zuständige Behörde Diensteanbieter, auf deren Seiten ein Erzeugnis 
angeboten wird, das Gegenstand einer Schnellwarnmeldung (RASFF oder RAPEX) ist, im Hinblick auf das be-
troffene Erzeugnis über diese Schnellwarnmeldung informieren kann. In Betracht kommen RASFF- Schnellwar-
nungen nach Artikel 50 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 für Lebensmittel und Futtermittel bzw. RAPEX-Mel-
dungen nach Artikel 11 oder 12 der Richtlinie 2001/95/EG (beispielsweise auch in Verbindung mit Artikel 25 
Absatz 7 oder Artikel 27 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009, mit Artikel 22 Absatz 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 765/2008 oder Artikel 20 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2019/1020). Der Diensteanbieter erhält 
dadurch die Möglichkeit, etwa im Falle einer akuten Gesundheitsgefährdung das entsprechende Angebot zu ent-
fernen und dadurch dazu beizutragen, dass dieses nicht zum Verbraucher gelangt. Ein derartiges Vorgehen ist 
zum Schutz der Verbraucher dann dringend geboten, wenn der Hersteller oder Inverkehrbringer des Erzeugnisses 
nicht im Geltungsbereich des LFGB angesiedelt ist und daher als unmittelbarer Adressat von Maßnahmen der 
amtlichen Überwachung nicht in Betracht kommt. Andererseits sollte die Information des Diensteanbieters nicht 
zwingend erfolgen, da Schnellwarnmeldungen häufig chargenbezogen sind und eine Information dann nicht an-
gezeigt ist, wenn die betroffene Charge nicht im Inland angeboten wird. 

Da die Information des Diensteanbieters mittelbar zu einem Eingriff in die Rechte des Herstellers oder Inverkehr-
bringers des betroffenen Erzeugnisses führen kann, ist vorgesehen, dass dieser vor Übermittlung der Angaben 
anzuhören ist, es sei denn, dass dadurch die Erreichung des mit der Maßnahme verfolgten Zwecks gefährdet wird. 

Mit Absatz 4 wird klargestellt, dass die Länder zur Durchführung der Unterrichtung von Diensteanbietern eine 
gemeinsame Stelle einrichten können. 

Zu Nummer 26 

Zu Buchstabe a 

§ 39 wird an die ab dem 14. Dezember 2019 geltende Verordnung (EU) 2017/625 angepasst. Da diese nicht für 
die Überwachung von Mitteln zum Tätowieren, kosmetischen Mitteln und Bedarfsgegenständen im Sinne von § 2 
Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 bis 9 gilt, soll § 39 nur noch für Lebensmittel, Futtermittel und Lebensmittelbedarfs-
gegenstände gelten. Maßnahmen der für die Überwachung der sonstigen Erzeugnisse zuständigen Behörden wer-
den in dem neuen § 39a geregelt. Dementsprechend wird die Überschrift von § 39 neu gefasst. 
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Zu Buchstabe b 

Absatz 1 n. F. dient der Klarstellung, dass sich die Maßnahmen der zuständigen Behörden auch zur Durchsetzung 
von rein nationalem Recht insbesondere nach den Artikeln 137 und 138 der Verordnung (EU) 2017/625 richten. 
Artikel 137 der Verordnung (EU) 2017/625 enthält Regelungen zu Maßnahmen beim Verdacht von Verstößen, 
während Artikel 138 der Verordnung (EU) 2017/625 eine nicht abschließende Aufzählung an möglichen Maß-
nahmen im Falle von festgestellten Verstößen enthält. Der bislang in § 39 Absatz 2 geregelte Maßnahmenkatalog 
ist daher entbehrlich. 

Artikel 137 Absatz 2 und 3 der Verordnung (EU) 2017/625 enthalten Maßnahmen, die die zuständige Behörde 
im Falle des Verdachts eines Verstoßes ergreifen kann. Hierzu zählen insbesondere die Durchführung verstärkter 
amtlicher Kontrollen sowie gegebenenfalls die amtliche Verwahrung von Erzeugnissen, bis der Verdacht bestätigt
oder ausgeräumt wurde. Um eine effektive Überwachung zu gewährleisten, sollte die Behörde ergänzend zu den 
in Artikel 137 der Verordnung (EU) 2017/625 genannten Maßnahmen auch die Möglichkeit haben, weitere Maß-
nahmen zur Gefahrerforschung anzuordnen. Dazu zählt insbesondere die Möglichkeit, anzuordnen, dass der Un-
ternehmer selbst Proben untersuchen lassen und die Ergebnisse dieser Untersuchungen der zuständigen Behörde 
mitteilen muss. Die zuständige Behörde sollte darüber hinaus vorübergehende Verkehrsverbote aussprechen kön-
nen, bis die Ergebnisse von Untersuchungen vorliegen. 

Artikel 138 der Verordnung (EU) 2017/625 enthält keine Beispiele für Maßnahmen in Bezug auf das Verfüttern 
von Futtermitteln, bei denen ein Verstoß festgestellt wurde. Diese Maßnahmen werden, statt wie bisher in § 39 
Absatz 3 Nummer 2 nunmehr in Absatz 3 n. F. aufgenommen. 

Nach § 39 Absatz 4 sollen die zuständigen Behörden auch weiterhin die Möglichkeit haben, Maßnahmen bereits 
zur Verhütung von Verstößen sowie zum Schutz vor Gefahren für die Gesundheit und vor Täuschung zu treffen. 

Zu Buchstabe c 

Da die Maßnahmen der für die Überwachung von Mitteln zum Tätowieren, kosmetischen Mitteln und Bedarfsge-
genständen im Sinne von § 2 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 bis 9 zuständigen Behörden gesondert in dem neuen 
§ 39a geregelt werden, sind die in § 39 Absatz 7 Nummer 3 genannten Verbote nach § 26 oder § 30 in den neuen 
§ 39a Absatz 3 zu übertragen. 

Nummer 3 wird neu gefasst und enthält eine Folgeänderung zur Aufhebung von § 41 (siehe Begründung zu 
Artikel 1 Nummer 29). Mit der neuen Nummer 3 soll der bisherige § 41 Absatz 2 Satz 3 fortgeschrieben werden. 
Auch im Falle von Anordnungen nach Artikel 4 Buchstabe b Erster oder Zweiter Spiegelstrich, auch in Verbin-
dung mit Absatz 3 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2090 sollen Widerspruch und Anfechtungsklage keine 
aufschiebende Wirkung haben.  

Die Verbote der §§ 5 und 17, die in der bisherigen Nummer 3 enthalten waren, werden in die neue Nummer 4 
übertragen. 

Zu Buchstabe d 

Da Absatz 1 ebenfalls Maßnahmen enthält, soll dieser in die Aufzählung in Absatz 7a aufgenommen werden. 

Zu Buchstabe e 

§ 39 Absatz 8 enthält eine Ermächtigung für das Bundesministerium, in einer Rechtsverordnung die Entnahme 
von Proben zur Untersuchung auf Trichinen und die Kennzeichnung unter bestimmten Voraussetzungen auf 
Jagdausübungsberechtigte und Jäger zu übertragen. Da es sich bei dieser Vorschrift nicht um eine unmittelbare 
Aufgabe bzw. Maßnahme sondern um eine Verordnungsermächtigung für das Bundesministerium handelt, wird 
die Vorschrift aus rechtssystematischen Gründen unverändert in § 47 überführt (vgl. auch die Begründung zu 
Artikel 1 Nummer 36). 

Zu Nummer 27 

Mit dem neuen § 39a werden die Maßnahmen der für die Überwachung von Mitteln zum Tätowieren, kosmeti-
schen Mitteln und Bedarfsgegenständen im Sinne von § 2 Absatz 6 Satz 1 Nummer 2 bis 9 zuständigen Behörden 
festgelegt. Insbesondere wird der bislang in § 39 Absatz 2 festgelegte, für alle Erzeugnisse geltende Maßnahmen-
katalog in § 39a Absatz 1 überführt. Dieser enthält eine nicht abschließende Aufzählung von Maßnahmen im 
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Verdachtsfall sowie im Falle von festgestellten Verstößen. Für kosmetische Mittel sind in den Artikeln 25 bis 27 
der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 Maßnahmen genannt. Diese Regelungen bleiben von § 39a LFGB unberührt. 

Absatz 2 führt die bisherige Regelung des § 39 Absatz 3 Nummer 1 für die Überwachung von Mitteln zum Täto-
wieren, kosmetischen Mitteln und Bedarfsgegenständen im Sinne von § 2 Absatz 6 Satz1 Nummer 2 bis 9 fort. 

Die Absätze 3 und 4 entsprechen den bisherigen Regelungen in § 39 Absätze 4 und 7 des § 39, die für die Über-
wachung von Mitteln zum Tätowieren, kosmetischen Mitteln und Bedarfsgegenständen im Sinne von § 2 Absatz 6 
Satz1 Nummer 2 bis 9 fortgeschrieben werden. 

Zu Nummer 28 

Im Hinblick auf § 40 LFGB werden zwei Forderungen der Länder nach gesetzlichen Klarstellungen aufgegriffen, 
die der Bundesrat im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum Ersten Gesetz zur Änderung des LFGB an die 
Bundesregierung gerichtet hat. Weitere Änderungen betreffen die Zuständigkeit des BVL nach Absatz 5. Im Üb-
rigen werden an § 40 nur redaktionell notwendige Änderungen vorgenommen. 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der unmittelbaren Geltung des Abschnitts 4 für Mittel zum Tätowieren 
(vgl. die Begründung zu Artikel 1 Nummer 17). 

Zu Buchstabe b 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Mit der Änderung wird der Wortlaut von § 40 Absatz 1a Satz 1 redaktionell zum einen an den neuen § 38 Ab-
satz 2a sowie zum anderen an die neue EU-Kontroll-Verordnung 2017/625 angepasst. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Mit der Änderung wird klargestellt, dass eine Information der Öffentlichkeit im Sinne eines „Erst recht“-Schlusses 
auch dann zu erfolgen hat, wenn statt eines Bußgeldes von mindestens 350 Euro die Einleitung eines Strafverfah-
rens zu erwarten ist und deswegen eine Abgabe an die Staatsanwaltschaft erfolgt ist. Eine entsprechende Anpas-
sung des Gesetzeswortlauts hat auch der Bundesrat in seiner Stellungnahme zum Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Änderung des LFGB (BT-Drs. 19/4726, S. 10) gefordert. 

Zu Doppelbuchstabe cc 

Verschiedene Verwaltungsgerichte (vgl. zuletzt den Beschluss des Hessischen Verwaltungsgerichtshofes vom 
8.2.2019 – Az. 8 B 2575/18) haben in Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes die Auffassung vertreten, auch 
herausgehobene Verstöße gegen hygienerechtliche Anforderungen seien aufgrund des Wortlauts der Norm nicht 
zu veröffentlichen, wenn die festgestellten Verstöße nicht auf bestimmte Lebensmittel oder Futtermittel beziehbar 
seien. Es sollte daher gesetzlich klargestellt werden, dass auch in derartigen Fällen eine Information der Öffent-
lichkeit zu erfolgen hat, und zwar in der Form, dass abweichend von Satz 1 statt eines bestimmten Lebensmittels 
oder Futtermittels der Lebensmittel- oder Futtermittelunternehmer sowie der Betrieb genannt werden kann, in 
dem der Verstoß festgestellt wurde. Die entsprechende Klarstellung wurde auch vom Bundesrat in seiner Stel-
lungnahme zum Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des LFGB (BT-Drs. 19/4726, S. 10) gefordert. Zu-
dem wird klargestellt, dass im Falle des Verdachts auf eine Straftat eine Veröffentlichung nur im Benehmen mit 
der zuständigen Staatsanwaltschaft erfolgen kann. 

Zu Buchstabe c 

Anpassung des Wortlautes an den in der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 verwandten und damit unmittelbar gel-
tenden Begriff des „Endverbrauchers“. 

Zu Buchstabe d 

§ 40 Absatz 5 LFGB etabliert abweichend von Absatz 1 für bestimmte Fälle, in denen es mangels eines Herstel-
lens oder Inverkehrbringens im Inland sonst an einer für die Information der Verbraucher zuständigen Behörde 
fehlen würde, eine Zuständigkeit des Bundesamtes für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL). 
Anknüpfungspunkt für eine mögliche Warnung der Öffentlichkeit durch das BVL ist dabei im Falle des Absat-
zes 1 Satz 1 eine Schnellwarnmeldung eines anderen Mitgliedstaates nach Artikel 50 der Verordnung (EG) 
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Nr. 178/2002 bzw. im Falle des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 1 eine sonstige Mitteilung eines anderen Mitglied-
staates. Die praktischen Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass es weitere Meldungen und Mitteilungen
gibt, bei denen zum Zwecke der Gefahrenabwehr eine Information der Öffentlichkeit durch das BVL im Einzelfall 
angezeigt sein kann. Die Regelung des § 40 Absatz 5 LFGB wird daher um die entsprechenden Tatbestände er-
weitert. 

In Fällen, in denen das Erzeugnis nicht im Inland hergestellt wurde, bzw. ein inländischer Hersteller nicht erkenn-
bar ist und auch kein inländischer Inverkehrbringer erkennbar ist, weil ein Erzeugnis nur unter Verwendung von 
Fernkommunikationsmitteln in Deutschland angeboten wird, fehlt es ebenfalls an einer zuständigen Landesbe-
hörde. Da das Erzeugnis im Falle eines Anbietens über Fernkommunikationsmittel aber unter Umständen bereits 
im Inland in den Verkehr gebracht wurde, so beispielsweise bei einem Angebot über das Internet, sollte das BVL 
auch in diesen Fällen eine Warnung nach Absatz 1 aussprechen können. Die Zuständigkeitsregelung des § 40 
Absatz 5 LFGB wird daher um den entsprechenden Tatbestand erweitert. 

Zu Nummer 29 

Mit Geltungsbeginn der Verordnung (EU) 2017/625 sowie der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2090 wurde 
die Richtlinie 95/23/EG aufgehoben. Regelungen in Bezug auf Maßnahmen bei mutmaßlichen oder festgestellten 
Verstößen gegen Rechtsvorschriften über die Verwendung oder über Rückstände pharmakologisch wirksamer 
Stoffe finden sich nun in der unmittelbar geltenden Delegierten Verordnung (EU) 2019/2090. 

Diese enthält insbesondere Regelungen über durchzuführende Untersuchungen (Artikel 4), Maßnahmen für Fälle, 
in denen festgestellte Rückstände pharmakologisch wirksamer Stoffe die geltenden Rückstandshöchstmengen o-
der Höchstgehalte überschreiten (Artikel 5), sowie Maßnahmen bei vorschriftswidrigen Behandlungen und dem 
Besitz verbotener oder nicht zugelassener Stoffe oder Erzeugnisse (Artikel 6). 

Für § 41 LFGB verbleibt daneben kein Anwendungsbereich mehr. Daher sollte § 41 LFGB insgesamt aufgehoben 
werden. 

Zu Nummer 30 

Zu Buchstabe a 

Mit der Neufassung von Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 wird eine Abweichung der Textstruktur korrigiert. Die Struk-
tur der Neufassung in der Bekanntmachung vom 3.6.2013, BGBl. I 2013, S. 1426 weicht insoweit von der kon-
stitutiven Fassung ab, als sich der zweite Satzteil nur auf den Buchstaben b bezieht. Dies wird mit der Neufassung 
korrigiert. Gleichzeitig wird der Wortlaut zur Verbesserung der Verständlichkeit redaktionell angepasst. 

Zu Buchstabe b 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Mit der Neufassung von Absatz 2 Nummer 2 wird eine Abweichung der Textstruktur korrigiert. Die Struktur der 
Neufassung in der Bekanntmachung vom 3.6.2013, BGBl. I 2013, S. 1426 weicht insoweit von der konstitutiven 
Fassung ab, als sich der Satz ab den Wörtern „zu betreten“ nur auf den Buchstaben b bezieht. Dies wird mit der 
Neufassung korrigiert. Gleichzeitig wird der Wortlaut zur Verbesserung der Verständlichkeit redaktionell ange-
passt. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Folgeänderung zur Einfügung eines neuen § 43a (vgl. Begründung zu Artikel 1 Nummer 32). 

Zu Buchstabe c 

Die Terminologie wird an die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 (Zollkodex der Union), das Zollverwaltungsgeset-
zes und die Verordnung (EU) 2017/625 angepasst. Danach sind Zoll-behörden die für die Anwendung der zoll-
rechtlichen Vorschriften zuständigen Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten, was die Dienststellen umfasst. 

Zu Nummer 31 

Zu Buchstabe a 

Mit der Änderung wird der Wortlaut von § 43 Absatz 1 Satz 2 an den Wortlaut des Artikels 35 der Verordnung 
(EU) 2017/625 angepasst. Gleichwohl gilt § 43 LFGB weiterhin für alle Erzeugnisse. 
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Zu Buchstabe b 

Bislang durfte die Gegen- bzw. Zweitprobe lediglich an einen nach lebensmittelrechtlichen Vorschriften zugelas-
senen privaten Sachverständigen zur Untersuchung ausgehändigt werden. Eine Aushändigung an einen vom Un-
ternehmer beauftragten Kurierdienst war nicht zulässig. Mit der Änderung soll auch die Herausgabe an den Her-
steller selbst bzw. eine von diesem beauftragte Person möglich sein, beispielsweise an den vom Hersteller beauf-
tragten zugelassenen privaten Sachverständigen oder einen Kurier, um anschließend von einem zugelassenen pri-
vaten Sachverständigen untersucht zu werden. 

Zu Nummer 32 

Der Handel mit Erzeugnissen unter Verwendung von Fernkommunikationsmitteln, insbesondere über das Inter-
net, gewinnt zunehmend an Bedeutung. Neben der Online-Bestellung von Nahrungsergänzungsmitteln gehört es 
mehr und mehr zur Normalität, auch leicht verderbliche Lebensmittel, wie frisches Fleisch und frischen Fisch, 
online zu bestellen und liefern zu lassen. Auch die Online-Bestellungen von Kosmetika und Bedarfsgegenständen
verzeichnen hohe Steigerungsraten. Dies stellt auch die amtliche Überwachung vor neue Herausforderungen. 

Den zuständigen Behörden fehlt bisher eine gesetzliche Grundlage, die es ihnen erlaubt, unter Verwendung von 
Fernkommunikationsmitteln eine amtliche Probe zu nehmen, ohne dabei ihre behördliche Identität offen zu legen. 
Es können nach § 43 LFGB nur Testkäufe durchgeführt werden, bei denen die behördliche Identität offengelegt 
werden muss. Die Offenlegung der behördlichen Identität kommt einer angekündigten Kontrolle gleich und ent-
spricht damit nicht den Vorgaben des Artikel 9 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2017/625, demgemäß Kontrollen 
grundsätzlich ohne Vorankündigung durchgeführt werden müssen. Artikel 36 der Verordnung (EU) 2017/625 
sieht bereits vor, dass im Fall von Tieren oder Waren, die durch Einsatz von Fernkommunikationstechniken an-
geboten werden, Proben amtlich genommen werden dürfen, ohne sich zu erkennen zu geben und ohne die be-
hördliche Identität offenzulegen. Mit § 43a LFGB wird gewährleistet, dass eine anonyme Probenahme für alle 
dem LFGB unterfallenden Erzeugnisse zulässig ist. 

Zur Gewährleistung einer rechtssicheren Handhabung durch die zuständigen Behörden wird u. a. zur Durchfüh-
rung von Artikel 36 der Verordnung (EU) 2017/625 mit § 43a eine bundesrechtliche Rechtsgrundlage geschaffen, 
nach die mit der Überwachung beauftragten Personen Erzeugnisse, auch unter einem anderen Namen und ohne 
Offenlegung der behördlichen Identität unter Verwendung von Fernkommunikationsmitteln bestellen und als 
Probe verwenden können. 

Damit der Unternehmer, der Erzeugnisse ausschließlich im Wege von Fernkommunikationsmitteln in den Ver-
kehr bringt, nicht schlechter gestellt wird, als der Unternehmer, der seine Erzeugnisse konventionell vertreibt, ist 
in der Regel auch im Falle der Bestellung von Proben unter Einsatz von Fernkommunikationsmitteln eine Gegen-
bzw. Zweitprobe zu versiegeln. Wenn absehbar ist, dass sich die Probe nicht teilen lässt, sind zwei Stücke zu 
bestellen. Etwas anderes gilt, wenn in unmittelbar geltenden Rechtakten der Europäischen Gemeinschaft oder der 
Europäischen Union oder in Rechtsverordnungen nach diesem Gesetz etwas anderes bestimmt ist. Für Futtermittel 
gilt die Verordnung (EG) Nr. 152/2009 zur Festlegung der Probenahmeverfahren und Analysemethoden für die 
amtliche Untersuchung von Futtermitteln, insbesondere Anhang I Nummer 3 für die Gegen- bzw. Zweitprobe. 

Der Unternehmer, bei dem die Probe bestellt wurde ist nach Erhalt der Ware über die Probenahme zu unterrichten. 
Soweit bekannt ist auch der Hersteller zu unterrichten. 

Auf Verlangen des Herstellers hat die Behörde oder die von ihr beauftragte Stelle dem Hersteller oder einer von 
diesem beauftragten Person die Gegen- oder Zweitprobe auszuhändigen, um diese anschließend von einem zuge-
lassenen privaten Sachverständigen zu untersuchen. Dies gilt nicht für Proben von Futtermitteln. 

Bei einer Vor-Ort-Probenahme wird nach § 43 Absatz 4 LFGB für Proben keine Entschädigung geleistet. Um den 
Online-Händler gegenüber dem konventionellen Unternehmer nicht besser zu stellen, wird der Unternehmer, bei 
dem das Erzeugnis bestellt wurde, nach Absatz 5 verpflichtet, der Behörde auf deren Verlangen den Kaufpreis 
sowie angefallene Versandkosten zu erstatten. 

Für Futtermittel sind in der Verordnung (EG) Nr. 152/2009 besondere Regelungen getroffen worden. Daher sollen 
die Regelungen des Absatzes 2, des Absatzes 3 Satz 2 und des Absatzes 4 nicht für die Probenahme von Futter-
mitteln gelten. 
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Zu Nummer 33 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderung zur Aufhebung von § 41 sowie zur Einfügung des neuen § 43a. 

Zu Buchstabe b 

In verschiedenen Lebensmittelkrisen hat sich gezeigt, dass eine schnelle Rückverfolgung von Lieferketten für 
eine wirksame Gefahrenabwehr von entscheidender Bedeutung ist. Nach Artikel 18 der Verordnung (EG) 
Nr. 178/2002 haben Lebensmittel- und Futtermittelunternehmer Systeme und Verfahren einzurichten, um die je-
weils erforderlichen Rückverfolgbarkeitsinformationen den zuständigen Behörden auf Anforderung zur Verfü-
gung stellen zu können. Die Verwertbarkeit dieser Informationen kann entscheidend davon abhängen, ob sie der 
zuständigen Behörde in angemessener Frist und in angemessener Form mitgeteilt werden. Daher sollte der Le-
bensmittel- oder Futtermittelunternehmer dazu verpflichtet sein, die erforderlichen Informationen so vorzuhalten, 
dass sie der zuständigen Behörde im Bedarfsfall elektronisch und binnen 24 Stunden übermittelt werden können. 
Vorzugswürdig ist eine Übermittlung in einem maschinenlesbaren Format, wie beispielweise als xls-Datei, da 
diese von den zuständigen Behörden schnell und unkompliziert weiterverarbeitet werden können. Verzögerungen 
bei der Rückverfolgung beispielsweise unsicherer Erzeugnisse können dadurch vermieden werden. Andere For-
mate wie z. B. PDF, JPEG oder eine einfache E-Mail genügen jedoch auch den gesetzlichen Anforderungen. 

Die zuständigen Behörden können hiervon Ausnahmen zulassen. Hierzu ist zunächst zu bewerten, ob die Einhal-
tung der Anforderungen für den jeweiligen Unternehmer beispielsweise aufgrund der Betriebsgröße eine unzu-
mutbare Härte bedeutet. Soweit dies der Fall ist, ist zu beurteilen, ob es unter Berücksichtigung der Risikoeinstu-
fung des Betriebs im Sinne des Gesundheitsschutzes vertretbar ist, auf die Einhaltung der Anforderungen zu ver-
zichten. Hierbei hat die zuständige Behörde insbesondere zu prüfen, ob sie im Bedarfsfall die jeweiligen Infor-
mationen zur Rückverfolgung auch dann schnell genug auswerten könnte, wenn sie in einer anderen als der ge-
setzlich vorgegebenen Form übermittelt werden. Eine Ausnahme kann also zugelassen werden, wenn die von der 
Behörde gestellten Anforderungen nur mit einem unzumutbar hohen Aufwand für den jeweiligen Betrieb zu er-
füllen wären, ohne dass dies unter Berücksichtigung der Risikoeinstufung des Betriebes zwingend erforderlich 
wäre. 

Zu Nummer 34 

§ 44a LFGB dient u. a. dazu, Auffälligkeiten in Kongenerenmustern, die auf die Quelle der Verunreinigungen 
hindeuten, zeitnah erkennen zu können. Dabei ist es ausreichend, wenn lediglich solche Gehalte an gesundheitlich 
nicht erwünschten Stoffen mitgeteilt und übermittelt werden, die im Rahmen einer Untersuchung, bei der der 
Gehalt eines solchen Stoffs quantitativ bestimmt werden kann, quantitativ bestimmt worden sind und damit über 
der Bestimmungsgrenze liegen. Sicherzustellen ist in diesem Zusammenhang, dass, soweit nach § 44a Absatz 1 
oder Absatz 2 LFGB in Verbindung mit der Mitteilungs- und Übermittlungsverordnung die Kongenere von Dio-
xinen und Furanen sowie dioxinähnlichen und nicht dioxinähnlichen polychlorierten Biphenylen mitzuteilen oder 
zu übermitteln sind, nur solche Untersuchungsergebnisse von der Mitteilung und der Übermittlung freigestellt 
werden, bei denen kein einziges Kongener quantitativ bestimmt worden ist. Ist nur ein einziges Kongener quan-
titativ bestimmt worden, sind auch die Angaben zu den übrigen Kongeneren mitzuteilen. 

Es ist weiterhin erforderlich, dass Untersuchungsergebnisse, die aus einer Untersuchung stammen, die unter An-
wendung eines Screening-Verfahrens durchgeführt worden ist, das beispielsweise auf einem bioanalytischen Ver-
fahren beruht, mitgeteilt und übermittelt werden. Solche Untersuchungsergebnisse werden zwar mit einem Zah-
lenwert dargestellt, einen quantitativ bestimmten Gehalt eines einzelnen Stoffs oder Kongeners weisen diese aber 
nicht aus. 

Um Mehrfachmeldungen zu vermeiden, wird vorgesehen, dass die Verpflichtung der Lebensmittelunternehmer 
und Futtermittelunternehmer zur Mitteilung nur für solche Untersuchungsergebnisse besteht, die aus Untersu-
chungen stammen, die der Lebensmittelunternehmer oder Futtermittelunternehmer selbst durchgeführt hat oder 
die auf seine Veranlassung durchgeführt worden sind. 
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Zu Nummer 35 

Zu Buchstabe a 

Artikel 10 Absatz 2 Satz 1 der Verordnung (EU) 2017/625 sieht vor, dass die zuständigen Behörden Listen der 
von Ihnen amtlich zu kontrollierenden Unternehmer erstellen und diese auf dem neuesten Stand halten. Nach 
Artikel 15 der Verordnung (EU) 2017/625 stellen die Unternehmer den zuständigen Behörden für die Zwecke des 
Artikel 10 Absatz 2 zumindest ihren Namen und ihre Rechtsform und ihre spezifischen Tätigkeiten, einschließlich 
der im Wege der Fernkommunikation durchgeführten Tätigkeiten, und die Orte unter ihrer Verantwortung zur 
Verfügung. Aufgrund des § 46 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 LFGB kann das BMEL durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates das Inverkehrbringen bestimmter Erzeugnisse von einer Anzeige abhängig machen. 
Es hat sich gezeigt, dass diese Verordnungsermächtigung der Erweiterung und Klarstellung bedarf. 

Da viele für die amtliche Überwachung relevante Probleme bereits in einem Stadium vor dem Inverkehrbringen 
eines Erzeugnisses, etwa bei der Herstellung, auftreten können, sollte eine Anzeigepflicht für alle Stufen des 
Produktionsprozesses vorgesehen werden können. Nur so kann sichergestellt werden, dass bei Bedarf auch bereits 
im Vorfeld des Inverkehrbringens eine angemessene Überwachung stattfinden kann und nicht erst, wenn bereits 
am Markt befindliche Erzeugnisse auffällig geworden sind. 

Um eine effektive Überwachung durchführen zu können, ist es wesentlich, dass den zuständigen Behörden die 
betreffenden Unternehmen und Betriebe bekannt sind. Aufgrund anderer gesetzlicher Meldepflichten (z. B. der 
Gewerbeanmeldung) wird die überwachungsrelevante Tätigkeit eines Unternehmens oder Betriebs nicht immer 
erkennbar. 

Durch die Änderung von § 46 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 LFGB wird gewährleistet, dass das BMEL eine Anzei-
gepflicht für das Herstellen, das Behandeln oder das Inverkehrbringen von bestimmten Erzeugnissen vorsehen 
und das Nähere über Art, Inhalt und Verfahren hierfür regeln kann. 

Zu Buchstabe b 

In Satz 3 wird zunächst eine fehlerhafte Verweisung korrigiert. Zudem wird geregelt, dass das Bundesministerium 
im Rahmen einer Rechtsverordnung nach Satz 1 Nummer 6 bestimmen kann, dass auch die Unternehmen und 
Betriebe, die bestimmte Erzeugnisse herstellen, behandeln oder in den Verkehr bringen, anzuzeigen sind. Beste-
hen bleibt die Regelung, dass in einer Rechtsverordnung nach Satz 1 Nummer 6 bestimmt werden kann, dass die 
zuständige Behörde für die Durchführung des Anzeigeverfahrens das Bundesamt für Verbraucherschutz und Le-
bensmittelsicherheit ist. 

Zu Nummer 36 

Zu Buchstabe a und b 

Folgeänderung zur Aufhebung von § 41 LFGB. Die Verordnungsermächtigungen des Absatzes 1 sind nicht mehr 
erforderlich.  

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung zur Aufhebung von Absatz 1. 

Zu Buchstabe c 

Die bisherige Regelung des § 39 Absatz 8 wird in § 47 Absatz 2 verschoben (vgl. die Begründung zu Nummer 26 
Buchstabe e). In Satz 1 erfolgt außerdem eine redaktionelle Folgeänderung zur Einfügung des neuen § 38 Ab-
satz 2a. Weitere redaktionelle Änderungen erfolgen zur Verbesserung der Verständlichkeit. 

Zu Nummer 37 

Mit der Änderung wird der Wortlaut von § 49 Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5 an die Verordnung (EU) 2017/625 
sowie an den neu eingefügten § 38 Absatz 2a angepasst. Zudem redaktionelle Anpassung entsprechend der An-
passung in § 55 Absatz 1 LFGB. 

Zu Nummer 38 

Redaktionelle Folgeänderungen zu den Änderungen der §§ 38, 39 und 39a. 
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Zu Nummer 39 

Der in § 52 LFGB genannte Ausschuss Monitoring wird nach der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Durch-
führung des Monitorings von Lebensmitteln, kosmetischen Mitteln und Bedarfsgegenständen für die Jahre 2016 
bis 2020 beim BVL eingerichtet. Das BVL hat den Vorsitz des Ausschusses inne und führt dessen Geschäfte. Vor 
diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, dass die Benennung der Mitglieder des Ausschusses auf Vorschlag der 
Länder nicht mehr durch das Bundesministerium, sondern ebenfalls durch das BVL erfolgt. 

Zu Nummer 40 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Redaktionelle Folgeänderung aufgrund der unmittelbaren Geltung des Abschnitts 4 für Mittel zum Tätowieren 
(vgl. die Begründung zu Nummer 16). 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Aufgrund der Streichung der kosmetischen Mittel in § 26 soll nun das Gebot des Artikels 5 Absatz 1 in Verbin-
dung mit Artikel 3 Satz 1 Buchstabe a, b oder c der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 ebenfalls in § 54 aufgenom-
men werden. Für kosmetische Mittel, die den dort genannten Anforderungen nicht entsprechen, dürfen nach § 54 
LFGB keine Allgemeinverfügungen erlassen werden. 

Zu Buchstabe b 

Anpassung des Wortlautes an den in der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 verwandten und damit unmittelbar gel-
tenden Begriff des „Endverbrauchers“. 

Zu Nummer 41 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Anpassung der Überschrift an den in § 55 verwandten Wortlaut. 

Zu Buchstabe b 

Die Terminologie wird an die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 (Zollkodex der Union), das Zollverwaltungsgeset-
zes und die Verordnung (EU) 2017/625 angepasst. Danach sind Zollbehörden die für die Anwendung der zoll-
rechtlichen Vorschriften zuständigen Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten, was die Dienststellen umfasst. Da 
das Bundesministerium der Finanzen nicht operativ bei der Überwachung des Verbringens mitwirkt, ist es zu 
streichen. Der Vorbehalt mit Verweis auf die Absätze 2 und 3 dient der Klarstellung. Die Mitwirkung der Zollbe-
hörden für die mit Lebensmitteln verwechselbaren Produkte ist durch die seit 1. Januar 2010 geltende Verordnung 
(EG) Nr. 765/2008 überlagert, der Warenkreis ist daher hier auszuklammern. Da sich die Mitwirkung der Zollbe-
hörden ausschließlich auf den Warenverkehr mit Drittländern erstreckt, ist eine entsprechende Klarstellung erfor-
derlich und Verbringenstatbestände innerhalb des Binnenmarktes auszuklammern. 

Zu Buchstabe c 

Der neue Absatz 2 grenzt die Behandlung der Sendungen von Lebensmitteln, Futtermitteln oder Bedarfsgegen-
ständen im Sinne von § 2 Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 dieses Gesetzes, die keinen besonderen Grenzkontrollen 
unterliegen, und die hierbei erforderliche Mitwirkung der Zollbehörden zu den Fällen des Absatzes 1 ab. Demnach 
ist ausschließlich die Überführung von Waren in zollrechtlich den freien Verkehr betroffen, im Übrigen erfolgt 
die Zusammenarbeit mit den Behörden nach § 38 LFGB. 

Der bisherige Absatz 2 entfällt. Die bislang von den Zollstellen ausgestellte Bescheinigung nach Absatz 2 (alt) ist 
mit Inkrafttreten der Verordnung (EU) 2017/625 nicht weiter erforderlich. Mit dem Geltungsbeginn der Verord-
nung (EU) 2017/625 am 14.12.2019 wurde die Verordnung (EG) Nr. 882/2004 aufgehoben (Art. 146 VO (EU) 
2017/625). Durch die Aufhebung ist der Anhang A der Richtlinie 98/68/EG ab diesem Zeitpunkt nicht mehr 
anzuwenden (bislang über Art. 61 Abs. 2 i. V. m. Anhang VIII Nr. 2 der VO (EG) Nr. 882/2004). § 55 Absatz 2 
(a. F.) ist dementsprechend entbehrlich und wird daher aufgehoben. 
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Zu Buchstabe d 

Die Mitwirkung der Zollbehörden bei kosmetischen Mitteln, Bedarfsgegenständen im Sinne von § 2 Absatz 6 
Satz 1 Nummer 2 bis 9 und von mit Lebensmitteln verwechselbaren Produkten ist aktuell auf Einfuhren, die zum 
zollrechtlich freien Verkehr angemeldet werden, beschränkt. Diese nationale Mitwirkungsnorm ist durch die seit 
1. Januar 2010 geltende Verordnung (EG) Nr. 765/2008 überlagert. Daher ist es erforderlich, auch in den natio-
nalen Vorschriften eine Klarstellung insbesondere auch zur Abgrenzung zu dem in Absatz 1 genannten Waren-
kreis aufzunehmen. Entsprechend wird der Verweis auf die mit Lebensmitteln verwechselbaren Produkten in 
Absatz 1 gestrichen. Satz 2 dient der Festlegung örtlicher Zuständigkeiten. 

Zu Buchstabe e 

Folgeänderung zur Einfügung des neuen Absatzes 3. 

Zu Nummer 42 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Zu Dreifachbuchstabe aaa 

Anpassung der Begrifflichkeiten an die Delegierte Verordnung (EU) 2019/2124. Unter der Begriffsbestimmung 
„Lagerhaus“ gemäß Artikel 2 Nummer 3 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2124 werden nun auf dem Ge-
biet der Europäischen Union liegende Zolllager, Lagerhäuser in einer Freizone und Verwahrungslager gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur Festlegung 
des Zollkodex der Union sowie Lagerhäuser für die Belieferung von NATO- oder US-Militärstützpunkt zusam-
mengefasst.  

Zu Dreifachbuchstabe bbb 

Anpassung der Begrifflichkeiten an die Verordnung (EU) 2017/625; Berücksichtigung der Begriffsbestimmung 
„Nämlichkeitskontrolle“ gemäß Artikel 3 Nummer 42 der Verordnung (EU) 2017/625.  

Zu Doppelbuchstabe bb 

Anpassung der Begrifflichkeiten an die Verordnung (EU) 2017/625; Berücksichtigung der Begriffsbestimmung 
„Nämlichkeitskontrolle“ gemäß Artikel 3 Nummer 42 der Verordnung (EU) 2017/625. Zudem können nach Ar-
tikel 53 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2017/625 die Nämlichkeitskontrollen und Warenuntersu-
chungen von den zuständigen Behörden auch an anderen Kontrollstellen als den Grenzkontrollstellen durchge-
führt werden. Die Bezeichnungen „Grenzein- oder -übergangsstelle oder andere amtliche Kontrollstelle“ gibt es 
im neuen Unionskontrollrecht nicht mehr. Daher soll der Begriff „Grenzeingangsstelle“ durch die Wörter „andere 
Kontrollstelle“ ersetzt werden.  

Zu Buchstabe b 

Anpassung der Begrifflichkeiten an die Verordnung (EU) 2017/625; die Bezeichnungen „Greinzein- oder -über-
gangsstelle oder andere amtliche Kontrollstelle“ gibt es im neuen Unionskontrollrecht nicht mehr. Zudem erfolgt 
eine Anpassung der Terminologie an die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 (Zollkodex der Union), das Zollverwal-
tungsgesetz und die Verordnung (EU) 2017/625. Danach sind Zollbehörden die für die Anwendung der zollrecht-
lichen Vorschriften zuständigen Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten, was die Dienststellen umfasst. 

Zu Buchstabe c 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Terminologie wird an die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 (Zollkodex der Union), das Zollverwaltungsgesetz 
und die Verordnung (EU) 2017/625 angepasst. Danach sind Zollbehörden die für die Anwendung der zollrechtli-
chen Vorschriften zuständigen Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten, was die Dienststellen umfasst. Zudem er-
folgt eine Anpassung der Begrifflichkeiten an die Delegierte Verordnung (EU) 2019/2124 unter Berücksichtigung 
der neuen Begriffsbestimmung für „Lagerhaus“ gemäß Artikel 2 Nummer 3 der Delegierten Verordnung (EU) 
2019/2124. 
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Zu Doppelbuchstabe bb 

Die Terminologie wird an die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 (Zollkodex der Union), das Zollverwaltungsgeset-
zes und die Verordnung (EU) 2017/625 angepasst. Danach sind Zoll-behörden die für die Anwendung der zoll-
rechtlichen Vorschriften zuständigen Zollverwal-tungen der Mitgliedstaaten, was die Dienststellen umfasst. Zu-
dem Anpassung der Begrifflichkeiten an die Delegierte Verordnung (EU) 2019/2124; Berücksichtigung der neuen 
Be-griffsbestimmung für „Lagerhaus“ gemäß Artikel 2 Nummer 3 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2124. 

Zu Nummer 43 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderung zur expliziten Aufnahme der „Mittel zum Tätowieren“ in den Geltungsbereich. 

Zu Buchstabe b 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Zu Dreifachbuchstabe aaa 

Folgeänderung zur Einführung der neuen Nummer 3. 

Zu Dreifachbuchstabe bbb 

In Anhang I der Richtlinie 2002/32/EG werden Höchstgehalte an unerwünschten Stoffen festgesetzt. Durch die 
Verordnung (EU) Nr. 574/2011 wurde der Anhang I der Richtlinie 2002/32/EG neu gefasst und seitdem mehrfach 
durch EU-Verordnungen geändert. Vor diesem Hintergrund wird das Verbot in Satz 1 nun auch unmittelbar auf 
die in Anhang I der Richtlinie 2002/32/EG festgesetzten Höchstgehalte an einem unerwünschten Stoff ausgewei-
tet. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Die Änderung von Satz 2 dient der Klarstellung. Futtermittel, die wegen ihres Gehalts an unerwünschten Stoffen 
nach § 17 LFGB nicht hergestellt, behandelt, in den Verkehr gebracht oder verfüttert werden dürfen, einer durch 
Rechtsverordnung nach § 23 Nummer 1 LFGB festgesetzten Anforderung nicht entsprechen oder den in Anhang 
I der Richtlinie 2002/32/EG festgesetzten Höchstgehalt an einem unerwünschten Stoff überschreiten, sollten nicht 
nur wieder ausgeführt, sondern auch ausgeführt werden dürfen, nachdem sie eingeführt und bereits zollrechtlich 
abgefertigt wurden und somit Unionsware sind. Die derzeitige Regelung, die lediglich die Wiederausfuhr solcher 
Futtermittel erlaubt, bedarf vor dem Hintergrund des Artikels 13 Absatz 2 der Richtlinie 2002/32/EG, deren Um-
setzung Satz 2 dient, der Anpassung. 

Zu Buchstabe c 

Anpassung des Wortlauts an die Delegierte Verordnung (EU) 2019/2124; Berücksichtigung der Begrifflichkeit 
„Schiff, das die Union verlässt“ gemäß Artikel 19 Buchstabe e Position iv, den Artikeln 21, 24, 29 und 31 der 
Delegierten Verordnung (EU) 2019/2124. 

Zu Buchstabe d 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Anpassung des Wortlauts an die Delegierte Verordnung (EU) 2019/2124; Berücksichtigung der Begrifflichkeit 
„Schiff, das die Union verlässt“ gemäß Artikel 19 Buchstabe e Position iv, den Artikeln 21, 24, 29 und 31 der 
Delegierten Verordnung (EU) 2019/2124. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Zu Dreifachbuchstabe aaa 

Nach der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2124 gibt es, im Gegensatz zur bisherigen Regelung gemäß Arti-
kel 13 der Richtlinie 97/78/EG, keine speziellen Vorschriften mehr für Betriebe, die Schiffe, die das Gebiet der 
Europäischen Union verlassen, ausrüsten. Somit unterliegen diese Betriebe den allgenmeinen Vorschriften und 
Bedingungen für die Lagerung von Durchfuhrsendungen in Lagerhäusern gemäß Kapitel IV Abschnitt 2 der De-
legierten Verordnung (EU) 2019/2124. Die Registrierungspflicht für diese Betriebe entfällt damit. 
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Zu Dreifachbuchstabe bbb 

Redaktionelle Folgeänderung zur Aufhebung von § 57 Absatz 7 Nummer 3 Buchstabe a. 

Zu Dreifachbuchstabe ccc 

Zu den Vierfachbuchstaben aaaa und bbbb 

Anpassung des Wortlauts an die Delegierte Verordnung (EU) 2019/2124; Berücksichtigung der Begrifflichkeit 
„Schiff, das die Union verlässt“ gemäß Artikel 19 Buchstabe e Position iv, den Artikeln 21, 24, 29 und 31 der 
Delegierten Verordnung (EU) 2019/2124. Zudem erfolgt eine Anpassung an die neue Begriffsbestimmung für 
„Lagerhaus“ gemäß Artikel 2 Nummer 3 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2124. 

Zu Vierfachbuchstabe cccc 

Die Terminologie wird an die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 (Zollkodex der Union), das Zollverwaltungsgesetz 
und die Verordnung (EU) 2017/625 angepasst. Danach sind Zollbehörden die für die Anwendung der zollrechtli-
chen Vorschriften zuständigen Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten, was die Dienststellen umfasst. 

Zu Dreifachbuchstabe ddd 

Anpassung des Wortlauts an die Delegierte Verordnung (EU) 2019/2124; Berücksichtigung der Begrifflichkeit 
„Schiff, das die Union verlässt“ gemäß Artikel 19 Buchstabe e Position iv, Artikel 21, Artikel 24, Artikel 29 und 
Artikel 31 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2124. 

Zu Nummer 44 

Folgeänderung zur expliziten Aufnahme der Mittel zum Tätowieren in den Geltungsbereich des Gesetzes. 

Zu Nummer 45 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Strafvorschrift des § 58 Absatz 1 Nummer 11 LFGB wird an den geänderten § 26 angepasst (vgl. die Begrün-
dung zu Nummer 17). 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Die Strafvorschrift des § 58 Absatz 1 Nummer 12 LFGB wird an den geänderten § 28 angepasst (vgl. die Begrün-
dung zu Artikel 1 Nummer 19). 

Zu Doppelbuchstabe cc 

Anpassung der Strafvorschrift des § 58 Absatz 1 Nummer 17 an die Einfügung des neuen § 39a (vgl. die Begrün-
dung zu Artikel 1 Nummer 27). Wer einer unmittelbar vollziehbaren Anordnung nach § 39a zuwider handelt, soll 
sich strafbar machen. 

Zu Buchstabe b 

Die Änderungen in Doppelbuchstabe aa und bb dienen der Aktualisierung des Vollzitates der Verordnungen (EG) 
Nr. 178/2002 (Doppelbuchstabe aa) sowie der Verordnung (EG) Nr. 767/2009. 

Zu Buchstabe c 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Mit der Änderung wird das Vollzitat zur Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 aktualisiert. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Das Inverkehrbringen von Lebensmitteln entgegen Artikel 1 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 124/2009 ist bereits über § 7 Nummer 1 der Lebensmittelrechtlichen Straf- und Bußgeldverordnung mit Strafe 
bedroht. Daher sollte § 58 Absatz 2a Nummer 2 LFGB a. F. aufgehoben werden. Mit der neu gefassten Nummer 2 
werden Verstöße gegen die wesentlichen Gesundheitsschutzbestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009, 
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die bislang in der Kosmetik-Verordnung bewehrt sind, unmittelbar im LFGB bewehrt werden (vgl. die Begrün-
dung zu Artikel 9). 

Zu Doppelbuchstabe cc 

Es wird das Vollzitat zur Verordnung (EU) Nr. 10/2011 aktualisiert. 

Zu Doppelbuchstabe dd 

Anpassung der Strafvorschrift des § 58 Absatz 2a an die neue EU-Kontroll-Verordnung (EU) 2017/625). Wer 
gegen eine unmittelbar vollziehbare Anordnung nach Artikel 138 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/625 ver-
stößt, macht sich strafbar. 

Zu Buchstabe d 

Die Änderung dient dazu, auch Verstöße gegen in Absatz 2a genannte, unmittelbar geltende Vorschriften der 
Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union bewehren zu können, wenn diese inhaltlich einer Re-
gelung entsprechen, zu der die in Absatz 1 Nummer 18 genannten Vorschriften ermächtigen. 

Zu Buchstabe e 

Die Ergänzung dient dazu, in besonders schweren Fällen auch Handlungen nach Absatz 2a nach Absatz 5 beson-
ders bestrafen zu können. 

Zu Nummer 46 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Folgeänderung zur Aufhebung von § 6 LFGB (vgl. die Begründung zu Artikel 1 Nummer 6). 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Die neue Nummer 3 ermöglicht die Strafbarkeit von Verstößen gegen das in § 7 Absatz 3 i. V. m. den dort jeweils 
genannten Rechtsverordnungen normierte Verkehrsverbot für Lebensmittel, die mit bestimmten Lebensmittelzu-
satzstoffen oder bestimmten anderen Stoffen hergestellt oder behandelt wurden (vgl. die Begründung zu Artikel 1 
Nummer 7). 

Zu Doppelbuchstabe cc 

Die Strafvorschrift des § 59 Absatz 1 Nummer 4 LFGB wird an den neu gefassten § 8 angepasst (vgl. die Begrün-
dung zu Nummer 8). 

Zu Doppelbuchstabe dd 

Die Strafvorschrift des § 59 Absatz 1 Nummer 5 LFGB wird an den neu gefassten § 8 Absatz 1 LFGB angepasst 
(vgl. die Begründung zu Artikel 1 Nummer 8). 

Zu Doppelbuchstabe ee 

Die Strafvorschrift des § 59 Absatz 1 Nummer 8 LFGB wird an den neu gefassten § 11 Absatz 2 LFGB angepasst 
(vgl. die Begründung zu Artikel 1 Nummer 11). 

Zu Doppelbuchstabe ff 

Die Strafvorschrift des § 59 Absatz 1 Nummer 9 LFGB wird an den neu gefassten § 12 LFGB angepasst (vgl. die 
Begründung zu Artikel 1 Nummer 12). 

Zu Doppelbuchstabe gg 

Die Strafvorschrift des § 59 Absatz 1 Nummer 13 LFGB wird an den geänderten § 27 LFGB angepasst (vgl. die 
Begründung zu Artikel 1 Nummer 18). 

Zu Doppelbuchstabe hh 

Die Strafvorschrift des § 59 Absatz 1 Nummer 14 LFGB wird an den geänderten § 28 LFGB angepasst (vgl. die 
Begründung zu Artikel 1 Nummer 19). 
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Zu Doppelbuchstabe ii 

Zu Dreifachbuchstabe aaa 

Die Strafvorschrift des § 59 Absatz 1 Nummer 19 LFGB wird an den geänderten § 26 LFGB angepasst (vgl. die 
Begründung zu Artikel 1 Nummer 17). 

Zu Dreifachbuchstabe bbb 

Folgeänderung zur Anfügung des neuen Buchstaben e. 

Zu Dreifachbuchstabe ccc 

Folgeänderung zur Anfügung des neuen Buchstaben e. 

Zu Dreifachbuchstabe ddd 

Das Anfügen des neuen Buchstaben e ist eine Folgeänderung zum geänderten § 26. Das Verbringen eines nicht 
sicheren kosmetischen Mittels in das Inland entgegen § 53 LFGB soll weiterhin strafbewehrt bleiben. Daher er-
folgt die Benennung der unmittelbar geltenden Vorschrift des Artikels 5 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 3 
Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009. 

Zu Doppelbuchstabe jj 

Anpassung der Strafvorschriften infolge der Aufhebung von § 41 LFGB.  

Zu Doppelbuchstabe kk 

Die Strafvorschrift des § 59 Absatz 1 Nummer 21 Buchstabe a LFGB wird an den neu gefassten § 7 LFGB ange-
passt (vgl. die Begründung zu Nummer 7). Da Verstöße gegen das Verkehrsverbot nach § 7 Absatz 3 in Verbin-
dung mit einer Rechtsverordnung nach § 7 Absatz 1 Nummer 1 und 2 oder Absatz 2 Nummer 1 und 2 bereits über 
§ 59 Absatz 1 Nr. 3a strafbewehrt ist (vgl. Begründung zu Nummer 42 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb), kann 
der Verweis auf § 7 Absatz 2 in § 59 Absatz 1 Nummer 21 Buchstabe a gestrichen werden. 

Zu Buchstabe b 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Anpassung des Vollzitates an die letzte Änderung der Verordnung (EG) Nr. 396/2005. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Die Verordnung (EG) Nr. 733/2008 ist zum 31.03.2020 außer Kraft getreten. Daher ist die Strafvorschrift aufzu-
heben. § 59 Absatz 2 Nummer 13 enthält eine Strafbewehrung der entsprechenden Nachfolgeregelung (vgl. die 
Begründung zu Doppelbuchstabe hh). 

Zu Doppelbuchstabe cc 

Anpassung des Vollzitates an die letzte Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008. 

Zu Doppelbuchstabe dd 

Artikel 12 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 767/2009 gebietet es, dass Futtermittelunternehmer die für den 
Einzelhandel oder Vertriebstätigkeiten verantwortlich sind, die die Kennzeichnung nicht betreffen, mit der gebo-
tenen Sorgfalt dazu beitragen, dass die Kennzeichnungsvorschriften eingehalten werden. Insbesondere haben sie 
es zu unterlassen, Futtermittel zu liefern, von dem sie aufgrund ihrer Kenntnis und als sachkundiger Anbieter 
wissen oder angenommen haben müssten, dass sie den Vorschriften, insbesondere Artikel 11 der Verordnung 
(EG) Nr. 767/2009 nicht entsprechen. Nach § 59 Absatz 2 Nummer 7 neu wird künftig bestraft, wer dieser Vor-
schrift zuwiderhandelt. 

Mit der neuen Regelung in § 59 Absatz 2 Nummer 8 wird ein Verstoß gegen Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1223/2009, der bislang in der Kosmetik-Verordnung bewehrt war, nunmehr unmittelbar im LFGB be-
wehrt. 
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Zu Doppelbuchstabe ee 

Redaktionelle Folgeänderung zur Einfügung der neuen Nummern 7 und 8 in § 59 Absatz 2. 

Zu Doppelbuchstabe ff 

Nach Artikel 8 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 dürfen Lebensmittelunternehmer, deren Tätigkeiten 
die Informationen über Lebensmittel nicht beeinflussen, keine Lebensmittel abgeben, von denen sie aufgrund der 
ihnen im Rahmen ihrer Berufstätigkeit vorliegenden Informationen wissen oder annehmen müssen, dass sie dem 
anwendbaren Lebensmittelinformationsrecht und den Anforderungen der einschlägigen einzelstaatlichen Rechts-
vorschriften nicht entsprechen. 

Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 verbietet es Lebensmittelunternehmern, die Informatio-
nen zu einem Lebensmittel zu ändern, wenn diese Änderung den Endverbraucher irreführen oder in anderer Weise 
den Verbraucherschutz und die Möglichkeit des Endverbrauchers, eine fundierte Wahl zu treffen, verringern 
würde. 

Mit der Neuregelung in § 59 Absatz 2 Nummer 10 werden Verstöße gegen Artikel 8 Absatz 3 und 4 der Verord-
nung (EU) Nr. 1169/2011 unter Strafe gestellt. 

Zu Doppelbuchstabe gg 

Redaktionelle Folgeänderung zur Einfügung der neuen Nummern 7, 8 und 10 in § 59 Absatz 2. 

Zu Doppelbuchstabe hh 

Der neue § 59 Absatz 2 Nummer 12 enthält eine Folgeänderung zur Aufhebung von § 41 und § 59 Absatz 1 Num-
mer 20 (vgl. Begründung zu Artikel 1 Nummer 29). Wer einer unmittelbar vollziehbaren Anordnung nach Arti-
kel 4 Absatz 4 Buchstabe b Erster oder Zweiter Spiegelstrich, bzw. nach Artikel 6 Absatz 2 Dritter oder Vierter 
Spiegelstrich, jeweils auch in Verbindung mit Absatz 3, der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2090 zuwider-
handelt, soll sich strafbar machen. 

Der neue § 59 Absatz 2 Nummer 13 enthält eine Folgeänderung zur Aufhebung von § 59 Absatz 2 Nummer 3a 
und der bislang darin strafbewehrten Verordnung (EG) Nr. 733/2008. Wer entgegen Artikel 3 Absatz 1 in Ver-
bindung mit Absatz 2 der neuen Durchführungsverordnung (EU) 2020/1158 über die Einfuhrbedingungen für 
Lebens- und Futtermittel mit Ursprung in Drittländern nach dem Unfall im Kernkraftwerk Tschernobyl ein dort 
genanntes Erzeugnis in die Union einführt, soll sich strafbar machen. 

Zu Nummer 47 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderungen zur Änderung von § 59 Absatz 1 Nummer 8 und 9 LFGB sowie zur Einführung der neuen Num-
mern 7 und 8 sowie 10, 12 und 13 in § 59 Absatz 2. 

Zu Buchstabe b 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Folgeänderung zur Ergänzung von Vorgaben für Frist und Form in § 44 Absatz 3 LFGB. Ordnungswidrig soll 
auch derjenige handeln, der die Rückverfolgbarkeitsinformationen nicht binnen 24 Stunden und/oder elektronisch 
übermittelt. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Folgeänderung zur Aufhebung von § 75 Absatz 4 (alt) LFGB (vgl. die Begründung zu Artikel 1 Nummer 5  
Buchstabe a). 

Zu Doppelbuchstabe cc 

Mit der Änderung in Nummer 25 werden Verstöße gegen § 57 Absatz 2 Nummer 3 LFGB als Ordnungswidrigkeit 
sanktioniert (vgl. die Begründung zu Artikel 1 Nummer 43 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa Dreifachbuch-
stabe bbb). 
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Zu Doppelbuchstabe dd 

Folgeänderung zur Einfügung des neuen § 35 Absatz 1 Nummer 1a LFGB (vgl. die Begründung zu Artikel 1 
Nummer 22) sowie zur Aufhebung des § 47 Absatz 1 und 2 a. F. (vgl. Begründung zu Artikel 1 Nummer 29, 
Artikel 1 Nummer 36). 

Zu Nummer 48 

Mit der Neufassung von Absatz 1 wird eine Abweichung der Textstruktur korrigiert. Die Struktur der Neufassung 
in der Bekanntmachung vom 3.6.2013, BGBl. I 2013, S. 1426 weicht insoweit von der konstitutiven Fassung ab, 
als die Wörter „geahndet werden können“ sich auch auf die Nummer 1 beziehen. Dies wird mit der Neufassung 
korrigiert.  

Zu Nummer 49 

Folgeänderung zu den in § 2 LFGB vorgenommenen Änderungen (vgl. Begründung zu Artikel 1 Nummer 3). 

Zu Nummer 50 

Mit der Neufassung der Nummer 3 wird eine Unrichtigkeit der Neufassung in der Bekanntmachung vom 3.6.2013 
korrigiert. Aufgrund von Artikel 5 Nummer 7 Buchstabe b des Gesetzes zur Anpassung von Bundesrecht im Zu-
ständigkeitsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz im Hinblick 
auf den Vertrag von Lissabon vom 9.12.2010 (BGBl. I 2010, Seite 1934) wurden die Wörter „oder der Europäi-
schen Union“ jeweils hinter den Wörtern „der Europäischen Gemeinschaft“ an insgesamt zwei Stellen eingefügt. 
In der Neufassung in der Bekanntmachung vom 3.6.2013 (BGBl. I 2013, Seite 1436) wurde diese Einfügung 
jedoch nur an einer Stelle übernommen. Dies wird mit der Neufassung korrigiert. 

Zu Nummer 51 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderung zu den in § 2 LFGB vorgenommenen Änderungen und der expliziten Aufnahme der Mittel zum 
Tätowieren in den Geltungsbereich (vgl. Begründung zu Artikel 1 Nummer 3 und Artikel 1 Nummer 17). 

Zu Buchstabe b 

Korrektur der fehlerhaften Verweisung auf § 12, der in der in § 64 gemeinten Fassung (Verbot der krankheitsbe-
zogenen Werbung) bereits am 13.12.2014 außer Kraft getreten ist. 

Zu Nummer 52 

Zu Buchstabe a 

Korrektur der fehlerhaften Verweisung auf § 12, der in der in § 64 gemeinten Fassung (Verbot der krankheitsbe-
zogenen Werbung) bereits am 13.12.2014 außer Kraft getreten ist. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung zur expliziten Aufnahme der Mittel zum Tätowieren in den Geltungsbereich. 

Zu Buchstabe c 

Folgeänderung zur Aufhebung des § 6 LFGB (vgl. die Begründung zu Artikel 1 Nummer 6) 

Zu Nummer 53 

Zu Buchstabe a 

Nach § 75 Absatz 4 Satz 2 LFGB in Verbindung mit § 4 der Mitteilungs- und Übermittlungsverordnung ist § 75 
Absatz 4 Satz 1 LFGB seit dem 1. Mai 2012 nicht mehr anwendbar. § 75 Absatz 4 a. F. kann daher aufgehoben 
werden. 

Mit den neuen Absatz 4 wird sichergestellt, dass für die Verfolgung von Straftaten, die vor den dort genannten 
Stichtagen begangen worden sind, die bisher geltenden Vorschriften des LFGB weiter anzuwenden sind. 
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Zu Buchstabe b und c 

Die bisherige Übergangsregelung des § 75 Absatz 5 ist aufgrund Zeitablaufs obsolet geworden und kann daher 
aufgehoben werden. 

Mit den neuen Absätzen 5 und 5a wird sichergestellt, dass Rechtsverordnungen, die auf Grundlage von Ermäch-
tigungen erlassen worden sind, die durch dieses Änderungsgesetz aufgehoben oder geändert werden, weiterhin 
aufgehoben werden können. 

Zu Artikel 2 (Weitere Änderung des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches) 

Die Bezugsnorm für die Mitwirkung der Zollbehörden in der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 wird mit Geltungs-
beginn der Verordnung (EU) 2019/1020 zum 16. Juli 2021 aufgehoben (Artikel 39 Absatz 1 Nummer 4 der Ver-
ordnung (EU) 2019/1020). Die ab diesem Zeitpunkt einschlägigen Regelungen für die Mitwirkung der Zollbe-
hörden sind gleichfalls in der Verordnung (EU) 2019/1020 enthalten. Daher soll § 55 Absatz 3 an die ab dem 16. 
Juli 2021 geltende Rechtslage angepasst werden. Artikel 2 soll zum 16. Juli 2021 in Kraft treten (vgl. 
Artikel 12 Absatz 2). 

Zu Artikel 3 (Änderung des Gesetzes über den Übergang auf das neue Lebensmittel- und 
Futtermittelrecht) 

Die Vorschrift dient der aus Gründen des vorbeugenden Gesundheitsschutzes notwendigen Vermeidung von Re-
gelungslücken sowie der Vermeidung von Strafbarkeitslücken und Lücken in der Bußgeldbewehrung. Das bislang 
geltende Verbot für die den Zusatzstoffen gleichgestellten Stoffe soll in bestimmten Fällen übergangsweise so-
lange weiter Anwendung finden, bis es unmittelbar geltende Vorschriften des EU-Rechts gibt, die inhaltlich Re-
gelungen entsprechen, zu deren Erlass § 7 Absatz 2 LFGB den Verordnungsgeber ermächtigt, oder bis auf Grund 
der neuen Ermächtigung in § 7 Absatz 2 LFGB neue Regelungen getroffen wurden. 

Zu Artikel 4 (Änderung des EG-Gentechnik-Durchführungsgesetzes) 

Folgeänderung zu den Änderungen der §§ 38 und 39 LFGB (vgl. Artikel 1 Nummer 23 und Artikel 1 
Nummer 26). 

Zu Artikel 5 (Änderung des Weingesetzes) 

Zu Nummer 1 

Der Verweis in §13 Absatz 4 Weingesetz auf den §7 Abs. 2 Nr. 1 Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch kann 
aufgrund der weinrechtlichen Spezialregelungen der Verordnung (EU) 2019/934 der Kommission vom 12. März 
2019 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich 
der Anbauflächen, auf denen der Alkoholgehalt der Weine erhöht werden darf, der zugelassenen önologischen 
Verfahren und der Einschränkungen für die Erzeugung und Haltbarmachung von Weinbauerzeugnissen, des Min-
destalkoholgehalts von Nebenerzeugnissen und deren Beseitigung sowie der Veröffentlichung von OIV-Dossiers 
in Bezug entfallen. 

Darüber hinaus werden obsolete Verweisungen in das außer Kraft gesetzte Lebensmittel- und Bedarfsgegenstän-
degesetz aufgehoben. 

Zu Nummer 2 

In dem neuen Absatz 1a wird ein dem Verbot des neuen § 12 LFGB (§ 11 Absatz 2 a. F. LFGB) entsprechendes 
Verbot auch im Weingesetz verankert. 

Zu Nummer 3 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderung zum neuen § 27 Absatz 1a. Da das Vollzutat zur Verordnung (EG) Nr. 178/2002 nun in § 27 Ab-
satz 1a enthalten ist, kann es in § 31 Absatz 2a entfallen. 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung zu den Anpassungen der Überwachungsvorschriften des LFGB in Artikel 1. 
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Zu Nummer 4 

Die Strafbewehrung des Artikel 14 Absatz 1 i. V. m. Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 
aus dem Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch wird zur wirksamen Durchsetzung von EU-/EG-Recht für Er-
zeugnisse im Sinne des Weingesetzes übernommen. 

Zu Nummer 5 

Anpassung der Strafvorschriften an den neuen § 27 Absatz 1a. 

Zudem wird die Strafbewehrung des Artikel 14 Absatz 1 i. V. m. Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EG) 
Nr. 178/2002 (§ 59 Absatz 2 Nummer 1a Buchstabe a LFGB) sowie der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 (§ 59 
Absatz 2 Nummer 10 – neu – und der Verordnung (Euratom) 2016/52 (§ 59 Absatz 2 Nummer 11) aus dem Le-
bensmittel- und Futtermittelgesetzbuch wird zur wirksamen Durchsetzung von EU-Recht für Erzeugnisse im 
Sinne des Weingesetzes übernommen. 

Zu Artikel 6 (Änderung des Infektionsschutzgesetzes) 

Die Änderung dient der Anpassung des Infektionsschutzgesetzes an die Aufgabenverteilung der Fachbehörden 
im Geschäftsbereich des BMEL in Bezug auf Aufgaben, die die Risikobewertung betreffen, und Aufgaben, die 
das Risikomanagement betreffen. Während das Friedrich-Loeffler-Institut im Bereich des Veterinärwesens so-
wohl Aufgaben der Risikobewertung als auch des Risikomanagements wahrnimmt, sind diese Aufgaben im Be-
reich der Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit, auch auf dem Gebiet der Zoonosen und mikrobiell bedingten 
Lebensmittelvergiftungen, aufgeteilt. Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit ist für 
das Risikomanagement zuständig. Die Aufgabe der Risikobewertung liegt beim Bundesinstitut für Risikobewer-
tung. 

Zu Artikel 7 (Änderung des Milch- und Fettgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Nummer 1 dient der Klarstellung, dass die Verordnungsermächtigung entsprechend der bisherigen Gesetzesaus-
legung und Praxis auch das Verwaltungsverfahren umfasst. 

Zu Nummer 2 

Die Tätigkeiten des Max Rubner-Instituts als Forschungsinstitut im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Ernährung und Landwirtschaft stehen im Milchbereich in einem engen Zusammenhang zu dem Milchrecht, das 
im Milch- und Fettgesetz sowie im Milch- und Margarinegesetz und in den auf diese beiden Gesetze gestützten 
Rechtsverordnungen enthalten ist. Darunter fällt insbesondere der Bereich der Untersuchung von Rohmilch auf 
ihre Qualitätsparameter, zu denen neben anderem die Belastung mit Hemmstoffen zählt. Die unter Gesundheits-
schutzgründen sensible Rohmilch ist Gegenstand des Rohmilchgüterechts, das zugleich nach § 14 Tier-LMHV 
die nationale Kontrollregelung im Sinne des tierischen Lebensmittelhygienerechts darstellt. Bislang waren die 
betreffenden Tätigkeiten dem Max Rubner-Institut in seiner Eigenschaft als nationales Referenzlaboratorium für 
Milch und Milcherzeugnisse (NRL Milch) zugeordnet. Die Benennung als NRL Milch in § 3 der Verordnung zur 
Zuweisung der Funktion eines nationalen Referenzlaboratoriums (RZV) war auf § 65 Satz 1 Nummer 1 LFGB in 
Verbindung mit Artikel 33 Absatz 1 sowie Anhang VII Nr. 1 der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 gestützt. Die 
Europäische Union hat jedoch die Referenzlaborsregelung für den Milchbereich aufgehoben, so dass auch die 
Zuweisung in § 3 RZV Ende 2019 aufgehoben wurde. Da die damit verbundenen Aufgaben jedoch nach wie vor 
im öffentlichen Interesse liegend vom Max Rubner-Institut fortgeführt werden sollen, wird mit Artikel 6 Num-
mer 2 und Artikel 7 für den Milchbereich eine eigenständige Grundlage für die Beauftragung mit solchen Tätig-
keiten geschaffen. Darunter fallen auch die seit langem auf der Grundlage des § 3 RZV vom Max Rubner-Institut 
durchgeführten Ringuntersuchungen im Rohmilchbereich, an denen bundesweit die Untersuchungsstellen für 
Rohmilch teilnehmen. Die von den Ländern zugelassenen Untersuchungsstellen untersuchen jährlich Tausende 
von Rohmilchproben im Auftrag der Abnehmer der Rohmilch auf ihren qualitativen und hygienisch unbedenkli-
chen Zustand. Die Ergebnisse der Ringuntersuchungen bilden nicht nur eine wichtige Grundlage für die stetige 
Fortentwicklung des Rohmilchgüterechts, sondern dienen auch der Vernetzung der Untersuchungsstellen und der 
schnellen Identifizierung von neuen Gefahren für die Qualität der Rohmilch. In der in Vorbereitung befindlichen 
Rohmilchgüteverordnung, die das gesamte bisherige deutsche Rohmilchgüterecht novelliert, ist vorgesehen, dass 
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die Teilnahme an den Ringuntersuchungen zwingend ist, um als Untersuchungsstelle staatlich zugelassen werden 
zu können. 

Zu Artikel 8 (Änderung des Milch- und Margarinegesetzes) 

Vergleiche die Begründung zu Artikel 7 Nummer 2. 

Zu Artikel 9 (Änderung der Kosmetik-Verordnung) 

Aufgrund der Anpassung der §§ 26, 27 an die unmittelbar geltenden Vorschriften der Verordnung (EG) 
Nr. 1223/2009 über kosmetische Mittel kann die Sanktionierung von Verstößen gegen Artikel 5 Absatz 1 in Ver-
bindung mit Artikel 3 Satz 1 Buchstabe a, b oder c der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 über kosmetische Mittel 
nicht mehr über § 58 Absatz 3 Nummer 1 LFGB in der Kosmetik-Verordnung erfolgen. Die entsprechende Straf-
bewehrung wird daher unmittelbar in § 58 Absatz 2a Nummer 2 LFGB vorgenommen (vgl. die Begründung zu 
Artikel 1 Nummer 45 Buchstabe c Doppelbuchstabe bb). 

Entsprechendes gilt für Verstöße gegen Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009, die bislang über 
§ 59 Absatz 3 Nummer 1 in § 8 Absatz 3 der Kosmetik-Verordnung und in Zukunft unmittelbar durch § 59 Ab-
satz 2 Nummer 8 mit Strafe bedroht sind (vgl. die Begründung zu Artikel 1 Nummer 46 Buchstabe b 
Doppelbuchstabe dd). 

Zu Artikel 10 (Folgeänderungen) 

Artikel 10 enthält redaktionelle Folgeänderungen weiterer Fachgesetze, die auf Normen des LFGB verweisen, die 
durch Artikel 1 dieses Gesetzes geändert werden. Die Notwendigkeit der Anpassung ergibt sich meist aus dem 
Wegfall bzw. der Neugliederung der Begriffsbestimmungen des LFGB (vgl. die Begründung zu Artikel 1 
Nummer 3 und 4) ergibt. 

Zu Absatz 1 

Folgeänderung zur Änderung des § 3 LFGB (vgl. die Begründung zu Artikel 1 Nummer 4) 

Zu Absatz 2 

Folgeänderung zur Aufhebung der Begriffsbestimmung des § 2 Absatz 2 LFGB, die aufgrund der unmittelbar 
geltenden Begriffsbestimmung des EU-Rechts entbehrlich ist (vgl. die Begründung zu Artikel 1 Nummer 3). 

Zu Absatz 3 

Folgeänderung zur Aufhebung des § 2 Absatz 5 LFGB, der durch die unmittelbar anwendbare Begriffsbestim-
mung für kosmetische Mittel in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 überlagert 
ist (vgl. die Begründung zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe b). 

Zu Absatz 4 

Zu Nummer 1 und 2 

Die Nummern 1 und 2 enthalten Folgeänderungen zur Aufhebung der Begriffsbestimmungen des § 2 Absätze 2 
und 5 LFGB, die aufgrund der unmittelbar geltenden Begriffsbestimmungen des EU-Rechts entbehrlich sind (vgl. 
die Begründung zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe b). 

Zu Nummer 3 

Nummer 3 enthält eine Folgeänderung zur Aufhebung der Begriffsbestimmungen des § 3 Nummer 12, 13, 14 und 
16 LFGB (vgl. die Begründung zu Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe a). 

Zu Absatz 5 

Folgeänderung zur Änderung des § 3 LFGB (vgl. die Begründung zu Artikel 1 Nummer 4). 

Zu Absatz 6 

Folgeänderung zur Aufhebung der Begriffsbestimmung des § 2 Absatz 2 LFGB (vgl. die Begründung zu Artikel 1 
Nummer 3 Buchstabe b). 
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Zu Absatz 7 

Folgeänderung zur Aufhebung der Begriffsbestimmung des § 3 Nummer 4 LFGB, die aufgrund der unmittelbar 
geltenden Begriffsbestimmung des EU-Rechts entbehrlich ist (vgl. die Begründung zu Artikel 1 Nummer 4 
Buchstabe a Doppelbuchstabe cc). 

Zu Absatz 8 

Zu Nummer 1 

Folgeänderung zur Aufhebung von § 2 Absatz 5 LFGB, der durch die unmittelbar anwendbare Begriffsbestim-
mung für kosmetische Mittel in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 überlagert 
ist (vgl. die Begründung zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe b). 

Zu Nummer 2 

§ 2 Absatz 2 des Chemikaliengesetzes enthält verschiedene Verweise auf geänderte oder aufgehobene Begriffs-
bestimmungen des LFGB. Als Folge der Aufhebung der durch unmittelbar anwendbare Begriffsbestimmungen 
des EU-Rechts überlagerten Begriffsbestimmungen des LFGB sind diese Verweise auf die unmittelbar geltenden
Vorschriften des EU-Rechts umzustellen. Zur besseren Übersichtlichkeit der Änderungen wird § 2 Absatz 2 ins-
gesamt neu gefasst. 

Zu Artikel 11 (Bekanntmachungserlaubnis) 

Artikel 11 enthält eine Erlaubnis für das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft, das Lebensmittel-
und Futtermittelgesetzbuch neu bekannt zu machen. 

Zu Artikel 12 (Inkrafttreten) 

Zu Absatz 1 

Dieses Gesetz soll mit Ausnahme der Absätze 2 und 3 LFGB am ersten Tag des dritten auf die Verkündung 
folgenden Monats in Kraft treten. 

Zu Absatz 2 

Die weitere Änderung des § 55 Absatz 3 LFGB soll am 16. Juli 2021, gleichzeitig mit dem Geltungsbeginn der 
Verordnung (EU) 2019/1020 in Kraft treten. 

Zu Absatz 3 

Um den Lebensmittel- und Futtermittelunternehmen ausreichend Zeit zur Umstellung der Systeme zur Rückver-
folgbarkeit zu geben, soll die Änderung des § 44 Absatz 3 (Artikel 1 Nummer 33) erst am … [einsetzen: Datum 
des ersten Tages des 13. auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] in Kraft treten. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Absatz 1 NKRG 

Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Lebensmittel- und 

Futtermittelgesetzbuches sowie anderer Vorschriften (NKR-Nr. 5102, BMEL) 

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Regelungsvorhabens 

geprüft. 

I. Zusammenfassung 

Bürgerinnen und Bürger Keine Auswirkungen. 

Wirtschaft 

Jährlicher Erfüllungsaufwand im Saldo: 

davon aus Informationspflichten: 

Einmaliger Erfüllungsaufwand: 

im Einzelfall 

-40.000 Euro 

-40.000 Euro 

rund 8,9 Mio. Euro 

34,50 Euro 

Der Staatssekretärs-Beschluss zur Be-
grenzung des einmaligen Erfüllungsauf-
wands wurde angewandt. Die Entschei-
dung für die gewählte Regelungsalterna-
tive beruht auf der Erwägung, vor allem 
kleine Unternehmen nicht zu stark zu be-
lasten.   

Verwaltung 

Bund 

Jährlicher Erfüllungsaufwand: 

Länder 

Jährlicher Erfüllungsaufwand: 

Einmaliger Erfüllungsaufwand: 

rund 13.000 Euro 

rund 251.000 Euro 

rund 26 Mio. Euro 

. 

Umsetzung von EU-Recht Mit der Regelung, dass auf behördliche Anord-
nung Informationen zur Rückverfolgbarkeit 
von Lebens- und Futtermitteln künftig in der 
Regel binnen 24 Stunden elektronisch zu 
übersenden sind, geht das Ressort über eine 
1:1-Umsetzung hinaus. Denn die einschlägige 
EU-Verordnung legt sich weder auf eine Frist 
noch auf einen Übertragungsweg fest. 

‘One in one out’-Regel Im Sinne der ‚One in one out‘-Regel der Bun-
desregierung stellt der jährliche Erfüllungsauf-
wand der Wirtschaft in diesem Regelungsvor-
haben ein „Out“ von rund 40.000 Euro dar. 
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Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine 
Einwände gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem vorliegenden Regelungsent-
wurf.  

Der NKR weist darauf hin, dass der Regelungsentwurf über eine 1:1-Umsetzung der EG-
Verordnung Nr. 178/2002 hinausgeht, indem als neuer Regelfall für die Rückverfolgung im 
Krisenfall eine 24-Stunden-Frist für die Übersendung der erforderlichen Informationen so-
wie eine elektronische Übersendung vorgegeben werden. . 

II. Im Einzelnen 

Ziel des Gesetzentwurfes ist es, einige Regelungen des Lebensmittel- und Futtermittelgesetz-

buches an aktuellen Erfordernissen anzupassen. Solche Erfordernisse sind z. B. ein Urteil 

des Europäischen Gerichtshofs, zunehmender Vertrieb von Lebens- und Futtermitteln übers 

Internet sowie zu lange Reaktionsketten, wenn ein Krisenfall eintritt, wie z. B. bei Feststellung 

von Verunreinigungen in Lebensmitteln. 

Inhaltlich setzt sich der Regelungsentwurf deshalb aus mehreren Teilen zusammen. 

Künftig sind nach einem EuGH-Urteil Vitamine, Mineralstoffe, Aminosäuren und sonstige 

Stoffe mit ernährungsbezogener und physiologischer Wirkung nicht mehr Lebensmittelzu-

satzstoffen gleichgestellt, für die ein Verbot mit Erlaubnisvorbehalt gilt. Das bedeutet, dass 

für Zusatzstoffe wie Vitamine etc. künftig das Erfordernis entfällt, eine Erlaubnis zu beantra-

gen, wenn diese einem Lebensmittel zugesetzt werden. 

Zudem regelt der Gesetzentwurf Einzelheiten dazu, wie der Online-Handel mit verderblichen 

Lebensmitteln, Kosmetika und Bedarfsgegenständen amtlich zu überwachen ist. Dazu sollen 

die Lebensmittelüberwachungs-Behörden anonym Online-Bestellungen tätigen können, um 

Proben entnehmen zu können. 

Der Gesetzentwurf führt zudem Maßnahmen ein, die zu schnelleren Reaktionszeiten in Kri-

senfällen bei Lebens- oder Futtermitteln führen. Solch ein Krisenfall liegt z. B. vor, wenn fest-

gestellt wird, dass ein Lebensmittel verunreinigt ist, das bereits im Umlauf ist, also die Her-

stellersphäre bereits verlassen hat. Die Lebensmittelunternehmen sind dann verpflichtet, Be-

hörden auf Nachfrage über ihre Lieferanten und gewerblichen Abnehmer zu informieren. 

Rechtliche Grundlage dafür ist die EG-Verordnung Nr. 178/2002. Die bisherige nationale 1:1-

Umsetzung erlaubte es den Lebensmittel- und Futtermittelunternehmen, die notwendigen In-

formationen auf Papier vorzuhalten und sah keine feste Frist für die Übermittlung vor. Dieses 

Vorgehen hat sich jedoch in der Praxis als wenig effektiv erwiesen. Der Regelungsentwurf 

sieht deshalb für den künftigen Regelfall vor, dass die behördlich angeforderten Informationen 

im Krisenfall künftig binnen 24 Stunden elektronisch zu übermitteln sind. Dafür genügt eine 

E-Mail, ein einheitliches Dateiformat etc. sind nicht vorgeschrieben. Vor allem für kleine Un-

ternehmen gibt es eine Härtefallklausel, die sie auf Antrag sowohl von dem engen Zeitfenster 

einer Übermittlung binnen 24 Stunden, als auch von dem Erfordernis der vollständig elektro-

nischen Übermittlung ausnimmt. 

Das Regelungsvorhaben vereinfacht außerdem Mitteilungspflichten für Lebensmittel- und 

Futtermittelunternehmen, die im Zusammenhang mit der Untersuchung von Lebensmitteln 

und Futtermitteln auf Dioxine stehen. Hier entfallen Meldepflichten für unauffällige Untersu-

chungsergebnisse, zu melden sind künftig ausschließlich auffällige Ergebnisse. 

Mit dem Regelungsentwurf wird zudem das behördliche Vorgehen bei Schnellwarnungen neu 

geordnet. Über das Europäische Schnellwarnsystem werden Meldungen über Lebensmittel, 
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Futtermittel und Lebensmittelbedarfsgegenstände ausgetauscht, von denen ein Gesundheits-

risiko ausgeht. 

II.1. Erfüllungsaufwand 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 

Die Schätzungen des Ressorts beruhen überwiegend aus Erfahrungswerten aus der Praxis 

bzw. auf Auskünften von Ländern und Verbänden. 

Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht im Saldo eine jährliche Entlastung von rund 40.000 Euro sowie ein 

einmaliger Erfüllungsaufwand von rund 8,9 Mio. Euro. 

Das Ressort beziffert den zusätzlichen jährlichen Erfüllungsaufwand der Wirtschaft für die 

amtliche Probenahme bei ausschließlich online erhältlichen Lebens- und Futtermitteln mit ins-

gesamt etwa 80.750 Euro. Künftig sollen die Überwachungsbehörden anonym die entspre-

chenden Produkte bestellen und beproben können. Im Anschluss daran stellen die Behörden 

den Unternehmen den Kaufpreis und die Versandkosten in Rechnung. Da die Unternehmen 

im stationären Handel die Kosten für die beprobten Lebens- und Futtermittel tragen müssen, 

soll diese Regelung den Gleichlauf mit dem Online-Handel gewährleisten. Das Ressort 

schätzt, dass jährlich etwa 16.500 Proben über den Online-Weg bestellt werden. Diese Schät-

zung beruht auf den normierten Vorgaben für amtliche Kontrollen im Lebensmittel- und Fut-

termittelrecht. Das Ressort geht weiter auf der Grundlage von Praxiserfahrungen davon aus, 

dass im Einzelfall Sachkosten für Kaufpreis und Porto von etwa 5 Euro zu erstatten sind. 

Dem steht eine jährliche Entlastung der Wirtschaft um etwa 120.750 Euro durch die Straffung 

von Mitteilungspflichten betreffend Untersuchungsergebnisse bei gesundheitlich nicht er-

wünschten Stoffen in Lebens- und Futtermitteln gegenüber. Das Ressort geht auf der Grund-

lage von Daten aus der bisherigen Praxis nachvollziehbar davon aus, dass jährlich insgesamt 

etwa 2.800 Meldungen wegfallen, im Einzelfall dafür 75 Minuten Arbeitszeit erforderlich waren 

und legt den Stundensatz von 34,50 Euro aus dem Leitfaden der Bundesregierung zum Er-

füllungsaufwand zugrunde. 

Das Ressort geht weiter davon aus, dass der Wirtschaft ein einmaliger Erfüllungsaufwand 

von insgesamt 8,9 Mio. Euro dadurch entsteht, dass sie einen Ausnahmeantrag von der Ver-

pflichtung stellen, behördlich angeforderte Rückverfolgbarkeitsinformationen binnen 24 Stun-

den vollständig elektronisch übermitteln zu müssen. Das Ressort geht nachvollziehbar davon 

aus, dass vor allem Kleinstunternehmen einen solchen Antrag stellen werden. Denn z. B. bei 

bereits seit Längerem existierenden Ein-Mann-Betrieben ist nicht davon auszugehen, dass 

alle Geschäftsvorgänge bereits vollständig elektronisch abgewickelt werden und dass alle er-

forderlichen Informationen in einer Aufbereitung vorliegen, die eine elektronische Übermitt-

lung binnen 24 Stunden erlaubt. Das Ressort geht auf der Grundlage von Angaben aus der 

Anhörung deshalb davon aus, dass bis zu 25% der insgesamt 1.030.000 Lebensmittel- und 

Futtermittelunternehmen (Fallzahl 257.000) kleine oder Kleinstunterunternehmen sind, die ei-

nen entsprechenden Antrag auf Ausnahme stellen. Das Ressort geht weiter davon aus, dass 

die Zusammenstellung der notwendigen Unterlagen für die Ausnahmegenehmigung im Ein-

zelfall ca. 60 Minuten dauert. Die Lohnkosten beziffert das Ressort mit 34,50 Euro pro Stunde 

gemäß dem Leitfaden der Bundesregierung zum Erfüllungsaufwand. Bezüglich der Fallzahl 

handelt sich um eine Maximalschätzung des Ressorts. 
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Das Ressort geht davon aus, dass kein oder allenfalls nur ein sehr geringfügiger zusätzlicher 

jährlicher Erfüllungsaufwand durch Ausnahmeanträge in den Folgejahren entsteht. Dies be-

ruht auf der Annahme, dass neu gegründete Unternehmen ihre Geschäftsprozesse in der 

Regel vollständig elektronisch abwickeln und Ausnahmeanträge deshalb nur im Einzelfall zu 

erwarten sind. Das Ressort geht zudem nicht davon aus, dass sich der jährliche Erfüllungs-

aufwand von Unternehmen ändert, die einer Aufforderung auf Aushändigung von Rückver-

folgbarkeitsinformationen nachkommen müssen. Denn die Zahl der Unterlagen, die auszu-

händigen ist, wird im Ergebnis nicht verringert; neu ist lediglich der Zeitraum von 24 Stunden, 

binnen derer die Informationen zur Verfügung gestellt werden müssen. 

Das Ressort schätzt, dass der Wegfall des Erfordernisses einer Ausnahmegenehmigung für 

das Zusetzen von bestimmten Vitaminen, Aminosäuren etc. für die Wirtschaft allenfalls zu 

sehr geringfügigen Entlastungen führt. Denn bisher wurden jährlich im Durchschnitt lediglich 

18 Ausnahmeanträge gestellt. 

Die Annahmen des Ressorts sind insgesamt nachvollziehbar und vor dem Hintergrund, dass 

ihnen entsprechende Informationen aus der Anhörung von Ländern und Verbänden zugrunde 

liegen, auch grundsätzlich plausibel. 

Das Ressort hat das Konzept der Bundesregierung zur Begrenzung des einmaligen Erfül-

lungsaufwands angewandt. Die vorgeschlagene Regelung entspricht einer Lösung, die vor 

allem für kleine Betriebe möglichst aufwandsarm ausgestaltet ist. Die ebenfalls in der Diskus-

sion erörterte Möglichkeit, ein einheitliches elektronisches System verpflichtend für alle Le-

bensmittel- und Futtermittelunternehmen vorzusehen, wurde wegen des damit verbundenen 

hohen einmaligen Erfüllungsaufwands vor allem für kleine Unternehmen nicht weiterverfolgt. 

Verwaltung (Bund und Länder) 

Für die Bundesverwaltung entsteht im Saldo ein zusätzlicher jährlicher Erfüllungsaufwand von 

insgesamt 13.000 Euro. Die Verwaltung der Länder wird um insgesamt 251.000 Euro jährlich 

zusätzlich belastet. Zudem entsteht den Verwaltungen der Länder ein einmaliger Erfüllungs-

aufwand von rund 26 Mio. Euro. 

Bund 

Das Ressort schätzt, dass sich ein zusätzlicher Erfüllungsaufwand von insgesamt etwa 

66.000 Euro jährlich für das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 

(BVL) aus den Änderungen ergibt, die im Zusammenhang mit der Schnellwarnung stehen. 

Das BVL fungiert als nationale Kontaktstelle im Europäischen Schnellwarnsystems für Le-

bensmittel und Futtermittel. Eine Schnellwarnung wird dann herausgegeben, wenn es Mel-

dungen über mögliche Gesundheitsgefahren gibt, die von Lebens- oder Futtermitteln oder 

Lebensmittelbedarfsgegenständen ausgehen. Beim BVL laufen alle Schnellwarnungen zu-

sammen, die von Lebens- oder Futtermittelherstellern aus der EU abgegeben werden. 

Eine Änderung betrifft die Zuständigkeit des BVL für Schnellwarnungen zu online vertriebe-

nen Lebens- oder Futtermitteln, wenn der Hersteller oder In-Verkehr-Bringende seinen Sitz 

nicht in Deutschland hat und nicht erreicht werden kann. Das BVL hat in diesen Fällen den 

Diensteanbieter nach Telemediengesetz zu kontaktieren, über die das fragliche Produkt ver-

trieben wird, also z. B. eine Online-Plattform. Die Kontaktaufnahme erfolgt zu dem Zweck, 

dass der Diensteanbieter weitere Informationen zur Verfügung stellt, um den Hersteller oder 

das in Verkehr bringende Unternehmen zu identifizieren. Das Ressort schätzt auf der Grund-

lage von Erfahrungswerten aus der bisherigen Praxis, dass jährlich etwa 20 Fälle auftreten 

und im Einzelfall insgesamt sieben Stunden Bearbeitungsdauer bei Lohnkosten von 65,40 

Euro (Leitfaden der Bundesregierung) anfallen, insgesamt 9.200 Euro jährlich. 
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Zudem soll das BVL künftig alle Schnellwarnmeldungen daraufhin überprüfen, ob die zustän-

digen Landesbehörden erreicht werden können. Auf der Grundlage bisheriger Erfahrungen 

aus der Praxis schätzt das Ressort nachvollziehbar, dass jährlich etwa 4.500 Fälle auftreten 

und im Einzelfall eine Bearbeitungsdauer von etwa 10 Minuten im Einzelfall anfallen (Lohn-

kosten 65,40 Euro gemäß Leitfaden), das sind insgesamt 57.000 Euro jährlich. 

Das Ressort schätzt weiter auf der Grundlage von Erfahrungswerten, dass die Bundesver-

waltung (konkret das BVL und das Bundesinstitut für Risikobewertung) durch den Wegfall des 

Ausnahmeerfordernisses für Lebensmittel mit Aminosäuren jährlich um insgesamt 53.000 

Euro entlastet wird. Da beide Behörden die jeweilige Ausnahmeerlaubnis bearbeiten, beträgt 

die jährliche Fallzahl 36, die Bearbeitungsdauer im Einzelfall wird mit durchschnittlich 22,8 

Stunden beziffert, die Lohnkosten pro Stunde mit 65,40 Euro gemäß dem Erfüllungsauf-

wands-Leitfaden der Bundesregierung. 

Länder 

Das Ressort schätzt, dass für die Länderverwaltungen ein einmaliger jährlicher Erfüllungsauf-

wand von bis zu 26 Mio. Euro dadurch entsteht, dass die Verwaltung die eingehenden Aus-

nahmeanträge vom Erfordernis einer vollständig elektronischen Übermittlung binnen 24 Stun-

den zu bearbeiten hat. Das Ressort schätzt nachvollziehbar und parallel zu den Ausführungen 

zum Erfüllungsaufwand der Wirtschaft, dass die 257.000 Anträge auf Ausnahme jeweils eine 

Bearbeitungsdauer von 2 Stunden erfordern. Den Stundensatz beziffert das Ressort auf der 

Grundlage der Lohnkostentabelle für die Verwaltung aus dem Leitfaden der Bundesregierung 

durchschnittlich mit 50,40 Euro (50% gehobener Dienst, 50% höherer Dienst). Auch diese 

Schätzung zu den Fallzahlen stellt einen Maximalwert dar, der auf Auskünften aus der Anhö-

rung fußt. 

Das Ressort schätzt, dass für die Länderverwaltungen durch die Einführung von Regelungen 

zur amtlichen Überwachung von online vertriebenen Lebens- und Futtermitteln ein zusätzli-

cher jährlicher Erfüllungsaufwand von insgesamt rund 251.000 Euro entsteht. Dieser wird ei-

nerseits durch das Erfordernis ausgelöst, von den Unternehmen den verauslagten Kaufpreis 

inkl. Versandkosten für die online bestellten Proben zurückzufordern. Die Rückforderung er-

folgt vor dem Hintergrund, dass die Probenahme beim stationären Handel für die amtlichen 

Überwachungsbehörden kostenlos ist und dass der Onlinehandel in dieser Hinsicht gleichge-

stellt werden soll. Das Ressort schätzt, dass hierfür jährlich etwa 163.000 Euro an zusätzli-

chem Personalaufwand notwendig sind. Die Schätzungen des Ressorts sind nachvollziehbar 

und beruhen auf Erfahrungswerten aus der Praxis, nämlich 16.150 Proben pro Jahr x 15 Mi-

nuten im Einzelfall x 40,30 Euro Lohnkosten gemäß Erfüllungsaufwands-Leitfaden. 

Das Ressort schätzt auf der Grundlage von Angaben eines einzelnen Bundeslandes in der 

Anhörung, dass andererseits zusätzliche laufende Sachkosten für den Betrieb, Wartung und 

Pflege der erforderlichen Software etc. sowie einmaliger Erfüllungsaufwand für zusätzliche 

Kühlmöglichkeiten etc. anfallen. Das betreffende Bundesland beziffert die jährlichen Sach-

kosten im Einzelfall mit etwa 10.000 Euro und den einmaligen Erfüllungsaufwand mit 15.000 

Euro. Da 15 Bundesländer dem Ressort keine Auskunft darüber gegeben haben, wie hoch 

ihr zusätzlicher Erfüllungsaufwand etwa sein wird, dem Ressort jedoch Hinweise darauf vor-

liegen, dass einige Bundesländer die Beprobung im Online-Handel über eine Verbund-Lö-

sung bereits praktizieren, schätzt das Ressort, dass der zusätzliche Erfüllungsaufwand etwa 

in der Hälfte der Bundesländer anfällt. Auf dieser Grundlage beziffert das Ressort den zusätz-

licher jährlicher Erfüllungsaufwand der Länder mit 80.000 Euro und den einmaliger Erfüllungs-

aufwand von 120.000 Euro. 
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Zusätzlicher jährlicher Erfüllungsaufwand von insgesamt rund 8.500 Euro entsteht für die Län-

derverwaltungen dadurch, dass sie künftig bei Schnellwarnungen im Online-Handel die jewei-

ligen Telemediendienst-Anbieter zum Zweck weiterer Informationen über den Hersteller kon-

taktieren müssen, wenn diese ihren Sitz im jeweiligen Bundesland haben und der Hersteller 

nicht erreicht werden kann. Das Ressort schätzt auf der Grundlage von Erfahrungswissen 

aus der Praxis, dass jährlich 20 Fälle auftreten, im Einzelfall sieben Stunden Arbeitsaufwand 

erforderlich sind und die Lohnkosten bei 60,50 Euro (gemäß Erfüllungsaufwands-Leitfaden) 

liegen. 

II.2. Umsetzung von EU-Recht 

Mit der Regelung, dass auf behördliche Anordnung Informationen zur Rückverfolgbarkeit von 

Lebens- und Futtermitteln künftig in der Regel binnen 24 Stunden elektronisch zu übersanden 

sind, geht das Ressort über eine 1:1-Umsetzung hinaus. Denn die einschlägige EU-Verord-

nung legt sich weder auf eine Frist noch auf einen Übertragungsweg fest. Die Regelung ver-

folgt das Ziel, schneller als bisher auf Krisenfälle reagieren zu können. 

II.3. ‚One in one out‘-Regel 

Im Sinne der ‚One in one out‘-Regel der Bundesregierung stellt der jährliche Erfüllungsauf-

wand der Wirtschaft in diesem Regelungsvorhaben ein „Out“ von rund 40.000 Euro dar. 

III. Ergebnis 

Der Nationale Normenkontrollrat erhebt im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine Ein-

wände gegen die Darstellung der Gesetzesfolgen in dem vorliegenden Regelungsentwurf. 

Der NKR weist darauf hin, dass der Regelungsentwurf über eine 1:1-Umsetzung der EG-

Verordnung Nr. 178/2002 hinausgeht, indem als neuer Regelfall für die Rückverfolgung im 

Krisenfall eine 24-Stunden-Frist für die Übersendung der erforderlichen Informationen sowie 

eine elektronische Übersendung vorgegeben werden. 

Dr. Ludewig Störr-Ritter 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Anlage 3 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 997. Sitzung am 27. November 2020 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe c (§ 9 Absatz 1 Satz 2 LFGB) 

In Artikel 1 ist Nummer 9 Buchstabe c wie folgt zu fassen: 

‚c) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Satz 1 Nummer 2 gilt nicht bei außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches dieses Gesetzes gewon-
nenen oder hergestellten Erzeugnissen, soweit für die dort genannten Mittel Rückstandshöchstgehalte 
nach Artikel 18 Absatz 1, auch in Verbindung mit Artikel 20 Absatz 1, der Verordnung (EG) 
Nr. 396/2005 oder Höchstmengen nach Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a festgesetzt sind.“ ‘ 

Begründung: 

Die Ergänzung dient der Klarstellung, dass im Rahmen der inländischen Erzeugung auch weiterhin die Be-
schränkungen der nationalen Zulassung des jeweiligen Pflanzenschutzmittels zu beachten sind und damit bei 
in Deutschland erzeugten Lebensmitteln nur Rückstände von in Deutschland zugelassenen Pflanzenschutz-
mitteln vorhanden sein dürfen bzw. bei Vorhandensein von Rückständen nicht zugelassener Pflanzenschutz-
mittel weiterhin ein Verkehrsverbot besteht. 

Ohne die durch den Vorschlag vorgesehene Ergänzung dürfen nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 in Ver-
bindung mit dem künftigen Wortlaut des § 9 Absatz 1 Satz 2 LFGB künftig alle Wirkstoffe der Verordnung 
(EG) Nr. 396/2005 und der Rückstands-Höchstmengenverordnung in einem Lebensmittel vorhanden sein, 
solange die Rückstandshöchstgehalte bzw. -höchstmengen eingehalten werden. Für die Verkehrsfähigkeit 
eines in Deutschland erzeugten bzw. hergestellten Lebensmittels käme es dann praktisch nicht mehr auf die 
Einhaltung der Vorgaben des Pflanzenschutzmittelrechtes bei der Primärerzeugung an, konkret der Be-
schränkungen (z. B. der festgelegten Anwendungsgebiete) in der national vorzunehmenden Zulassung des 
Pflanzenschutzmittels. Damit würde der Missbrauch von Pflanzenschutzmitteln deutlich vereinfacht und zu-
dem würde das gesamte Zulassungsverfahren für Pflanzenschutzmittel entwertet. 

Dazu sei im Detail ausgeführt: Der Anwendungsvorrang der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 mit den gere-
gelten Rückstands-Höchstgehalten für Pestizidrückstände in bzw. auf Lebensmitteln besteht unangefochten. 
Die Verordnung (EG) Nr. 396/2005 regelt jedoch nicht das Zulassungsverfahren für Pflanzenschutzmittel; 
dies ist in der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 geregelt. Die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln wird aus-
drücklich den Mitgliedstaaten zugewiesen. In der nationalen Zulassung eines Pflanzenschutzmittels wird 
unter anderem festgelegt, bei welchen Pflanzen oder Pflanzenerzeugnissen und für welche Zwecke das Pflan-
zenschutzmittel verwendet werden darf, vgl. Artikel 31 der Verordnung (EG) 1107/2009. Aus Erwägungs-
grund 47 folgt, dass die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen unbeschadet der anderen Rechts-
vorschriften der Gemeinschaft angewandt werden, insbesondere der Verordnung (EG) Nr. 396/2005. Der 
Vorrang der Verordnung (EG) Nr. 396/2005 betrifft also nicht die Frage der Zulassung. 

Darüber hinaus gibt Artikel 72 Verordnung (EG) 1107/2009 vor, dass die Mitgliedstaaten Vorschriften über 
die Sanktionen, die bei einem Verstoß gegen diese Verordnung zu verhängen sind, erlassen und alle erfor-
derlichen Maßnahmen treffen, um deren Anwendung zu gewährleisten. Die Sanktionen müssen wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend sein. 

Das aus § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummere 2 LFGB folgende Verkehrsverbot für inländische Erzeugnisse bei 
denen national nicht zugelassene Pflanzenschutzmittel vorhanden sind, ist eine solche Sanktion. Durch die 
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vorgesehene Neufassung des Ausnahmetatbestandes in § 9 Absatz 1 Satz 2 LFGB wird diese Sanktion aus-
gehebelt. 

Schließlich ist anzumerken, dass die Anwendung eines nicht zugelassenen Pflanzenschutzmittels zwar eine 
Ordnungswidrigkeit nach dem Pflanzenschutzgesetz darstellt, die zu einem Bußgeld führen kann. Die daraus 
gewonnenen Erzeugnisse wären aber in Folge der vorgesehenen Änderung verkehrsfähig. Dies erscheint 
widersprüchlich und dürfte den Verbrauchern nur schwer zu vermitteln sein. 

2. Zu Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe a1 – neu – (§ 10 Absatz 3 Nummer 01 – neu – LFGB) 
Nummer 45 Buchstabe a Doppelbuchstabe 0aa – neu – 
(§ 58 Absatz 1 Nummer 5a – neu – LFGB) 

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Nummer 10 ist nach dem Buchstaben a folgender Buchstabe a1 einzufügen: 

‚a1) In Absatz 3 wird der Nummer 1 folgende Nummer 01 vorangestellt: 

„01. diese Tiere nur zur Schlachtung abgegeben werden,“ ‘ 

b) In Nummer 45 Buchstabe a ist dem Doppelbuchstaben aa folgender Doppelbuchstabe 0aa voranzustel-
len: 

‚0aa) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 5a eingefügt: 

„5a. entgegen § 10 Absatz 3 Nummer 01 ein Tier zur Schlachtung abgibt,“ ‘ 

Begründung: 

Zu Buchstabe a: 

Zum Schutz der Verbraucher enthält § 10 LFGB Verkehrsverbote für vom Tier gewonnene Lebensmittel 
und lebende Tiere. Der Vorschlag zu § 10 Absatz 3 ist erforderlich, um die Regelungs- bzw. Ahndungslücke 
zu schließen, die sich im Hinblick auf die Abgabe eines lebenden Tieres durch den Landwirt an den Schlacht-
hof ergibt, wenn dieser dem Tier zugelassene oder registrierte Arzneimittel oder Futtermittelzusatzstoffe 
zugeführt hat und die Wartezeit bis zum Zeitpunkt der Schlachtung nicht einhält. Für diesen Fall ergibt sich 
derzeit kein Verbot und damit keine Strafbarkeit aus § 10 LFGB.  

§ 10 Absatz 1 ist nicht einschlägig, da der Landwirt mit der Abgabe zur Schlachtung noch kein vom Tier 
gewonnenes Lebensmittel in Verkehr bringt. Absatz 2 betrifft zwar lebende Tiere, jedoch nur bei den dort 
genannten verbotenen bzw. nicht zugelassenen Stoffen oder Futtermittelzusatzstoffen. Absatz 3 regelt nur 
die Gewinnung des Lebensmittels, also die Schlachtung selbst, und nicht die Abgabe des Tieres zur Schlach-
tung, sowie das Inverkehrbringen des gewonnenen Lebensmittels. Durch den Vorschlag wird die Verant-
wortung der Landwirte für die Einhaltung von Wartezeiten gesetzlich geregelt, was insbesondere vor dem 
Hintergrund der Diskussion um eine Minimierung des Antibiotikaeinsatzes in der Tierhaltung als erforder-
lich gesehen wird. 

Zu Buchstabe b: 

Entsprechend der Ergänzung in § 10 Absatz 3 ist in § 58 ein Straftatbestand zur Sanktionierung von Verstö-
ßen gegen das Verbot aufzunehmen. 

3. Zu Artikel 1 Nummer 25 (§ 38b Absatz 2 LFGB) 

In Artikel 1 Nummer 25 ist § 38b Absatz 2 wie folgt zu fassen: 

„(2) Zuständige Behörde nach Absatz 1 ist das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsi-
cherheit, es sei denn, dass für das von der Meldung erfasste Erzeugnis ein Hersteller oder Inverkehrbringer 
seinen Sitz im Inland hat.“ 
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Begründung: 

Laut der amtlichen Begründung zum geplanten § 38b LFGB ist eine Information des Diensteanbieters nach 
§ 2 Satz 1 Nummer 1 des Telemediengesetzes insbesondere für Fälle gedacht, in denen der Hersteller oder 
Inverkehrbringer des Erzeugnisses nicht im Geltungsbereich des LFGB angesiedelt ist und daher als unmit-
telbarer Adressat von Maßnahmen der amtlichen Lebensmittelüberwachung nicht in Betracht kommt. 

Mit der geänderten Formulierung wird klargestellt, dass in diesen genannten Fällen das Bundesamt für Ver-
braucherschutz und Lebensmittelsicherheit den Dienstanbietern nach Absatz 1 die notwendigen Informatio-
nen sowie den Grund der Meldung übermitteln kann. In den anderen Fällen, in denen der Hersteller oder 
Inverkehrbringer des Erzeugnisses im Geltungsbereich des LFGB angesiedelt ist, kann dies durch die jeweils 
für den Hersteller oder Inverkehrbringer zuständigen Behörden erfolgen, da ein unmittelbares Einleiten von 
Maßnahmen möglich ist. 

Mit der im Entwurf enthaltenen Formulierung wird hinsichtlich der nach Absatz 1 zuständigen Behörde auf 
§ 2a des Telemediengesetzes abgestellt. Die Regelungen des § 2a Telemediengesetz zum Sitzland des 
Diensteanbieters und der sich daraus ergebenden Zuständigkeit nach Absatz 1 sind jedoch für den beabsich-
tigten Zweck ungeeignet. Die Lebensmittelüberwachungsbehörden haben auf die nach § 2a Telemedienge-
setz zur Feststellung des Sitzlandes des Diensteanbieters abzuprüfenden Punkte keinen Zugang. Es steht zu 
befürchten, dass nach der im Entwurf enthaltenen unklaren Formulierung unter Bezugnahme auf § 2a Tele-
mediengesetz keine Behörde tätig wird; die neue Regelung liefe ins Leere. Um dem vorzubeugen, wird eine 
vom Telemediengesetz losgelöste Formulierung gewählt. 

4. Zu Artikel 1 Nummer 28 (§ 40 LFGB) 

a) Der Bundesrat begrüßt den Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Lebensmittel- und Fut-
termittelgesetzbuches sowie anderer Vorschriften. 

b) Der Bundesrat betont in diesem Zusammenhang die Bedeutung der Transparenzvorschriften des Ver-
braucherinformationsgesetzes (VIG) sowie des § 40 Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches LFGB 
als wesentliches Instrument des gesundheitlichen Verbraucherschutzes. 

c) Die Länder fordern daher die Bundesregierung auf im Dialog mit den Ländern und Verbänden, die 
bestehenden Vorschriften des VIG und des LFGB entsprechend zu überarbeiten und somit unter ande-
rem die Forderungen des Bundesrates aus seinen Beschlüssen vom 1. Februar 2013, BR-Drucksache 
789/12 (Beschluss), vom 22. März 2013, BR-Drucksache 151/13 (Beschluss), vom 21. Septem-
ber 2018, BR-Drucksache 369/18 (Beschluss), vom 12. April 2019, BR-Drucksache 124/19 (Be-
schluss) und vom 14. Februar 2020, BR-Drucksache 657/19 (Beschluss), umzusetzen. 

d) Der Bundesrat stellt zudem fest, dass die Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 über Lebens-
mittelhygiene fordern, dass auch die Registrierung landwirtschaftlicher Betriebe, die Lebensmittel nicht 
tierischer Herkunft erzeugen, im Einklang mit dieser Verordnung stehen muss. Die Registrierung ge-
mäß Artikel 6 dieser Verordnung erfolgt aufgrund von Meldungen der Lebensmittelunternehmer. Zur 
Klärung des aktuellen Status „Lebensmittelunternehmer“ und Sicherstellung einer ggf. anstehenden 
Registrierung eines landwirtschaftlichen Betriebes, der Lebensmittel nicht tierischer Herkunft erzeugt, 
fehlt allerdings derzeit die Möglichkeit für einen Datenaustausch zwischen den Bereichen „Landwirt-
schaft“ und „Lebensmittelüberwachung“. 

e) Die Länder fordern daher die Bundesregierung auf, unter Beachtung des Datenschutzes eine Rechts-
grundlage für eine Übermittlung von Daten über landwirtschaftliche Betriebe, die Lebensmittel nicht 
tierischer Herkunft erzeugen, an die für die Lebensmittelüberwachung zuständigen Behörden im Le-
bensmittel- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB) aufzunehmen. 

Begründung: 

Die Regelungen zu § 40 Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB) bedürfen bezüglich einer in sich 
stimmigen Darstellung der Regelungen für die Veröffentlichung verbraucherbezogener Informationen einer 
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konzeptionellen Überarbeitung, die eine eindeutige Trennung der Informationen zur Gefahrenabwehr von 
denen zur allgemeinen Informationen über Kontrollergebnisse nach dem Verbraucherinformationsgesetz 
(VIG) erfasst. 

Das EU-Lebensmittelhygienerecht sieht u. a. die Stärkung der Eigenverantwortung der Lebensmittelunter-
nehmer für die Lebensmittelsicherheit und die Einbeziehung der gesamten Lebensmittelkette („from farm to 
fork“) vor.  

Um eine weitreichende Beachtung der Lebensmittelkette, einschließlich der Primärproduktion sicherzustel-
len, ist u. a. in Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 über Lebensmittelhygiene die Registrierung als 
Lebensmittelbetrieb geregelt. Im Hinblick auf den gesundheitlichen Verbraucherschutz ist sicherzustellen, 
dass auch Primärerzeuger, d.h. landwirtschaftliche Betriebe, die Lebensmittel nicht tierischer Herkunft er-
zeugen, die ihrer Meldeverpflichtung noch nicht nachgekommen sind, der amtlichen Lebensmittelüberwa-
chung zur Kenntnis gelangen.  

Aus Gründen des Datenschutzes ist die Verwendung von Betriebsdaten, die anderen Institutionen wie bei-
spielsweise der Landwirtschaftsverwaltungen vorliegen, hierfür derzeit nicht nutzbar. 

5. Zu Artikel 1 Nummer 28 (§ 40 LFGB) 

a) Der Bundesrat hält die Transparenzvorschriften des Verbraucherinformationsgesetzes (VIG) sowie des 
§ 40 LFGB für ein wesentliches Instrument des gesundheitlichen Verbraucherschutzes. Daher begrüßt 
der Bundesrat, dass der Bundesgesetzgeber weitere, in der Praxis bestehende Vollzugsprobleme der 
Vorschrift des § 40 LFGB aufgreift und dafür einzelne Veränderungen am Wortlaut der Vorschrift des 
§ 40 Absatz 1a LFGB vornimmt. 

b) Der Bundesrat weist jedoch darauf hin, dass diese Änderungen noch immer nicht ausreichen, um einen 
umfassenden Verbraucherschutz zu gewährleisten. Insbesondere fehlt es auch mit diesen lediglich par-
tiellen Änderungen weiterhin an der durch den Bundesrat seit langem, zuletzt mit Beschluss vom 
14. Februar 2020, BR-Drucksache 657/19 (Beschluss), erhobenen Forderung, die bestehenden sowie 
die in der öffentlichen Diskussion befindlichen Instrumente zur Transparenz in eine gesetzliche Ge-
samtkonzeption einzubinden und zu integrieren, um ein bundesweit einheitliches System zur Informa-
tion der Verbraucherinnen und Verbraucher über die Ergebnisse amtlicher Überwachungs- und Kon-
trollmaßnahmen zu schaffen. 

Begründung: 

Die Vorkommnisse der Vergangenheit in Bezug auf die Lebensmittelüberwachung und die damit bei den 
Verbraucherinnen und Verbrauchern aufkommende Verunsicherung haben gezeigt, dass staatliche Informa-
tion über etwaige Missstände bei der Herstellung von Lebensmitteln ein wichtiges Instrument ist, um dem 
mündigen Verbraucher die relevanten Informationen an die Hand zu geben, die er für seine Konsumenten-
entscheidung benötigt. 

Bislang bestehen derartige Regelungen voneinander getrennt und weitgehend beziehungslos im Verbrau-
cherinformationsgesetz (VIG) und im Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB). Die Regelungen
beider Gesetze müssen überprüft, aktualisiert und aufeinander abgestimmt werden. Über die Regelungen zur 
Information der Öffentlichkeit aus Gründen der Gefahrenabwehr gemäß § 40 Absatz 1 LFGB hinaus exis-
tieren mit § 40 Absatz 1a LFGB und den Vorschriften des Verbraucherinformationsgesetzes weitere Rege-
lungen, die die Arbeit und die Ergebnisse der amtlichen Lebensmittel- und Futtermittelüberwachung für die 
Verbraucherinnen und Verbraucher transparent machen sollen. In einzelnen Ländern befinden sich weitere 
Regelungen derzeit in der Diskussion. 

Der Gesetzentwurf enthält lediglich einige – grundsätzlich zu begrüßende – Änderungen an der Vorschrift 
des § 40 Absatz 1a LFGB, jedoch keine Änderungen des VIG. Ferner werden die Regelungen beider Gesetze 
weiterhin nicht aufeinander abgestimmt und es fehlt noch immer die durch den Bundesrat seit langem, zuletzt 
in seinem Beschluss vom 14. Februar 2020, BR-Drucksache 657/19 (Beschluss) geforderte gesetzliche Ge-
samtkonzeption. Mithin reicht die jetzige Gesetzesänderung nicht aus, um die Forderungen des Bundesrates 
zu erfüllen. 
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6. Zu Artikel 1 Nummer 28 (§ 40 LFGB) 

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf ein Gesamtkonzept zu Transparenzregelungen vorzulegen. 
Dabei soll das Verhältnis zwischen § 40 Absatz 1 und Absatz 1a zu den Regelungen des Verbraucherinfor-
mationsgesetzes in verschiedener Hinsicht widerspruchsfrei aufgelöst werden. Der Bundesrat bittet zudem 
eine Klarstellung mitaufzunehmen, wer tatsächlich in der Lebensmittelkette zu veröffentlichen ist. 

Begründung: 

Die niedrigschwelligere Information der Öffentlichkeit zu einer Grenzwertüberschreitung nach Absatz 1a 
Nummer 1 bedarf einer Doppeluntersuchung zur Absicherung im Gegensatz zur „Warnung“ vor gesundheit-
lichen Risiken nach Absatz 1 Nummer 1 oder der Vermeidung erheblicher Nachteile für die Hersteller oder 
Vertreiber gleichartiger oder ähnlicher Erzeugnisse nach Absatz 1 Nummer 5.  

Für die schwerer wiegenden Tatbestände nach Absatz 1 besteht derzeit ein Selbsteintrittsrecht des Unterneh-
mers gemäß Absatz 2 nicht aber für die Tatbestände nach Absatz 1a. 

Offen bleibt die Frage, warum nach den Vorgaben für die Fälle des Satzes 2 Nummer 3 bis 5 eine Information
der Öffentlichkeit nur zulässig ist nach Abwägung der Belange der Betroffenen mit den Interessen der Öf-
fentlichkeit an der Veröffentlichung während eine vergleichbare Abwägung bei den weniger schwerwiegen-
den Fällen des Absatz 1a nicht vorzunehmen ist. 

Die genannten Unterschiede sind aus fachlicher und Verbraucherperspektive nicht begründbar. 

Darüber hinaus bleiben weiterhin offene Fragestellungen beim Vollzug von § 40 Absatz 1a bestehen. Die 
Formulierung; „unter Nennung des …-unternehmens, unter dessen Namen oder Firma das Lebensmittel … 
hergestellt oder behandelt oder in den Verkehr gelangt ist“ ist nicht eindeutig, insbesondere, wenn im Zuge 
der Vermarktung mehrere der o. g., mit „oder“ verknüpften Unternehmen gegenüber dem Endverbraucher 
präsent sind. 

7. Zu Artikel 1 Nummer 28 Buchstabe c Doppelbuchstabe bb (§ 40 Absatz 1a Satz 1 Nummer 3 LFGB) 

Artikel 1 Nummer 28 Buchstabe c Doppelbuchstabe bb ist wie folgt zu fassen: 

‚bb) In Satz 1 Nummer 3 werden nach den Wörtern „zu erwarten ist“ die Wörter „oder eine Sanktionie-
rung wegen der Begehung einer Straftat zu erwarten ist und deswegen gemäß § 41 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten eine Abgabe an die Staatsanwaltschaft erfolgt ist“ eingefügt.“ ‘ 

Begründung: 

Der Bundesrat begrüßt, dass die Bundesregierung der Anregung der Länder folgt, die Veröffentlichungs-
pflicht auch auf die Fälle zu erstrecken, in denen der Verdacht einer Straftat im Raum steht (siehe Beschluss 
des Bundesrates vom 21. September 2018, BR-Drucksache 369/18 – Beschluss –). 

Die Formulierung mit Hilfe einer Bezugnahme auf § 41 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten greift je-
doch zu weit. Nach dieser Vorschrift ist ein Vorgang bereits dann abzugeben, wenn der Anfangsverdacht 
einer Straftat besteht. Besteht lediglich ein Anfangsverdacht, ist jedoch lediglich die Einleitung eines Straf-
verfahrens, nicht jedoch bereits eine strafrechtliche Sanktionierung mit hinreichender Wahrscheinlichkeit zu 
erwarten. Insoweit ist als Abgrenzungskriterium der Begriff des „hinreichenden Verdachtes“ sachgerechter. 
Die hier vorgeschlagene Formulierung entspricht auch, anders als diejenige im Gesetzesentwurf, der Syste-
matik des § 40 Absatz 1a Satz 1 Nummer 3 LFGB. Diese stellt neben dem hinreichenden Verdacht im Hin-
blick auf den Verstoß auch auf eine konkrete Sanktionserwartung (mind. 350 € Bußgeld) ab. Diese Syste-
matik würde durchbrochen und ausgehebelt, wenn allein die Einleitung eines bestimmten Verfahrens die 
Veröffentlichungspflicht auslösen würde. Die für die Sanktionserwartung notwendige Auseinandersetzung 
mit Tat und Täter muss auch im Rahmen der Veröffentlichungspflicht erfolgen. Andernfalls drohen unzu-
mutbare Belastungen für die zuständigen Behörden aber auch für die Lebensmittelunternehmen. Gleichzeitig 
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würde der Sinn und Zweck der Regelung ausgehebelt, da die zu erwartende hohe Zahl an Falschmeldungen 
(ein Anfangsverdacht bestätigt sich oft nicht) die Aussagekraft und damit die Akzeptanz der Meldungen 
deutlich einschränken würde. Die Wirkung wird verfehlt, wenn über einer Vielzahl an Meldungen das Da-
moklesschwert der Korrektur liegt.  

Die Abgabe an die Staatsanwaltschaft sollte ebenfalls als konstitutives Merkmal aufgenommen werden. Nur 
so kann sich die veröffentlichende Behörde sinnvoll mit der Staatsanwaltschaft ins Benehmen setzen (vgl. 
Nummer 28 Buchstabe c Doppelbuchstabe cc). Diese muss den Vorgang kennen und bewerten können. An-
dernfalls besteht durch eine Veröffentlichung vor Abgabe, wie es im Gesetzentwurf vorgesehen ist, die Ge-
fahr, dass durch die Veröffentlichung der verfolgte Untersuchungszweck gefährdet wird. In der Praxis bietet 
es sich an, mit der Abgabe eines Verfahrens an die Staatsanwaltschaft gleichzeitig das Benehmen über die 
Veröffentlichung herzustellen. So wird auch die Voraussetzung der Unverzüglichkeit eingehalten. 

8. Zu Artikel 1 Nummer 33 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa (§ 44 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 LFGB) 

In Artikel 1 Nummer 33 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa sind in § 44 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 die Wörter 
„spätestens 24 Stunden nach Aufforderung“ durch die Wörter „unverzüglich, spätestens jedoch 24 Stunden 
nach Aufforderung in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format“ zu ersetzen. 

Begründung: 

In verschiedenen Lebensmittelkrisen hat sich gezeigt, dass eine schnelle Rückverfolgung von Lieferketten 
für eine wirksame Gefahrenabwehr von entscheidender Bedeutung ist. Nach Artikel 18 der Verordnung (EG) 
Nr. 178/2002 haben Lebensmittel- und Futtermittelunternehmer Systeme und Verfahren einzurichten, um 
die jeweils erforderlichen Rückverfolgbarkeitsinformationen den zuständigen Behörden auf Anforderung 
zur Verfügung stellen zu können. Die Verwertbarkeit dieser Informationen kann entscheidend davon abhän-
gen, ob sie der zuständigen Behörde in angemessener Frist und in angemessener Form, insbesondere in einer 
elektronisch zu verarbeitenden Form, mitgeteilt werden. Daher sollte der Lebensmittel- oder Futtermittelun-
ternehmer dazu verpflichtet sein, die erforderlichen Informationen so vorzuhalten, dass sie der zuständigen 
Behörde im Bedarfsfall in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format elektronisch und 
unverzüglich, spätestens jedoch binnen 24 Stunden übermittelt werden können. Die Formulierung, die Daten 
in einem „strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format“ zu übermitteln, entspricht der Wortwahl 
in Artikel 20 Absatz 1 der Datenschutz-Grundverordnung (Verordnung (EU) 2016/679), die für die Über-
mittlung von Daten in bestimmten Fällen ein entsprechendes Format vorschreibt. Damit ist sichergestellt, 
dass diese Daten von der zuständigen Behörde elektronisch bearbeitet und so auch komplexe Lieferwege mit 
vielen Vertriebsstufen schnell rückverfolgt werden können. Ein bestimmtes Format wird dabei nicht vorge-
schrieben, sondern lediglich allgemein festgelegt, dass es sich bei dem verwendeten Format um ein struktu-
riertes, gängiges und maschinenlesbares Format, z. B. als Excel-Datei, handeln muss. 

Die Auswertbarkeit von Lieferlisten ist ein zentrales Instrument zur Sicherstellung und Beschleunigung der 
Rückverfolgbarkeit bei nicht sicheren Lebensmitteln oder Futtermitteln. Die in der Grunddrucksache vorge-
schlagene Formulierung fällt hinter die vom Bundesrat mit Drucksache 658/19 (Beschluss) vom 14. Feb-
ruar 2020 erhobene Forderung zurück, die Informationen zur Rückverfolgbarkeit in einem einheitlichen For-
mat vorzulegen. Die Wahl der Formulierung „unverzüglich, spätestens 24 Stunden nach …“ soll darüber 
hinaus gewährleisten, dass aus Gründen des vorbeugenden Gesundheits- und damit des Verbraucherschutzes 
sowie im Interesse der Unternehmen selbst auch komplexe Lieferwege mit vielen Vertriebsstufen schnell 
rückverfolgt werden können. Unbillige Härten für kleinere Unternehmen können einerseits durch die bereits 
in der Grunddrucksache enthaltene Formulierung des neuen Satz 3 vermieden werden, zudem können auch 
analog geführte Vertriebsinformationen durch die Unternehmen selbst im erforderlichen Dateiformat digital 
erfasst werden, falls sie von der Behörde hierzu aufgefordert werden. 

Aufgrund der Erkenntnisse aus vorangegangenen Geschehen lebensmittelbedingter Krankheitsausbrüche 
kann ein schneller und effektiver Rückruf nicht nur Erkrankungen von Verbraucherinnen und Verbrauchern 
vermeiden helfen, sondern auch die wirtschaftlichen Schäden bei den Unternehmen mindern. Klare, konkrete 
Vorgaben hierfür ermöglichen die Einrichtung digitaler Schnittstellen und reduzieren den organisatorischen 
und finanziellen Aufwand. 
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9. Zu Artikel 1 Nummer 33 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa (§ 44 Absatz 3 LFGB) 

a) Der Bundesrat hält die Auswertbarkeit von Lieferlisten für ein zentrales Instrument zur Sicherstellung 
und Beschleunigung der Rückverfolgbarkeit bei nicht sicheren Lebensmitteln oder Futtermitteln. 

b) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung daher, sich auf EU-Ebene für die Sicherstellung der Beschleu-
nigung der Rückverfolgbarkeit bei nicht sicheren Lebensmitteln oder Futtermitteln einzusetzen. 

Begründung: 

Jüngste Vorkommnisse in der Futtermittel- und Lebensmittelüberwachung (z. B. Dioxin, Pferdefleisch, Lis-
terien) machen deutlich, wie wichtig es ist, einheitliche Vorgaben für die Informationsübermittlung zu schaf-
fen und die Rückverfolgbarkeit von Futter- und Lebensmitteln zu überwachen. 

Die Daten auszuwerten und zu analysieren, ist für die Behörden nach wie vor eine große Herausforderung 
und kann zu Verzögerung bei der Rückverfolgung führen: Die Lebensmittel- und Futtermittelunternehmer 
übermitteln unterschiedliche Informationen in unterschiedlichen Formen. Wichtig ist deshalb die Nutzung 
einer einheitlichen Form. 

Unter „Form der Datenübermittlung“ wird eine gemeinsam abgestimmte Vorlage verstanden, in die die Fut-
termittel- und Lebensmittelunternehmer ihre Informationen für die Rückverfolgbarkeit eintragen können. 

Standards und Vorlagen werden seitens der Futtermittel- und Lebensmittelwirtschaft beispielsweise im Rah-
men privatwirtschaftlicher Qualitätssicherungssysteme vereinbart. Sie dienen der Wirtschaft zum schnelle-
ren und effektiveren Datenaustausch. Dies sollte auch beim Daten- bzw. Informationsaustausch zwischen 
Behörden und Unternehmen realisierbar sein.  

Die einschlägige Verordnung (EG) Nr. 178/2002 enthält weder Vorgaben zur Fristsetzung noch zur Form 
der Datenübermittlung. Es sollte angesichts eines globalen Handels angestrebt werden, zusätzlich zu der 
Anpassung des LFGB eine Anpassung der europäischen Gesetzgebung zu initiieren: Die Verordnung (EG) 
Nr. 178/2002 und die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 931/2011 wurden vor 18 bzw. 9 Jahren in Kraft 
gesetzt. Seit dieser Zeit haben sich die technischen Möglichkeiten enorm weiterentwickelt und sollten in 
Rechtsakten Berücksichtigung finden. 

Wie wichtig die Rückverfolgbarkeit ist, hat sich nicht zuletzt im Rahmen des Fipronil-Geschehens gezeigt. 
Die Behörden sollten daher die Möglichkeit bekommen, Daten in einer abgestimmten Form zu erhalten. Dies 
sollte sich auch in der Gesetzgebung widerspiegeln. 

10. Zu Artikel 1 Nummer 41 Buchstabe d (§ 55 Absatz 3 LFGB) 
Artikel 2 (§ 55 Absatz 3 LFGB) 

Der Gesetzentwurf ist wie folgt zu ändern: 

a) In Artikel 1 Nummer 41 Buchstabe d sind vor den Wörtern „kosmetischen Mitteln“ die Wörter „Mitteln 
zum Tätowieren,“ einzufügen. 

b) In Artikel 2 sind in § 55 Absatz 3 Satz 1 vor den Wörtern „kosmetischen Mitteln“ die Wörter „Mitteln 
zum Tätowieren,“ einzufügen. 

Begründung: 

Die Regelung des § 55 Absatz 3 LFGB sollte den gesamten Nonfood-Bereich des LFGB erfassen, so dass 
die Mittel zum Tätowieren zu ergänzen sind. 
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11. Zu Artikel 1 allgemein (Änderung des LFGB) 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, in das Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch eine Ermächti-
gungsgrundlage für die Einrichtung und Führung einer Positivliste für „andere Stoffe“ bei Nahrungsergän-
zungsmitteln (NEM) aufzunehmen. Die Ermächtigungsgrundlage sollte festlegen, dass eine Verordnung 
Vorgaben zur Definition der „anderen Stoffe“, zu Wirkung, Sicherheit und Qualität der Stoffe sowie der 
zulässigen Mengen macht. 

Begründung: 

Neben Vitamin- und Mineralstoffpräparaten werden Nahrungsergänzungsmittel mit anderen Stoffen, wie 
bspw. Pflanzen- und Pflanzenzubereitungen (Botanicals) etc., in den Verkehr gebracht. Im Gegensatz zu 
Vitaminen und Mineralstoffen (Richtlinie 2002/46/EG, Anhang I) existiert für diese Stoffe keine Positivliste. 
Darüber hinaus fehlen für die „anderen Stoffe“ gesetzlich festgelegte Definitionen, Reinheitsanforderungen, 
Qualitätsstandards und zulässige Mengen. 

Gemäß Artikel 4 Absatz 8 der Richtlinie 2002/46/EG sollte die EU-Kommission bis Juli 2007 wissenschaft-
liche Daten sammeln und auf deren Grundlage dem EU-Parlament/EU-Rat Rechtssetzungs- und Handlungs-
vorschläge für den Erlass einer Positivliste für andere Stoffe (wie Pflanzen und Pflanzenzubereitungen – 
„Botanicals“) in NEM unterbreiten. In einem im Dezember 2008 veröffentlichten Bericht nimmt die EU-
Kommission jedoch von einer abschließenden Liste für erlaubte andere Stoffe in NEM ausdrücklich Ab-
stand. Es wird u. a. auf das in Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 geregelte Verfahren verwiesen, 
mit dem die Aufstellung von Listen von Stoffen, deren Verwendung Beschränkungen unterliegt, die verboten 
sind oder die von der Gemeinschaft geprüft werden ermöglicht wird. Dieses Verfahren ist jedoch bisher 
kaum angewandt worden und stellt lediglich eine Art Negativliste dar. 

Daher gilt weiterhin, dass die amtliche Lebensmittelüberwachung für ein Verkehrsverbot eines NEM die 
gesundheitliche Bedenklichkeit in jedem Einzelfall nachweisen muss, anstatt dass die gesundheitliche Un-
bedenklichkeit vorab nachgewiesen wird.  

Aufgrund dessen etablierten verschiedene Mitgliedstaaten, wie Belgien, Frankreich und Italien, eigene Po-
sitivlisten. 

In Deutschland wurden die „Stofflisten des Bundes und der Bundesländer“ veröffentlicht, die den Behörden 
und Inverkehrbringern als Orientierungshilfe bei der Einstufung und Beurteilung von Stoffen bezüglich der 
Verwendung als Lebensmittel oder Lebensmittelzutat dienen können. Sie sind nicht rechtsverbindlich und 
ersetzen keine einzelfallbezogene Beurteilung, die nur unter Berücksichtig aller beurteilungsrelevanten Kri-
terien wie Zubereitung, Dosierung, Kennzeichnung erfolgen kann. Die Stofflisten des Bundes und der Bun-
desländer können jedoch als Grundlage für den Entwurf einer Positivliste für „andere Stoffe“ in Nahrungs-
ergänzungsmitteln herangezogen werden. 

Alternativ wäre auch eine Beteiligung an dem von Belgien, Frankreich und Italien unter dem Namen 
„BelFrIt“ bekannte Kooperationsprojekt eine mögliche Option. Im Rahmen dieses Projektes wurde eine Liste 
der zur Verwendung in Nahrungsergänzungsmitteln zulässigen Pflanzen zusammengestellt. Die BelFrIt-
Liste hat das Ziel, die in den Mitgliedsstaaten gewonnenen Erfahrungen zu bündeln und so das Verbraucher-
schutzniveau zu erhöhen und den Handelsverkehr zu erleichtern. 

12. Zu Artikel 5 Nummer 2 (§ 27 Absatz 1a WeinG) 

In Artikel 5 Nummer 2 ist in § 27 Absatz 1a nach dem Wort „unterliegende“ das Wort „Lebensmittel“ durch 
das Wort „Erzeugnisse“ zu ersetzen. 

Begründung: 

In der Neuformulierung wird eine Regelung für Erzeugnisse des Weinrechts getroffen, daher ist an dieser 
Stelle auch der formal zutreffende Begriff „Erzeugnis“ zu verwenden. 
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Anlage 4 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung äußert sich zu der Stellungnahme des Bundesrates wie folgt: 

Zu Ziffer 1 (Artikel 1 Nummer 9 Buchstabe c (§ 9 Absatz 1 Satz 2 LFGB)): 

Die Bundesregierung lehnt die Empfehlung des Bundesrates ab, da die bestehenden Regelungen aus Sicht der 
Bundesregierung ausreichend sind. Die Anwendung eines nicht zugelassenen Pflanzenschutzmittels ist verboten. 
Eine Zuwiderhandlung ist eine Ordnungswidrigkeit nach § 68 Absatz 1 Nummer 7 Pflanzenschutzgesetz 
(PflSchG), die mit einem Bußgeld bis 50000 € sanktioniert werden kann. Auch die Anwendung eines verbotenen 
Pflanzenschutzmittels ist eine Straftat nach § 69 Absatz 1 Nummer 2 PflSchG i. V. m. §§ 1, 8 Absatz 1 Pflanzen-
schutz-Anwendungsverordnung. Das Inverkehrbringen von in Deutschland hergestellten Lebensmitteln mit 
Rückständen von in Deutschland nicht zugelassenen bzw. verbotenen Pflanzenschutzmitteln, deren Höhe die in 
der EU festgelegte Rückstandshöchstmengen unterschreiten, kommt nach hiesigen Erkenntnissen äußerst selten 
vor und wäre ohnehin nur dann strafbar, wenn der Inverkehrbringer des Lebensmittels bezüglich der Rückstände 
vorsätzlich oder zumindest fahrlässig gehandelt hat. Vor diesem Hintergrund sieht die Bundesregierung keinen 
Bedarf für ein zusätzliches strafbewehrtes Verbot im LFGB. 

Zu Ziffer 2 (Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe a1 – neu – (§ 10 Absatz 3 Nummer 01 – neu – LFGB) und Artikel 1 
Nummer 45 Buchstabe a Doppelbuchstabe 0aa – neu – (§ 58 Absatz 1 Nummer 5a – neu –)): 

Die Bundesregierung stimmt der Empfehlung des Bundesrates zu. 

Allerdings sind die Bezeichnungen „a1“ und „0aa“ sowie die Nummerierung „01“ untypisch und den Änderungs-
befehlen bzw. dem LFGB fremd. Daher wird die Bundesregierung eine Formulierungshilfe zur Verfügung stellen, 
mit der die Empfehlung des Bundesrates im Einklang mit den üblichen Grundsätzen der Rechtsförmlichkeit um-
gesetzt wird. 

Zu Ziffer 3 (Artikel 1 Nummer 25 (§ 38b Absatz 2 LFGB) 

Die Bundesregierung lehnt die Empfehlung des Bundesrates ab. 

Aus Sicht der Bundesregierung erscheint es in diesem Fall zielführender, die behördliche Zuständigkeit hier an 
den Sitz des Diensteanbieters und nicht des Lebensmittelunternehmers anzuknüpfen. Auch sollte das Regel-Aus-
nahme-Verhältnis zwischen Landes- und Bundeszuständigkeit nicht umgedreht werden, da nach der grundgesetz-
lichen Kompetenzordnung die Vollzugszuständigkeit des Bundes den Ausnahmefall darstellt. Dies sollte sich 
auch in der Formulierung des § 38b Absatz 2 LFGB widerspiegeln. 

Zu Ziffer 4 bis 6 (Artikel 1 Nummer 28 (§ 40 LFGB) 

Auch die Bundesregierung hält die Transparenzvorschriften des Verbraucherinformationsgesetzes (VIG) sowie 
des § 40 Abs. 1a LFGB für ein wesentliches Instrument des gesundheitlichen Verbraucherschutzes. Eine grund-
legende Überarbeitung der Transparenzvorschriften des VIG und des LFGB ist jedoch aus Sicht der Bundesre-
gierung zum jetzigen Zeitpunkt nicht angezeigt.  

Im Hinblick auf die Regelung des § 40 Absatz 1a LFGB hat das Bundesverfassungsgericht die Vorschrift mit 
seiner Entscheidung vom 21. März 2018 (Az. 1 BvF 1/13) mit Ausnahme der fehlenden Löschungsfrist für ver-
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fassungskonform erachtet. Im Rahmen des Ersten Gesetzes zur Änderung des LFGB, mit dem die fehlende Lö-
schungsfrist ergänzt wurde, hatte die Bundesregierung weitere Änderungen an § 40 Abs. 1a LFGB zugesagt. 
Diese sind im Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des LFGB sowie anderer Vorschriften enthalten. 
Eine darüber hinaus gehende Überarbeitung ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht angezeigt. Es existieren bereits 
Transparenzvorschriften, die nach Kenntnis der Bundesregierung jedoch nach wie vor nicht von allen Bundeslän-
dern vollzogen werden. 

Hinsichtlich des VIG gilt, dass das Bundesverwaltungsgericht das Verbraucherinformationsgesetz und seine ver-
braucherfreundliche Handhabung in einem Urteil vom 29. August 2019 (Az. 7 C 29.17) nochmals ausdrücklich 
bestätigt hat. Infolge des Urteils, dem sich anlässlich einer Klageserie im Zusammenhang mit der foodwatch-
Kampagne „Topf Secret“ die obergerichtliche Rechtsprechung weitestgehend angeschlossen hat bzw. dessen tra-
gende Erwägungen sie sich erneut zu eigen gemacht hat, wurden etwaige Rechtsunsicherheiten endgültig beseitigt 
und Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit des VIG ausgeräumt. Das Urteil ermöglicht somit einen bundesweit 
einheitlichen und wirksamen Vollzug des Gesetzes. Vor diesem Hintergrund besteht auch im Hinblick auf das 
VIG aus Sicht der Bundesregierung derzeit kein weitergehender gesetzgeberischer Handlungsbedarf. 

Zudem enthält die Empfehlung in Ziffer 4 unter den Buchstaben d) und e) die Aufforderung an die Bundesregie-
rung, eine Rechtsgrundlage zur Übermittlung von Daten über landwirtschaftliche Betriebe, die Lebensmittel nicht 
tierischer Herkunft erzeugen, an die für die Lebensmittelüberwachung zuständigen Behörden aufzunehmen. Diese 
Bitte der Länder ist nachvollziehbar. Allerdings sollte vor dem Hintergrund der laufenden Überlegungen zur Er-
neuerung der IT-Architektur der amtlichen Lebensmittelüberwachung und der datenschutzrechtlichen Fragestel-
lungen zunächst eine umfassende Prüfung erfolgen. 

Zu Ziffer 7 (Artikel 1 Nummer 28 Buchstabe c Doppelbuchstabe bb (§ 40 Absatz 1a Satz 1 Nummer 3 LFGB)): 

Die Bundesregierung stimmt der Empfehlung des Bundesrates zu, da diese Formulierung der Systematik des § 40 
Absatz 1a Satz 1 Nummer 3 LFGB entspricht und ebenfalls an einen hinreichenden Verdacht anknüpft. 

Zu Ziffer 8 (Artikel 1 Nummer 33 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa (§ 44 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 LFGB) 

Die Bundesregierung lehnt die Empfehlung des Bundesrates ab. Die Empfehlung begegnet aufgrund des voraus-
sichtlich entstehenden Umstellungsaufwands Bedenken. Da sich insbesondere die Gastronomiebetriebe aufgrund 
der aktuellen Pandemiesituation in einer sehr schwierigen wirtschaftlichen Lage befinden, empfiehlt die Bundes-
regierung das berechtigte Anliegen des Bundesrates zunächst zurückzustellen und zu einem späteren Zeitpunkt 
erneut aufzugreifen. 

Während nach dem von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf jede Form der elektronischen Übermittlung 
und somit auch eine E-Mail ausreichen würde, geht die Forderung der Länder deutlich darüber hinaus. Die elekt-
ronische Übermittlung in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format würde bedeuten, dass 
zwingend ein bestimmtes gängiges Dateiformat – beispielsweise eine Excel-Datei oder ein vergleichbares Format 
– zu verwenden wäre. 

Grundsätzlich ist es auch das Ziel der Bundesregierung, dass die Rückverfolgbarkeit von unsicheren Lebensmit-
teln oder Futtermitteln möglichst schnell und effizient erfolgen kann. Die Verwendung eines maschinenlesbaren 
Dateiformats ist dabei ein richtiger Schritt. Allerdings ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht zuverlässig abschätzbar, 
welchen Umstellungsaufwand eine solche Verpflichtung mit sich bringen würde. Mittlere und große Unterneh-
men dürften in der Regel über IT-Systeme verfügen, welche den Anforderungen der Länder genügen. Etwas An-
deres dürfte hingegen für Klein- und Kleinstunternehmen (beispielsweise der Gastronomie oder des Lebensmit-
telhandwerks) gelten. Während man in der heutigen Zeit davon ausgehen kann, dass nahezu jeder Unternehmer 
die Möglichkeit hat, zumindest eine E-Mail zu versenden, kann nicht davon ausgegangen werden, dass jedem 
Klein- und Kleinstunternehmer ein PC mit entsprechender Software zur Verfügung steht, mit dem er die Rück-
verfolgbarkeitsinformationen in dem geforderten maschinenlesbaren Format (beispielsweise einer Excel-Tabelle) 
übermitteln kann. Bei wie vielen Unternehmen eine Neuanschaffung erforderlich werden würde und welche Kos-
ten dadurch zu erwarten wären, lässt sich mangels entsprechender Informationen nicht zuverlässig abschätzen. 
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Der entstehende Umstellungsaufwand würde jedoch voraussichtlich vor allem bei den Klein- und Kleinstunter-
nehmen anfallen. Dies sind jedoch auch die Unternehmen, die bereits durch die Corona-Pandemie am stärksten 
wirtschaftlich betroffen sind. 

Zu Ziffer 9 (Artikel 1 Nummer 33 Buchstabe b Doppelbuchstabe aa (§ 44 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 LFGB): 

Die Bundesregierung teilt den vom Bundesrat geäußerten Wunsch nach einer Beschleunigung der Rückverfolg-
barkeit bei nicht sicheren Lebensmitteln oder Futtermitteln und wird sich daher auch auf EU-Ebene hierfür ein-
setzen. Sie weist allerdings darauf hin, dass eine Änderung der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 derzeit auf EU-
Ebene nicht anstehen dürfte. 

Zu Ziffer 10 (Artikel 1 Nummer 41 Buchstabe d (§ 55 Absatz 3 LFGB) und Artikel 2 (§ 55 Absatz 3 LFGB): 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundesrates zu. 

Zu Ziffer 11 (Artikel 1 allgemein) 

Die Bundesregierung wird das Anliegen des Bundesrates prüfen. 

Zu Ziffer 12 (Artikel 5 Nummer 2 (§ 27 Absatz 1a WeinG)): 

Die Bundesregierung lehnt die Empfehlung des Bundesrates ab. Das mit der Empfehlung verfolgte Ziel, die Ver-
wendung des weinrechtlichen Begriffs „Erzeugnisse“, wird aufgrund der Einschränkung „soweit es sich dabei um 
Erzeugnisse handelt“, bereits durch den Regierungsentwurf erreicht.  
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